
Kooperationsprojekt - Digitalisierung Drucksachen
der Bremischen Bürgerschaft

Plenarprotokoll / Bremische Bürgerschaft, Landtag
12. Wahlperiode: 1987/88

20.02.1991 - Plenarprotokoll 82. Sitzung

Staats-und Universitätsbibliothek Bremen - Digitale Sammlungen



BREMISCHE
Landtag
12 . Wahlperiode

BÜRGERSCHAFT Plenarprotokoll
82 . Sitzung

20 . 02 . 91

82 . Sitzung
am Mittwoch , dem 20. Februar 1991

Inhalt

Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung 5515 5.

Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs . 2 der Ge¬
schäftsordnung ....................... 5515

Eingaben gemäß § 70 der Geschäftsordnung 5515

Eintritt des Abgeordneten Wolfram Sailer (DIE
GRÜNEN) in die Bürgerschaft ............ 5516

Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes
gegen das Außenwirtschaftsgesetz bezie¬
hungsweise des Kriegswaffenkontrollge¬
setz
Anfrage der Abgeordneten v . Nispen,
Jäger und Fraktion der FDP vom 4 . Fe¬
bruar 1991 ....................... 5519

Fragestunde

1 . Kerosinabwürfe durch Flugzeuge bei
Landungen auf Flughäfen im Lande Bre¬
men

Anfrage der Abgeordneten Frau Dr.
Hackstein (DIE GRÜNEN) vom 29 . Januar
1991 ............................ 5516

6 . Unterbringung Drogenabhängiger/Reha-
Center
Anfrage des Abgeordneten Altermann
(DVU) vom 6 . Februar 1991 .......... 5520

7 . Bericht über die „Die Kurden -Connection"
in „Der Stern " am 24 . Januar 1991
Anfrage der Abgeordneten Borttscheller,
Kudella und Fraktion der CDU vom 7 . Fe¬
bruar 1991 ....................... 5520

2 . Südafrika

Anfrage des Abgeordneten Altermann
(DVU ) vom 4 . Februar 1991 .......... 5516

3 . Mangelhafte personelle , materielle und
räumliche Ausstattung des Fachbereichs
Wirtschaft an der Hochschule Bremen

Anfrage der Abgeordneten Dr . Schulte,
Kudella und Fraktion der CDU vom 4 . Fe¬
bruar 1991 ....................... 5517

9.

Unzulässige Geschäfte mit Nierentrans¬
plantationen
Anfrage der Abgeordneten Urban , Ku¬
della und Fraktion der CDU vom 7 . Fe¬
bruar 1991 ....................... 5523

Vermarktung von umweltschonend pro¬
duzierten landwirtschaftlichen Erzeug¬
nissen
Anfrage der Abgeordneten Frau Dr.
Hackstein (DIE GRÜNEN) vom 7 . Februar
1991 5524

4 . Schwarzarbeit , Leiharbeit und Werkver¬
träge
Anfrage der Abgeordneten Urban , Ku¬
della und Fraktion der CDU vom 4 . Fe¬
bruar 1991 ....................... 5518

10 . Tauziehen um die MBA
Anfrage der Abgeordneten Frau Dr.
Hackstein (DIE GRÜNEN) vom 7 . Februar
1991 ............................ 5525



5512 Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 82 . Sitzung am 20 . 2 . 91

11 . Giftmülltransporte
Anfrage der Abgeordneten Frau Dr.
Hackstein (DIE GRÜNEN) vom 8 . Februar
1991 ............................ 5526

Einrichtung von vollen Halbtagsschulen und
Ganztagsbetreuungsschulen
Antrag der Fraktion der CDU
vom 19 . Dezember 1990
(Drucksache 12/1110)

12 . Angestrebte Konversion am Fraunhofer-
Institut?
Anfrage der Abgeordneten Frau Dr . Trü-
pel -Rüdel (DIE GRÜNEN) vom 11 . Februar
1991 ............................ 5527

Volle Halbtagsschulen und Nachmittagsbe¬
treuung
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN
vom 6 . Februar 1990
(Drucksache 12/1147)

13 . Schäden durch sogenannte Friedensde¬
monstrationen
Anfrage der Abgeordneten Borttscheller,
Kudella und Fraktion der CDU vom 11 . Fe¬
bruar 1991 ....................... 5527

14 . Nutzung von Kasernen für Wohnzwecke
Anfrage der Abgeordneten Frau Franzen
(DIE GRÜNEN) vom 12 . Februar 1991 . . 5528

15 . Hohe Defizite an Lehrerstellen an Bre¬
merhavens Schulen
Anfrage der Abgeordneten Ravens , Ku¬
della und Fraktion der CDU vom 14 . Fe¬
bruar 1991 ....................... 5528

Aktuelle Stunde

Merkwürdigkeiten bei der Besetzung der
Stelle eines Professors für das Fachgebiet Po¬
litikwissenschaften an der Hochschule für
öffentliche Verwaltung
Abg . Dr . Schulte (CDU) ................. 5530
Präsident Dr . Klink .................... 5533
Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN) . 5535
Abg . Frau v . Schönfeldt (FDP ) ............ 5537
Senator für Finanzen Grobecker .......... 5538
Abg . Jäger (FDP) ...................... 5539
Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN) . 5541
Abg . Naydowski (SPD ) .................. 5541
Senator für Finanzen Grobecker .......... 5542

Aufrechterhaltung aller hafenpolitischen Op¬
tionen für die Hafengruppe Bremen -Stadt
Antrag der Fraktion der CDU
vom 6 . November 1990
(Drucksache 12/1025 ) .................. 5542

Betreuungsangebote an Schulen
Antrag der Fraktion der SPD
vom 18 . Februar 1991
(Drucksache 12/1152)

Abg . Bürger (CDU) ..................... 5543
Abg . Sygusch piE GRÜNEN ) ............ 5545
Abg . Aulfes (SPD ) ...................... 5547
Abg . Frau v . Schönfeldt (FDP) ............ 5549
Abg . Aulfes (SPD ) ...................... 5550
Bürgermeister Dr . Scherf , Senator für Bildung,
Wissenschaft und Kunst ................ 5550
Abg . Bürger (CDU) ..................... 5551
Abstimmung .......................... 5552

Umweltsteuern und -abgaben
Mitteilung des Senats vom 18 . Dezember 1990
Prucksache 12/1111)
Senator für Umweltschutz und Stadtentwick¬
lung Frau Lemke -Schulte ................ 5552
Abg . Frau Wischer (SPD ) ................ 5554
Abg . Niederbremer (CDU) ............... 5557
Abg . Frau Dr . Hackstein (DIE GRÜNEN) . . . 5559
Abg . Jäger (FDP ) ...................... 5561

Bericht des Senats über Maßnahmen gegen
den Pflegenotstand
Mitteilung des Senats vom 8 . Januar 1991
(Drucksache 12/1114)

Abg . Frau Noack (SPD ) ................. 5564
Abg . Frau Pautzke (FDP) ................ 5566
Abg . Urban (CDU ) ..................... 5567
Abg . Frau Franzen piE GRÜNEN ) ........ 5569
Staatsrat Dr . Dopatka ................... 5571

Keine Abschiebung von Kurden!
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN
vom 14 . Januar 1991
(Drucksache 12/1117)



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 82 . Sitzung am 20 . 2 . 91 5513

Kurden
Antrag der Fraktion der FDP
vom 11 . Februar 1991
(Drucksache 12/1148)

Abg . Tiefenbach piE GRÜNEN)
Abg . v . Nispen (FDP ) .........
Abg . Bergen (CDU) ..........
Abg . Frau Noack (SPD ) .......

Abg . Altermann (DVU) ................. 5582
Senator für Inneres Sakuth ............. 5582

Abg . Tiefenbach (DIE GRÜNEN) .......... 5583

Abg . v . Nispen (FDP) ................... 5584
5572 Abg . Frau Noack (SPD ) ................. 5585
5576 Abstimmung .......................... 5585
5578
5579 Anhang zum Plenarprotokoll ............ 5586



5514 Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 82 . Sitzung am 20 . 2 . 91

Präsident Dr . Klink

Vizepräsident Frau Leinemann Schriftführer Ravens
Vizepräsident v . d . Schulenburg Schriftführer Tepperwien

Bürgermeister Dr . Scherf (SPD ) , Senator für Bildung , Wissenschaft und Kunst
Senator für Justiz und Verfassung und für Sport Kröning (SPD)
Senator für Umweltschutz und Stadtentwicklung Frau Lemke -Schulte (SPD)
Senator für Häfen , Schiffahrt und Verkehr und für das Bauwesen Kunick (SPD)
Senator für Wirtschaft , Technologie und Außenhandel Beckmeyer (SPD)
Senator für Inneres Sakuth (SPD)
Senator für Jugend und Soziales Frau Uhl (SPD)

Staatsrat Dr . Fuchs (Senatskanzlei)
Staatsrat Dr . Dopatka (Senator für Gesundheit)
Staatsrat Dr . Haller (Senator für Wirtschaft , Technologie und Außenhandel)
Staatsrat Professor Dr . Hoffmann (Senator für Bildung , Wissenschaft und Kunst)
Staatsrat Dr . Kauther (Senator für Inneres)
Staatsrat Dr . Kratzsch (Senator für Häfen , Schiffahrt und Verkehr)
Staatsrat Dr . Lüthge (Senator für Umweltschutz und Stadtentwicklung)
Staatsrat Mayer -Schwinkendorf (Senator für Justiz und Verfassung und für Sport)
Staatsrat Weichsel (Senator für Arbeit)

Präsident des Rechnungshofs Dr . Meyer -Arndt



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 82 . Sitzung am 20 . 2 . 91 5515

Präsident Dr . Klink eröffnet die Sitzung um 10 . 15
Uhr.

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren , ich
stelle fest , die 82 . Sitzung der Bürgerschaft (Landtag)
ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her¬
ren sowie die Zuhörer und Vertreter der Presse.

Folgende Gruppen sind anwesend : eine Gruppe
der Union von 1801 , eine Fortbildungsgruppe von
Fach - und Führungskräften aus China , Indonesien,
Zaire , Zentralafrikanische Republik , Panama , Para¬
guay , Guatemala , Argentinien und Venezuela , die
zu Gast sind bei der Oberpostdirektion Bremen , und
eine Klasse der Lessingschule aus Bremerhaven.

Ich begrüße die Zuhörer in unserem Kreis.

(Beifall)

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1 . Keine neuen Ausbildungsberufe unterhalb der
geltenden Standards der Berufsausbildung nach dem
Berufsausbildungsgesetz und der Handwerksord¬
nung , Entschließungsantrag der Fraktion der SPD
vom 18 . Februar 1991 , Drucksache 12/1151.

Ich schlage Ihnen vor , diesen Entschließungsan¬
trag , der nach unserer Geschäftsordnung als dring¬
lich gilt , zusammen mit Tagesordnungspunkt 15 be¬
raten zu lassen . — Ich stelle Einverständnis fest.

2 . Betreuungsangebote an Schulen , Dringlichkeits¬
antrag der Fraktion der SPD vom 18 . Februar 1991,
Drucksache 12/1152.

Wird hier die Dringlichkeit begründet ? — Das ist
offenbar nicht der Fall.

Wer mit der dringlichen Behandlung einverstan¬
den ist , den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Damit ist die dringliche Behandlung beschlossen.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit Tagesord¬
nungspunkt fünf vor . — Auch hier stelle ich Einver¬
ständnis fest.

3 . Mittelstandsforschung im Rahmen eines Netz¬
werkes „Ökologie , Arbeit und Technik " als Koope¬
rationsprojekt , Dringlichkeitsantrag der Fraktion
DIE GRÜNEN vom 18 . Februar 1991 , Drucksache
12/1154.

Soll hier die Dringlichkeit begründet werden ? —
Das ist offensichtlich nicht der Fall.

Wer mit der dringlichen Behandlung einverstan¬
den ist , den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Damit ist die dringliche Behandlung beschlossen.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor , diesen Antrag zusammen (C)
mit Tagesordnungspunkt zehn zur Beratung zu stel¬
len . — Ich höre keinen Widerspruch . Dann wird so
verfahren.

Meine Damen und Herren , die übrigen Eingänge
bitte ich der Mitteilung über den voraussichtlichen
Verlauf der Plenarsitzung sowie dem heute verteil¬
ten Umdruck zu entnehmen.

I . Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung
1 . Ergebnisse und Entwicklungen der Psychiatrie¬

reform im Lande Bremen
Große Anfrage der Fraktion der SPD
vom 4 . Februar 1991
(Drucksache 12/1140)

2 . Kulturstiftung der Freien Hansestadt Bremen
Antrag der Fraktion der FDP
vom 18 . Februar 1991
(Drucksache 12/1153)

3 . Gesetzliche Absicherung des Pflegerisikos
Antrag der Fraktion der CDU
vom 19 . Februar 1991
(Drucksache 12/1156)

Die Vorlagen kommen auf die Tagesordnung der
März -Sitzung.

II . Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs . 2 der Geschäfts¬
ordnung
1 . Auswirkungen eines möglichen Golfkrieges auf

den bremischen Außenhandel , die Binnenwirt¬
schaft und bremische Landespolitik
Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN
vom 10 . Januar 1991
(Drucksache 12/1038)
Dazu
Antwort des Senats vom 29 . Januar 1991

2 . Asylbewerber 1990
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 31 . Januar 1991

III . Eingaben gemäß § 70 der Geschäftsordnung
1 . Schreiben von Herrn Adolph Max Ballhorn zum

Pflegenotstand besonders bei der Altenpflege.
2 . Schreiben der Organisation Welt zur Situation

am Golf.

3 . Schreiben von Herrn Friedrich Reich zum Zu¬
zug von sowjetischen Juden.

4 . Schreiben von Maria Hönicke zu den Landtags¬
debatten über den Golfkrieg , Menschenrechts¬
verletzungen in den baltischen Staaten u . a.

5 . Schreiben der Kap Shipping Corporation zu ei¬
nem Pfändungs - und Uberweisungsbeschluß.

6 . Diverse Vorgänge des Bremischen Aktions-
Komitees für Kinder (BAKI ) zu einer Asylange¬
legenheit.

7 . Schreiben des Christlichen Gewerkschaftsbun¬
des Deutschlands , Landesverband Bremen , zum
Landesgleichstellungsgesetz.

8 . Schreiben von Herrn Tobias Stiefel u . a . zur poli¬
tischen Berichterstattung.

Die Eingänge können bei der Verwaltung der Bür¬
gerschaft eingesehen werden.
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(A ) Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter¬
fraktionelle Absprachen getroffen , und zwar erstens
zur dringlichen Bahandlung verschiedener Vorla¬
gen , zweitens zur Verbindung von Tagesordnungs¬
punkten in der Beratung und drittens zur Ausset¬
zung von Tagesordnungspunkten.

Kann ich davon ausgehen , daß Sie mit den inter¬
fraktionellen Absprachen einverstanden sind?

Wer dafür ist , den bitte ich um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Dann ist es so beschlossen.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren , ich begrüße in unserer
Mitte den neuen Kollegen Wolfram Sailer.

(Beifall)

Der Abgeordnete Sailer ist seit dem 15 . Februar für
Frau Dr . Carola Schumann Mitglied der Bremischen
Bürgerschaft . Ich wünsche ihm Erfolg bei seiner Ar¬
beit im Interesse unserer Bürgerinnen und Bürger.

Frau Dr . Schumann , die mit Ablauf des 14 . Februar
aus der Bürgerschaft ausgeschieden ist , hat im Nie¬
dersächsischen Frauenministerium eine Referenten¬
stelle angetreten . Ich bin sicher , daß bei der Wahr¬
nehmung dieser neuen Aufgabe ihre mehr als drei¬
jährige Mitgliedschaft in der Bürgerschaft und nicht

(B ) zuletzt ihre engagierte Mitarbeit im Ausschuß zur
Förderung der Gleichberechtigung der Frau hilf¬
reich sein werden.

Meine Damen und Herren , bevor wir in die Tages¬
ordnung eintreten , möchte ich nicht versäumen , den
Abgeordneten Frau Mehrkens und Herrn Aulfes , die
heute ihren Geburtstag haben , sehr herzliche Glück¬
wünsche auszusprechen!

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Im Rahmen der Fragestunde sind 16 Anfragen
frist - und formgerecht eingereicht worden.

Die erste Anfrage beschäftigt sich mit Kerosinab-
würfen durch Flugzeuge bei Landungen auf Flug¬
häfen im Land Bremen . Die Anfrage ist unterschrie¬
ben von der Abgeordneten Frau Dr . Hackstein , Frak¬
tion DIE GRÜNEN.

Ich bitte die Fragestellerin , die Anfrage zu stellen!

Abg . Frau Dr . Hackstein (DIE GRÜNEN) : Ich frage
den Senat:

Erstens : Zu wie vielen Kerosinabwürfen kam es in
den Jahren 1970 bis 1990 bei Landeanflügen an Bre¬
mer Flugplätzen ? Bitte nach Notlandungen bezie¬
hungsweise anderen Gründen aufschlüsseln!

Zweitens : Welche Stadtteile waren von den Kero - (C)
sinabwürfen in welchem Umfang betroffen?

Drittens : Welche Messungen mit welchen Ergeb¬
nissen im einzelnen wurden durchgeführt , um die
Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit der Be¬
völkerung abschätzen zu können?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Senator Kunick.

Senator für Häfen , Schiffahrt und Verkehr und
für das Bauwesen Kunick : Frau Dr . Hackstein , Herr
Präsident , meine sehr verehrten Damen und Herren!
Für den Senat beantworte ich Ihre Fragen wie folgt:

Kerosinabwürfe , in der Fachsprache als Treibstoff¬
schnellablässe bezeichnet , werden nur in Notlagen
vorgenommen . Nach den Erkenntnissen der Bundes¬
anstalt für Flugsicherung und der Flughafen Bremen
GmbH hat sich in dem angeführten Zeitraum von
1970 bis 1990 kein derartiger Vorfall bei einem Lan¬
deanflug auf Bremer Flugplätze ereignet . Damit ent¬
fallen die Antworten zu zwei und drei.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Frau Dr . Hackstein (DIE GRÜNEN) : Herr Se¬
nator , sind Kerosinabwürfe meldepflichtig?

Präsident Dr . Klink : Herr Senator , bitte sehr!
(D)

Senator Kunick : Ich bin gern bereit , Ihnen das an¬
hand von Gesetzen noch einmal zu belegen . Ich habe
Ihnen hier die Antwort der zuständigen Anstalt und
des Flughafens gegeben , und Sie sind bitte so freund¬
lich , wenn Sie irgendeinen Verdacht haben , daß Sie
mir den auch klar übermitteln , denn ich bin wie Sie
daran interessiert , daß die Bremer Luft nicht durch
Benzin , was herunterfällt , geschwängert wird.

Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfragen liegennicht vor . Ich bedanke mich bei Herrn Senator
Kunick.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf Südafrika . Die
Anfrage ist unterzeichnet von dem Abgeordneten
Altermann.

Ich bitte den Fragesteller , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . Altermann pVU ) : Ich frage den Senat:
Erklärt sich der Senat auch heute noch solidarisch

mit den Widerstandsbewegungen in Südafrika ange¬
sichts der Tatsache , daß sich diese gegenseitig be¬
kämpfen , wodurch bereits viele Tote zu beklagen
waren?

Findet der Senat es angesichts der gegebenen Tat¬
sachen auch heute noch richtig , wenn man sagt,
Afrika den Afrikanern?

Präsident Dr. Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Staatsrat Dr . Fuchs.
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(A) Staatsrat Dr . Fuchs : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Für den Senat beantworte ich die Anfra¬
ge wie folgt:

Der Senat hat stets die Kräfte unterstützt , die auf
eine Reform in Südafrika mit dem Ziel der völligen
Abschaffung der Apartheid und auf die Gleichbe¬
rechtigung aller Menschen unabhängig von ihrer
Hautfarbe hinarbeiten.

(Beifall bei der SPD)

In diesem Zusammenhang hat der Senat auch den
African National Congress unterstützt und dessen
Vizepräsidenten Nelson Mandela mit dem Solidari¬
tätspreis ausgezeichnet.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat wird diese Unterstützung so lange fortset¬
zen , wie es die politischen Umstände in Südafrika er¬
forderlich machen!

(Beifall bei der SPD)

Die jüngsten Erklärungen des südafrikanischen
Staatspräsidenten stimmen zuversichtlich . Es wird
allerdings abzuwarten bleiben , wie und wie rasch die
angekündigte Abschaffung der Apartheid tatsäch¬
lich erfolgen wird . Die kürzliche Begegnung zwi¬
schen dem ANC -Vizepräsidenten und dem Vorsit¬
zenden der Inkatha Chief Buthelezi gibt Anlaß zu

(B ) der Hoffnung , daß die politischen Auseinanderset¬
zungen zwischen diesen beiden Bewegungen über¬
wunden und damit die äußerst bedauerlichen Über¬
griffe innerhalb der schwarzen Bevölkerung rasch
beendet werden können.

Zu zweitens : Ja , wem denn sonst?

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Altermann (DVU) : Darf ich dann auch sagen,
Deutschland den Deutschen?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr . Fuchs : Sehr verehrte Herr Abgeord¬
neter , ich glaube , wir haben das große Glück im letz¬
ten Jahr gehabt , daß es in die geschichtliche Situa¬
tion gepaßt hat , daß wir Ostdeutschland und West¬
deutschland wieder vereinigen konnten . Ich glaube,
wir haben das größte Geschenk bekommen , das wir
bekommen konnten.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Altermann (DVU) : Ich glaube , Sie irren sich,
meinen Sie Ostdeutschland oder Mitteldeutschland?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr . Fuchs : Sehr geehrter Herr Abgeord - (C)
neter , wir haben fünf Länder zu den elf westlichen
Ländern hinzubekommen , wir haben ein Deutsch¬
land bekommen , auf das wir stolz sein können , und
wir versuchen , mit diesem geeinten Deutschland un¬
seren Beitrag zum Frieden in der Welt zu leisten.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor . Ich bedanke mich bei Herrn Staatsrat Dr.
Fuchs.

Die dritte Anfrage steht unter dem Betreff : „Man¬
gelhafte personelle , materielle und räumliche Aus¬
stattung des Fachbereichs Wirtschaft an der Hoch¬
schule Bremen " . Die Anfrage trägt die Unterschrif¬
ten der Abgeordneten Dr . Schulte , Kudella und Frak¬
tion der CDU.

Ich bitte den Abgeordneten Dr . Schulte , die Anfra¬
ge vorzutragen!

Abg . Dr . Schulte (CDU) : Wir fragen den Senat:
Was wird der Senat unternehmen , um für eine aus¬

reichende personelle , materielle und räumliche Aus¬
stattung des Fachbereichs Wirtschaft an der Hoch¬
schule Bremen zu sorgen?

Wie kann insbesondere erreicht werden , daß die
Erwartungen , die mit dem neuen Studiengang „Ma¬
nagement und Handel " geweckt worden sind , end¬
lich erfüllt werden ? p)

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Bürgermeister Dr . Scherf.

Bürgermeister Dr . Scherf , Senator für Bildung
Wissenschaft und Kunst : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Ihre Fragen beantworte ich für
den Senat wie folgt:

Der Senat hat mit dem Hochschulgesamtplan
1987/91 den Anstoß zu einer Modernisierung und
Erneuerung der Studienangebote gegeben . Für den
Fachbereich Wirtschaft konnten bereits wesentliche
Maßnahmen zur Verbesserung der Leistungsfähig¬
keit umgesetzt werden , zum Beispiel die räumliche
Verbesserung durch den Umzug von dem Universi¬
tätsgelände in die Neustadt zu Beginn des Sommerse¬
mesters 1989 , die Einrichtung der bundesweit beach¬
teten neuartigen Studiengänge Angewandte Welt¬
wirtschaftssprachen , Betriebswirtschaft/Internatio¬
nales Management und Management im Handel.
Hierfür sind zehn zusätzliche Professorenstellen be¬
reitgestellt worden , von denen die Hochschule bis¬
her zwei besetzen konnte . Die restlichen acht Stellen
befinden sich im hochschulinternen Berufungsver¬
fahren.

Die neuen Studiengänge finden in der regionalen
und überregionalen Wirtschaft eine positive Reso¬
nanz , die durch die Finanzierung von entsprechen¬
den Professuren sowie durch die Förderung des Bun¬
des eindrucksvoll unterstrichen wird.
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(A ) Der Senat erwartet , daß die in der Hochschule und
insbesondere in dem Fachbereich Wirtschaft zur
Verfügung stehenden Ressourcen zur weiteren Un-
terstützng und Konsolidierung der bestehenden und
neuen Studienangebote genutzt werden . Dies gilt
insbesondere für den Studiengang Management im
Handel.

Aufgrund einer entsprechenden Bitte des Senators
für Bildung , Wissenschaft und Kunst hat die Hoch¬
schulleitung einen ständigen Gesprächskreis mit
Vertretern des Studienganges gebildet , der die hoch¬
schulinterne Diskussion über Fragen der Studienor¬
ganisation , über Fragen des Praxiskontakts und Be¬
reitstellung von Ressourcen begleitet.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Dr . Schulte (CDU) : Herr Bürgermeister , kön¬
nen Sie schon Angaben darüber machen , wann es
eine Einrichtungsverfügung des Hauses geben wird
für die neuen Studiengänge?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr . Schert : Das Hauptproblem ist,
daß sie mit ihren Besetzungen nicht klarkommen!
Wir haben acht unbesetzte Hochschullehrerstellen,
und die Hochschule bekommt es nicht voreinander,

(B) die vorliegenden Berufungen so zu sortieren , daß wir
berufen können . Ich denke , das ist der Engpaß.
Wenn wir das klären , macht das andere überhaupt
keine Schwierigkeiten mehr.

Alles ist vorbereitet . Es sind alle Vorbereitungen
sowohl für die Prüfungsordnungen als auch für die
Anerkennung praktisch büromäßig erledigt . Wir
müssen mit der Hochschule , was die Besetzung und
damit die faktische Ausgestaltung des Studienganges
oder der Studienangebote angeht , vorankommen.

Sie müssen auch ein bißchen die hochschulinterne
Blockade aufgeben . Ich kann es kaum ertragen , daß
Hochschullehrer es vorziehen , nicht zu besetzen
und die Studenten hier in die Bürgerschaft schicken
zum Demonstrieren , nur weil es darum geht , ob
Hausberufungen oder externe Berufungen durchge¬
setzt werden können oder nicht . Das geht nicht!

(Beifall bei der SPD)

Man kann die Aufstiegs - und Einnahmeperspektiven
bremischer Hochschullehrer nicht höher setzen als
das Ausbildungsinteresse der Studenten.

Darum geht es ein Stück hier . Das ist in der Hoch¬
schule zu bearbeiten , und die ist autonom , wie Sie
wissen . Wir müssen denen sagen , das müßt ihr vor
Ort erklären und vor Ort klären . Das könnt ihr nicht
einfach offenlassen und dann die Bürgerschaft unter
Druck setzen . Das geht nicht . Die Bürgerschaft hat

hier ihren Teil geleistet . Wir haben die Stellen be - (C)
kommen . Wir haben sie bewilligt.

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Viel¬
leicht kann Claus Grobecker dazu etwas

sagen !)

Nein , das ist Claus Grobeckers Sache nicht , das ist
eine Sache , die die Hochschule im Rahmen ihrer
Autonomie zu bewältigen hat . Das ist kein Anlaß für
einen Studentenstreik und schon gar nicht für eine
Bürgerschaftsstörung . Sie erinnern sich an diesen
Vorfall.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr Dr.
Schulte!

Abg . Dr . Schulte (CDU) : Herr Bürgermeister , ich
habe Sie ja deshalb nach Ihrer Einschätzung gefragt,
weil ich das Modell kenne . Darf ich Sie bitten , daß
wir in der Deputation dann doch noch eine Bewer¬
tung von Ihnen bekommen , gerade weil ich weiß,
daß auch Sponsoren sich hier engagieren wollen?
Darf ich Sie bitten , in der nächsten oder übernäch¬
sten Deputationssitzung darüber zu berichten?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr . Schert : Gern , verspreche ich
Ihnen gern!

P)Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor . Ich bedanke mich bei Herrn Bürgermeister
Dr . Scherf.

(Beifall bei der SPD)

Die vierte Anfrage in der Fragestunde befaßt sich
mit Schwarzarbeit , Leiharbeit und Werkverträgen.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordne¬
ten Urban , Kudella und Fraktion der CDU.

Ich bitte den Abgeordneten Urban , die Anfrage
vorzutragen!

Abg . Urban (CDU) : Wir fragen den Senat:
Kann der Senat ausschließen , daß bei der Durch¬

führung ganz oder teilweise mit öffentlichen Mitteln
finanzierter Aufträge , insbesondere bei Bauprojek¬
ten , Schwarzarbeit , illegale Leiharbeit oder in dieser
Form durchgeführte Werkverträge stattfinden?

Wie wird dies sichergestellt und umfassend kon¬
trolliert ? Natürlich sollte illegale Leiharbeit nicht
sichergestellt werden , sondern wie wird die Prüfung
sichergestellt und umfassend kontrolliert?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung hat das
Wort Herr Staatsrat Weichsel.

Staatsrat Weichsel : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Für den Senat beantworte ich die Fra¬
gen wie folgt:
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Zu Frage eins : Nein ! Schwarzarbeit und illegale Ar¬
beitnehmerüberlassung entziehen sich ihrem Wesen
nach einer endgültigen Kontrolle durch staatliche
Instanzen.

Zu Frage zwei : Für die Verfolgung und Ahndung
sind zuständig : bei Verstößen gegen das Gesetz zur
Bekämpfung der Schwarzarbeit die Ortspolizeibe¬
hörden ; bei Verstößen gegen das Arbeitnehmer¬
überlassungsgesetz die Bundesanstalt für Arbeit
über die jeweiligen Stützpunktarbeitsämter.

Da mit solchen Verstößen gleichzeitig auch das
Nichtentrichten von Steuern und das Vorenthalten
von Beiträgen zu Kranken - , Renten - und Unfallversi¬
cherungen verbunden ist , sind die verfolgenden Be¬
hörden zu besonderer Zusammenarbeit mit Finanz¬
ämtern , Ausländerbehörden , Sozialversicherungs¬
trägern und so weiter verpflichtet . Festgestellten
Verstößen gegen die Vergaberichtlinien für öffent¬
liche Bauaufträge und Hinweisen auf illegale Be¬
schäftigung wird unverzüglich nachgegangen.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr
Urban!

Abg . Urban (CDU) : Herr Staatsrat , sind Sie nicht
der Auffassung , daß wir eine ganze Reihe von Geset¬
zen zur Bekämpfung illegaler Tätigkeiten haben , daß
es zur Zeit aber besonders bei den Stellen , die mit der
Verfolgung beschäftigt sind , am Personal mangelt,
diese Fälle aufzudecken?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat!

Staatsrat Weichsel : Das ist nicht auszuschließen
angesichts des Aufgabenspektrums zum Beispiel der
Bundesanstalt für Arbeit . Aber von Jahr zu Jahr
wird sich immer wieder bemüht , auch dort Mittel zur
Personalverstärkung einzuwerben.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr
Urban!

Abg . Urban (CDU) : Darf ich noch eine Frage stel¬
len ? Sind bei den von Bürgermeister Wedemeier am
29 . Januar genannten aufgedeckten 5000 Fällen ille¬
galer Tätigkeit auch solche Vorhaben betroffen , die
mit öffentlichen Mitteln ganz oder teilweise finan¬
ziert wurden?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat!

Staatsrat Weichsel : Herr Abgeordneter , dies kann
ich nicht beantworten , weil das statistisch so ge¬
trennt nicht festgehalten wird.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr Ur¬
ban!

Abg . Urban (CDU ) : Halten Sie die Konstruktion der
Verfolgung durch die Stützpunktarbeitsämter , für
Bremen ist Oldenburg zuständig , für optimal?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat ! (C)

Staatsrat Weichsel : Für optimal kann ich das
schon deswegen nicht halten , weil zum Beispiel auch
nicht klar ist , wie groß das Arbeitsvolumen tatsäch¬
lich ist . Wir sind ja weitgehend auf Schätzungen an¬
gewiesen . Aber diejenigen Anstrengungen , die ge¬
macht worden sind , haben bisher jedenfalls zum Er¬
gebnis gehabt , daß man Beanstandungen nicht
haben kann.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr Ur¬
ban!

Abg . Urban (CDU) : Herr Staatsrat , ist es heute
noch so , daß die vom Stützpunktarbeitsamt Olden¬
burg festgetellten Fälle nicht aufgeschlüsselt werden
können nach Niedersachsen und Bremen?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat!

Staatsrat Weichsel : Es wird nicht aufgeschlüsselt
nach Niedersachsen und Bremen.

Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor . Ich bedanke mich bei Staatsrat Weichsel.

Die fünfte Anfrage betrifft das Ermittlungsverfah¬
ren wegen Verstoßes gegen das Außenwirtschafts¬
gesetz beziehungsweise das Kriegswaffenkontroll¬
gesetz . Die Anfrage ist unterzeichnet von den Abge¬
ordneten van Nispen , Jäger und Fraktion der FDP . (D)

Ich bitte den Fragesteller , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . v . Nispen (FDP) : Wir fragen den Senat:
Erstens : Wie viele Ermittlungsverfahren wegen

Verstoßes gegen das Außenwirtschaftsgesetz bezie¬
hungsweise das Kriegswaffenkontrollgesetz sind
von der Staatsanwaltschaft beziehungsweise Gene¬
ralstaatsanwaltschaft Bremen in den vergangenen
Jahren dieser Legislaturperiode eingeleitet worden?

Zweitens : Zu welchen Ergebnissen haben die Ver¬
fahren gegebenenfalls geführt?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Senator Kröning.

Senator für Justiz und Verfassung und für Sport
Kröning : Herr Präsident , meine Damen und Herren!
Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

In den zurückliegenden Jahren dieser Legislatur¬
periode sind von der Staatsanwaltschaft Bremen vier
Verfahren wegen Verstoßes gegen das Außenwirt¬
schaftsgesetz beziehungsweise das Kriegswaffen¬
kontrollgesetz eingeleitet worden . Das zu eins!

Zu zwei : Drei Verfahren sind nach Paragraph 170
Absatz 2 der Strafprozeßordnung eingestellt wor¬
den , in zwei Fällen , weil eine strafbare Handlung
nicht vorlag , in einem Fall , weil hinreichende tat¬
sächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen einer
Straftat nicht festgestellt werden konnten . In einem
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(A) der drei genannten Fälle ist das Verfahren zur Ver¬
folgung einer Ordnungswidrigkeit an die Oberfi¬
nanzdirektion Bremen abgegeben worden . Der Aus¬
gang dieses Verfahrens ist nicht bekannt . In einem
weiteren Verfahren dauern die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft an.

Präsident Dr . Klink : Haben Sie den Wunsch eine
Zusatzfrage zu stellen ? — Bitte , Herr van Nispen!

Abg . v . Nispen (FDP) : Herr Senator Kröning , teilen
Sie meine Auffassung , daß man im Hinblick auf die
internationalen Verflechtungen , die ja meistens die¬
sen Delikten zugrunde liegen , und im Hinblick auf
die Kompliziertheit der Materie einmal prüfen müß¬
te , ob es nicht sinnvoll wäre , eine generelle zentrale
Zuständigkeit des Generalbundesanwaltes für sol¬
cherlei Delikte zu begründen?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Kröning : Herr van Nispen , auch wenn die¬
se Frage über die Hauptfrage hinausgeht und mehr
die Rechtspolitik betrifft , möchte ich Ihnen entge¬
genhalten , daß die von der CDU/CSU und FDP ge¬
stellte Bundesregierung diesen naheliegenden Ge¬
danken nicht auf die Tagesordnung des Gesetzge¬
bers gebracht hat , obwohl sie ja jetzt Gesetzentwür¬
fe zur Änderung des Außenwirtschaftsrechts und
des Kriegswaffenkontrollrechts macht.

(B) Der Bundesrat wird sich mit der Angelegenheit
auch noch beschäftigen , ich will diese Idee gern wei¬
terverfolgen . Ich teile die Auffassung , daß wir nicht
nur eine nationale , sondern auch eine internationale
Rüstungsexportkontrolle brauchen.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? —

(Abg . v . N i s p e n [FDP] : Gut , vielen Dank !)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor . Dann ist
auch die fünfte Anfrage erledigt.

Die sechste Anfrage ist überschrieben mit „Unter¬
bringung Drogenabhängiger/Reha -Center " . Die
Anfrage ist unterschrieben von dem Abgeordneten
Altermann.

Ich bitte den Fragesteller , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . Altermann (DVU) : Ich frage den Senat:
Sieht der Senat eine Möglichkeit , Drogenabhängi¬

ge im Rahmen der Bundeswehrreduzierung in even¬
tuell leerwerdenden Kasernen unterzubringen?

Ist der Senat nicht auch der Meinung , daß sich hier
eine gute Gelegenheit bietet , ein sogenanntes Reha-
Zentrum für diese Menschen einzurichten , das zu¬
dem noch gegen Dealer gut überwacht werden könn¬
te?

Wenn der Senat gegenteiliger Meinung ist , so bitte
ich , diese Fragen nicht nur mit Ja oder Nein zu be¬

antworten , sondern eine genaue Erklärung abzuge - (C)
ben!

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Frau Senator Uhl.

Senator für Jugend und Soziales Frau Uhl : Herr
Präsident , meine Herren und Damen ! Ich beantworte
die Fragen wie folgt:

Zu Frage eins : Der Senat sieht zur Zeit keine Mög¬
lichkeit , Drogenabhängige in Kasernen unterzubrin¬
gen.

Zu Frage zwei : Sollten überhaupt Kasernen frei
werden , so erscheinen diese allein von Anlage und
Größe her ungeeignet für die Unterbringung und Re¬
habilitation Drogenabhängiger.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr j
Altermann ! "

Abg . Altermann (DVU) : Frau Senator , geben Sie t
mir recht , daß sich gerade an oder um sogenannten "
Reha -Zentren die Drogendealer herumtreiben ? Das
ist bewiesen , siehe Schwachhausen!

Präsident Dr . Klink : Bitte , Frau Senator!

Frau Senator Uhl : Herr Altermann , darf ich Sie
darauf hinweisen , daß , wenn der Begriff Reha-
Zentrum , also Rehabilitationszentrum , kommt , das P)
immer bedeutet , daß Menschen mit einer gesund¬
heitlichen oder sozialen , aber in jedem Fall gesund¬
heitlichen Beeinträchtigung durch Drogenkonsum
und Abhängigkeit in eine Therapie gebracht werden
sollen , und deswegen ist die Tatsache eines Rehabili¬
tationszentrums für drogenabhängige Menschen et¬
was völlig anderes als die Unterbringung von tat¬
sächlich abhängigen Menschen in Wohngemein¬
schaften oder anderen Häusern . Darum ist Ihre Fra¬
ge , die Sie eben als Nachfrage gestellt haben , auch
sehr ungenau . Ich bitte Sie , wenn Sie weitere Fragen
stellen wollen , genau festzustellen , was Sie fragen
wollen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Keine weiteren Zusatzfragen!
Ich bedanke mich bei Frau Senator Uhl.

Die siebte Anfrage beschäftigt sich mit einem Be¬
richt über „Die Kurden -Connection " in „Der Stern"
am 24 . Januar 1991 . Die Anfrage trägt die Unter¬
schriften der Abgeordneten Borttscheller , Kudella
und Fraktion der CDU.

Ich bitte die Fragestellerin , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Wir fragen den Senat:
Wie beurteilt der Senat die ausführliche Berichter¬

stattung in der Illustrierten „Der Stern " am 24 . Ja¬
nuar 1991 über die Bremer Drogenszene?
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(A) Treffen die dort unter dem Titel „Die Kurden-
Connection " aufgeführten Sachverhalte zu?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Senator Sakuth.

Senator für Inneres Sakuth : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins : Es ist nicht Aufgabe des Senats , die
journalistische Qualität eines Presseartikels zu beur¬
teilen . Der Artikel enthält allerdings keine aktuellen
Informationen . Er bezieht sich auf ein internes Ar¬
beitspapier der Kriminalpolizei , über das bereits im
November 1990 durch Indiskretion eines CDU-
Bürgerschaftsabgeordneten in der Lokalausgabe des
„Weser -Kurier " berichtet wurde.

Zu Frage zwei : Die konspirative Vorgehensweise
von Drogenhändlern wird in dem „Stern " -Artikel
zwar detailliert dargestellt , die Ausführungen zur
Praxis der bremischen Exekutive geben jedoch nicht
den aktuellen Sachstand wieder.

Ausländerrechtliche Maßnahmen sollen zum Bei¬
spiel nicht erst noch getroffen werden , diese sind
gängige Praxis . Von Anfang Dezember 1990 bis Mit¬
te Februar 1991 wurden zum Beispiel im Zusammen¬
hang mit illegalem Rauschgifthandel mehr als zehn
Personen ausgewiesen und bei sieben Personen die
Abschiebung vollzogen.

Drogenhandelnde Asylbewerber , die anderen
(B) Bundesländern zugewiesen sind , werden , entgegen

dem Bericht im „Stern "
, in diese zurückgeführt,

wenn sie sich in Bremen aufhalten . Hierzu gibt es
zwischen den Ausländerbehörden und der Polizei
ein koordiniertes Verfahren.

In dem Artikel wird im übrigen nur auf die Arbeit
der Drogeninspektion der Kriminalpolizei abgestellt.
Die seit über einem Jahr erfolgreiche Intensivierung
der Bekämpfung der Drogenkriminalität durch Son¬
dergruppen der Schutzpolizei bleibt in dem Pressear¬
tikel unberücksichtigt . — Soweit die Antwort des Se¬
nats!

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Frau
Stieringer!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Herr Senator , sind Sie
nicht mit mir der Meinung , daß der Senat sehr wohl
verpflichtet ist , wenn von einer Connection gespro¬
chen wird und damit eine gesamte Volksgruppe der
Schwerstkriminalität bezichtigt wird , wenigstens
klarzustellen , in welchem Umfang diese Connection
vorliegt , um diejenigen , die damit nun wirklich
nichts zu tun haben , etwas aus diesem kriminellen
Bereich herauszunehmen?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Erst einmal ist der Senat der Auf-
fasung , daß es darauf ankommt , daß diejenigen , die
sich zu diesem Thema äußern , sich dessen bewußt

sind , was sie eigentlich damit anrichten können , (C)
wenn sie nämlich leichtfertig solche Sachverhalte,
die sehr unterschiedlich zu bewerten sind , in einen
Gesamtzusammenhang stellen und nachher nicht
darauf achten , wie dieses schwierige Thema in der
Öffentlichkeit dann weiter beraten wird.

Ich denke , hier sollten auch diejenigen , die solche
Themen 1990 versucht haben öffentlich zu machen,
sich selbst fragen , ob ihre Tendenzen , die zum Teil
dazu geführt haben , daß bundesweite Presseorgane
dieses Thema aufgegriffen haben , ob der Schuß nicht
nach hinten losgegangen ist , vor allem wenn es so
ausgeht , daß die Hansestadt Bremen in der Öffent¬
lichkeit nicht so dargestellt wird , wie sie tatsächlich
ist , und momentane Aufnahmen in Pressemedien
überzeichnet werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich denke , da liegt ein hohes Maß an Verantwor¬
tung auch bei denjenigen , die sich über die Lage die¬
ser Stadt , dieses Landes öffentlich mit „Tränen"
äußern und dann aber keine Scheu haben , so etwas
sehr verkürzt öffentlich darzustellen . Ich sage das
aus dem Grunde , weil das wirklich alte Kamellen
sind , über die wir uns heute noch einmal unter¬
halten.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ! — Bitte , Frau
Stieringer!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Darf ich dann Ihren
Worten entnehmen , daß es keine sogenannte
Kurden - Connection hier in Bremen gibt , daß es kei¬
nen organisierten Drogenhandel durch Kurden gibt?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Da Sie Mitglied der Deputation für
Inneres sind , hatten wir beide Gelegenheit , am ver¬
gangenen Freitag eine sehr ausführliche offene Dar¬
stellung zu erhalten . Wir haben in der Deputation
diese Fragen transparent gemacht . Aber ich denke,
das , was wir in der Deputation erörtert haben , ist
heute nicht Gegenstand von öffentlichen Auseinan¬
dersetzungen.

Wenn es darum geht , das dafür zuständige Senats¬
mitglied anzugreifen , dann können Sie die Fakten
gern gebrauchen . Nur , wenn es darum geht , Bremen
zu diskreditieren , denke ich , sollte man bei den
Fakten sauber trennen . Insofern kann ich Ihnen
sagen , das , was in der Deputation ausgeführt worden
ist , gibt die Lage wieder.

Präsident Dr . Klink : Möchten Sie eine Zusatzfrage
stellen ? — Bitte , Frau Stieringer!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Herr Senator , dann
darf ich Ihren Worten entnehmen , daß die Situation
genauso den Fakten nach ist , wie dies im „Stern " ge-
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schildert wird , und daß von Ihnen zu Unrecht die
Presse verdächtigt wird , die falschen Fakten ge¬
bracht zu haben.

(Glocke)

Präsident Dr . Klink : Das war eine Feststellung,
keine Frage . — Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Das ist eine Wertung von Ihnen,
dazu habe ich Ihnen keinen Anlaß gegeben , diese
Wertung so festzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin gern bereit , Ihnen den Text meiner Antwort
zur Verfügung zu stellen , damit Sie auf Punkt und
Komma prüfen können , ob ich diesen Eindruck , den
Sie hier transportiert haben , mit meiner Antwort er¬
weckt habe.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Herr Senator , darf ich
noch einmal darauf hinweisen , daß -- ?

(Zurufe : Frage !)

Würden Sie von mir die Frage entgegennehmen , ob
ich Sie dann eben richtig verstanden habe , daß das
Papier , was angeblich durch eine Indiskretion veröf¬
fentlicht worden ist , dem Inhalt nach unrichtig ist?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Da ich Sie als Abgeordnete sehr
schätze und gern mit Ihnen zusammenarbeite , will
ich den Hintergrund zu dieser Frage gern aufklären.
Im „Weser -Kurier " vom 15 . November 1990 er¬
schien ein Artikel mit der Uberschrift „Skandal oder
nur Sturm im Wasserglas . CDU: Heikles Drogenpa¬
pier blieb unter Verschluß "

. Dann kommt die Presse¬
konferenz von einem CDU-Abgeordneten , der ein
internes Arbeitspapier vorgelegt hat , das ihm zur
Verfügung gestellt worden ist . Sicherlich wurde es
aus einer seriösen Quelle zugestellt , indem nämlich
ein Mitarbeiter ein internes Arbeitspapier dem Ab¬
geordneten zugespielt hat . Insofern ist das nichts,
was einen Charakter von Seriosität hat , denn es hat
in erster Linie einen Charakter von Illoyalität , wie
Mitarbeiter zum Teil mit ihnen dienstlich übertrage¬nen Aufgaben und Angelegenheiten umgehen.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Entschuldigen Sie,
Herr Senator ! Darf ich noch einmal fragen : Ist der In¬
halt dieses Arbeitspapiers , das ein Abgeordneter zu¬
gestellt bekommen hat , ist der Inhalt , der für uns al¬
le , auch für Bremen , wichtig ist , richtig , oder ist er
nicht richtig?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Damit Sie dann auch mit einer
Antwort zufrieden sein können , bestätige ich Ihnen
gern , daß Teile in diesem Papier richtig sind.

Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfrage ? — Bitte
sehr!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Herr Senator , darf ich
dann Ihrer Erklärung entnehmen , daß diese schreck¬
liche Connection , wie es genannt wird , wirklich hier
besteht?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Weil Teile in diesem Papier rich¬
tig sind , bin ich sehr dankbar dafür , daß die Bremi¬
sche Bürgerschaft bei den Haushaltsberatungen den
Senat in die Lage versetzt hat , zur personellen Ver¬
stärkung der auf diesem Gebiet tätigen Sondergrup¬
pen 20 weitere Mitarbeiter einzustellen . Insofern ist
daraus eine Konsequenz gezogen worden.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Sehen Sie die 20 Mit¬
arbeiter , von denen Sie in Abständen immer wieder
sprechen , wirklich als ausreichend an , um die soge¬nannte Connection von den Mitgliedern der Gruppe
der Kurden zu trennen , die der Schwerstkriminalität
nachgehen?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Ich sehe sie für den derzeitigen
Aufgabenbereich als ausreichend an . Wir begleiten
aber diese gesamte Lage ständig und haben auch da¬
zu organisatorische Veränderungen vorgenommen,
die Ihnen am Freitag auch dargestellt worden sind.
Sie wissen , daß wir dazu ein spezielles Referat im
Ressort einrichten , was den einen oder anderen viel¬
leicht noch nicht überzeugt hat , weil er die Arbeit
noch nicht machen will , aber das werden wir ent¬
sprechend sicherstellen , daß der Herr dann auch die¬
se Arbeit dort wahrnehmen wird.

(Beifall bei der SPD)

Daran können Sie sehen , gerade dieses Feld hat für
den Senat der Freien Hansestadt Bremen absolute
Priorität , und die notwendigen Personalressourcen
werden bereitgestellt , daran arbeiten wir zur Zeit.
Dazu finden die entsprechenden rein dienstrechtli¬
chen Umsetzungen zur Zeit statt.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr
van Nispen!

Abg . v . Nispen (FDP) : Herr Senator Sakuth , kön¬
nen Sie bestätigen , daß dieser „Stern "-Artikel , abge¬
sehen von einem bewertenden Eingangsteil — dar¬
auf haben Sie schon abgehoben — und von einem
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Schlußteil , in seinem Hauptteil wortwörtlich einem
Arbeitsvermerk der Bremer Kriminalpolizei vom
28 . August des vergangenen Jahres entspricht ? Mei¬
ne Frage bezieht sich insbesondere auf das Adjektiv
„wortwörtlich " .

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Ich kann bestätigen , daß das
nichts anderes ist als eine Abschreibarbeit.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr
von der Schulenburg!

Abg . v . d. Schulenburg (CDU) : Also , mit anderen
Worten , es stimmt?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Das ist nie bestritten worden,
Herr Abgeordneter!

(Abg . v . d . Schulenburg [CDU] : Weil
Sie hier so einen Eiertanz machen !)

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . v . d. Schulenburg (CDU) : Ich frage Sie noch
einmal , Herr Senator , ob die Tatsache , die in diesem
Bericht manifestiert wurde , daß der Drogenhandel in
Bremen fest in Händen der Kurden ist , richtig oder
falsch ist!

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Ich habe Ihnen in der Deputation
wie auch anläßlich der Aktuellen Stunde , die Sie zu
diesem Thema beantragt hatten — das Thema haben
wir hier schon diskutiert — , gesagt , daß es überpro¬
portional viele ausländische Staatsangehörige gibt,
die sich der Volksgruppe der Kurden zurechnen , die
diesen Handel betreiben , übermäßig viele , das ist
richtig ! Aber das ist kein Eiertanz , das ist eine alt¬
bekannte Tatsache , über die wir uns in der Innen¬
deputation gar nicht streiten , sondern das ist sogar
durch den Leiter des zuständigen Fachkommissariats
Ihnen am Freitag noch einmal bestätigt worden . In¬
sofern verstehe ich die Intensität bei Ihrer Frage
heute nicht , es sei denn , Sie wollen daraus neue Kon¬
struktionen entwickeln , dann habe ich den Hinter¬
grund begriffen.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . v . d. Schulenburg (CDU) : Herr Senator , darf
ich Sie weiter fragen vor dem Hintergrund , daß Sie
seit März vergangenen Jahres immer wieder ange¬
kündigt haben , die Drogeninspektion um 20 Mitar¬
beiter auf 40 Mitarbeiter aufstocken zu wollen , wie
viele Mitarbeiter zur Zeit in diesem Drogenkommis¬
sariat tätig sind?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Dazu verweise ich auf die Ant - (C)
wort , die ich dem Abgeordneten Borttscheller in der
letzten Bürgerschaftssitzung gegeben habe , und auf
die Vorlage , die ich Ihnen als Abgeordnete in der De¬
putation für Inneres im Januar überreicht habe,
nämlich konkret : Zur Zeit sind 23 Mitarbeiter dort,
und weitere sieben Stellen befinden sich im Be¬
setzungsverfahren.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . v . d . Schulenburg (CDU) : Irren Sie da nicht,
Herr Senator?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Das werden wir überprüfen , wer
irrt , Herr Abgeordneter!

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Herr Al¬
termann!

Abg . Altermann (DVU) : Herr Senator , ich darf Sie
fragen , seit wann sind Ihnen die Zahlen , die Sie uns
genannt haben , bekannt , daß Rauschgifthändler,
ausländische Rauschgifthändler , ausgewiesen wur¬
den ? Seit wann sind Ihnen diese Zahlen bekannt?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Sakuth : Die Zahlen sind mir ständig be - P)
kannt , da diese Angelegenheiten im Innenressort
mit Intensität bearbeitet werden . Danach müssen wir
nicht fragen , die werden statistisch erfaßt.

(Abg . A 11 e r m a n n [DVU] : Ich hatte Sie
letztens gefragt , da wußten Sie es nicht!

Daher meine Frage !)

Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor . Ich bedanke mich bei Herrn Senator
Sakuth.

Die achte Anfrage steht unter dem Betreff „ Unzu¬
lässige Geschäfte mit Nierentransplantationen " .
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordne¬
ten Urban , Kudella und Fraktion der CDU.

Ich bitte den Fragesteller , die Anfrage vorzu¬
tragen!

Abg . Urban (CDU) : Wir fragen den Senat:
Treffen Presseberichte zu , nach denen eine Bre¬

mer Agentur Nierentransplantationen in der Sowjet¬
union gegen Bezahlung an deutsche Dialysepatien¬
ten vermitteln will?

Wenn ja , ist der Senat mit der CDU der Auffassung,
daß ein solches Geschäft mit Organspenden ethisch
nicht vertretbar ist und unterbunden werden muß?

Was wird der Senat gegen die von der Agentur be¬
absichtigte Transplantationsvermittlung unterneh¬
men?
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(A ) Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Staatsrat Dr . Dopatka.

Staatsrat Dr . Dopatka : Herr Präsident , meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Für den Senat darf ich
wie folgt antworten:

Der Senat hat Kenntnis davon , daß eine Bremer
Agentur beabsichtigt , Patienten für Transplantation
von Nieren in der Sowjetunion gegen ein Entgelt zu
vermitteln . Der Senat lehnt eine solche Form des Or¬
ganhandels entschieden ab.

Neben der ethischen Problematik des kommerziel¬
len Handels mit menschlichen Organen kommt in
diesem Fall noch erschwerend hinzu , daß aus ökono¬
mischen Erwägungen heraus dringend benötigte
Transplantationsmöglichkeiten in der Sowjetunion
eingeschränkt werden . Auch sind Zweifel an der me¬
dizinischen Unbedenklichkeit von Transplantatio¬
nen zugunsten deutscher Nierenkranker in der So¬
wjetunion unter anderem wegen der erforderlichen
kontinuierlichen Betreuung der Patienten bekannt
geworden.

Eine strafrechtliche Handhabe , gegen die beab¬
sichtigte Transplantationsvermittlung einzuschrei¬
ten , besteht derzeit nicht . Der Senat bedauert , daß
die langjährigen Diskussionen um ein Transplanta¬
tionsgesetz des Bundes bislang zu keinem befriedi¬
genden Ergebnis geführt haben . Er wird sich mit
Nachdruck für eine baldige bundesgesetzliche Rege¬
lung einsetzen.

™ Die Senatorin für Gesundheit hat ihre ablehnende
Haltung zur kommerziellen Transplantationsver¬
mittlung bereits öffentlich deutlich gemacht und
eventuell interessierte Patienten auf die Risiken hin¬
gewiesen.

Präsident Dr . Klink : Möchten Sie eine Zusatzfrage
stellen ? — Bitte , Herr Urban!

Abg . Urban (CDU) : Herr Dr . Dopatka , ist es richtig,
daß in deutschen Kliniken mehr Transplantationen
vorgenommen werden könnten , wenn die entspre¬
chenden auf die Patienten eingestellten Nieren vor¬
handen wären , und können Sie uns sagen , wie viele
Bremer Bürger sich unter den etwa 7000 Menschen,
die auf eine neue Niere warten , befinden?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr . Dopatka : Es ist richtig , daß es einen
Mangel an Transplantaten gibt . Das Krankenhaus an
der St . -Jürgen -Straße , die Urologie dort , arbeitet
zusammen mit dem europaweit funktionierenden
System Eurotransplant . Da gibt es eine genaue Be¬
standsaufnahme der zur Verfügung stehenden
Transplantate , jeweils wird dies abgeglichen mit den
interessierten Patienten . Wir rechnen auch in Bre¬
men mit sicherlich mehr als 20 an Transplantation
interessierten Patienten , deren Wunsch nach einer
Operation aufgrund des Mangels an Transplantaten
nicht nachgekommen werden kann.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr ! (C)

Abg . Urban (CDU) : Ist dann diese Information , die
allerdings vom 23 . Juni 1990 datiert , falsch , daß in
Bremen über 100 Patienten auf eine Nierentrans¬
plantation warten , und darf ich in dem Zusammen¬
hang fragen , gibt es eine besondere Quote für Bre¬
mer Bürger am Nierentransplantationszentrum des
Zentralkrankenhauses St . -Jürgen -Straße?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr . Dopatka : Nein , die gibt es nicht , Herr
Abgeordneter . Ich beziehe mich auch nur auf eine
Auskunft des Zentralkrankenhauses an der St .-
Jürgen -Straße . Wir haben keine staatliche Zustän¬
digkeit zur genauen Ermittlung eines Bedarfs . Ich
meine , das ist auch richtig so , dieser Bereich gehört
in das Vertrauensverhältnis zwischen Patient und
Arzt und nicht in eine genaue Erfassung staatlicher-
seits.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Urban (CDU ) : Darf ich noch eine letze Frage
stellen ? Da Sie die kommerzielle Seite der von uns al¬
len beklagten Angelegenheit ebenfalls beklagen —
da ist ja eine Summe von 120 000 DM pro Transplan¬
tation im Gespräch — , können Sie uns sagen , was in
der Bundesrepublik eigentlich die Transplantation a)
nach der Kassenleistung und b ) in Privatkliniken ko¬
stet , damit man einmal einen Vergleich hat ? (D)

Präsident Dr . Klink : Bitte , herr Staatsrat!

Staatsrat Dr . Dopatka : Es gibt Fallpauschalen , die
ausgehandelt werden zwischen den Krankenkassen
und den Krankenhäusern . Ich kann jetzt aber nicht
exakt die Summe nennen , die hierfür erstattet wird.
Es ist im Einzelfall natürlich zu beachten , was für me¬
dizinische Komplikationen auftreten , wie lange die
Verweildauer ist . Die Fallpauschale ist jedenfalls
deutlich unter der Summe , die hier in Rede stand.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte sehr!

Abg . Urban (CDU) : Kann es richtig sein , daß diese
Summe sich zwischen 28 000 DM und 40 000 DM be¬
wegt?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr . Dopatka : Die Größenordnung
stimmt.

Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor . Ich bedanke mich bei Herrn Dr . Dopatka
für die Auskünfte.

Ich rufe die neunte Anfrage auf . Sie befaßt sich mit
der Vermarktung von umweltschonend produzier¬
ten landwirtschaftlichen Erzeugnissen . Die An¬
frage ist unterzeichnet von der Abgeordneten Frau
Dr . Hackstein.
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Ich bitte die Fragestellerin , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . Frau Dr . Hackstein piE GRÜNEN) : Ich frage
den Senat:

Erstens : Sollen die Grundsätze für die Förderung
der Vermarktung nach besonderen Regeln erzeug¬
ter landwirtschaftlicher Erzeugnisse des Bundes
auch in eine Richtlinie des Landes Bremen umgesetzt
werden?

Wenn ja , wann wird dies geschehen , und welche
Zielsetzung stellt sich der Senat mit einer solchen
Richtlinie?

Zweitens : Wie gedenkt der Senat über diese
Grundsätze hinaus Erzeuger - und Verbraucherge¬
nossenschaften und kontrolliert biologisch arbeiten¬
de bäuerliche Betriebe im Lande Bremen zu fördern?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Senator Beckmeyer.

Senator für Wirtschaft , Technologie und Außen¬
handel Beckmeyer : Herr Präsident , meine sehr
geehrten Damen , meine Herren ! Für den Senat be¬
antworte ich die Fragen wie folgt:

Zu eins : Die Grundsätze über die Förderung und
Vermarktung von nach bestimmten Regeln erzeug¬
ten landwirtschaftlichen Erzeugnissen werden in
einer Richtlinie des Landes Bremen für 1991 umge¬
setzt . Die Richtlinie wird Mitte des Jahres veröffent¬
licht . Mittel zur Förderung stehen erst nach Verab¬
schiedung des Rahmenplans 1991 durch den Pla¬
nungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe Agrar¬
struktur und Küstenschutz in der zweiten Jahres¬
hälfte 1991 zur Verfügung.

Im Lande Bremen sollen solche Organisationen ge¬
fördert werden , die die nach besonderen Kriterien
erzeugten landwirtschaftlichen Produkte aufneh¬
men und vermarkten . Diese besonderen Kriterien
besagen , daß , und nun kommt ein Auszug aus diesem
Plan , die Düngung nur mit betriebseigenen Substan¬
zen , dem Standort und Pflanzenbedarf angepaßt , zu¬
lässig ist ; der Einsatz chemisch -synthetischer Pflan¬
zenschutzmittel und/oder Wachstumsregulatoren
bis auf wenige Ausnahmen verboten ist ; die Tierhal¬
tung nur nach artgemäßen Gesichtspunkten bei
einem Viehbesatz von zwei Großvieheinheiten —
das ist hier Verwaltungsdeutsch , gemeint sind Rin¬
der , denke ich — je Hektar landwirtschaftlicher
Nutzfläche erfolgen darf und der gesamte Betrieb
nach diesen Auflagen bewirtschaftet werden muß.

Zu zwei : Der Senat wird die gemäß dem Rahmen¬
plan möglichen Förderungen der Erzeugung und
Vermarktung nach besonderen Regeln erzeugter
landwirtschaftlicher Produkte nutzen . Hierbei ist
insbesondere das Extensivierungsprogramm anzu¬
sprechen.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Frau Dr.
Hackstein!

Abg . Frau Dr . Hackstein (DIE GRÜNEN) : Herr Se - (C)
nator , ist der Senat mit mir einer Meinung , daß die
beste Förderung des ökologischen Landbaus die Si¬
cherung eines stabilen Absatzmarktes ist , und sind
Sie daher bereit , sich dafür einzusetzen , daß öffent¬
liche Kantinen , Krankenhäuser oder dergleichen
Abnahmeverträge mit ökologisch arbeitenden Land¬
wirten abschließen?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Senator!

Senator Beckmeyer : Dem ersten Teil Ihrer Frage
stimme ich grundsätzlich zu . Ich denke auch , daß
man besonders eine solche Abnahme fördern sollte
in Form von Ansprache von öffentlichen Kantinen.
Ich denke , daß mein Landwirtschaftsreferat da gern
behilflich ist . Ich möchte nur nicht hier in der Bür¬
gerschaft dahingehend eine Aussage machen , daß
ich sage , ich will das mit zusätzlichen Finanzmitteln
fördern . Das kann ich Ihnen allerdings nicht verspre¬
chen.

Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor . Ich bedanke mich bei Herrn Senator Beck¬
meyer.

Die zehnte Anfrage trägt die Überschrift „Tauzie¬
hen um die MBA"

. Die Anfrage ist unterschrieben
von der Abgeordneten Frau Dr . Hackstein.

Ich bitte die Fragestellerin , die Anfrage vorzutra¬
gen!

P)
Abg . Frau Dr . Hackstein (DIE GRÜNEN) : Ich frage

den Senat:
Erstens : Für welche Abfallarten besteht nach dem

Planfeststellungsbeschluß bezüglich der Erhöhung
der Durchsatzmenge in der MBA Bremerhaven die
Möglichkeit der Verbrennung , zum Beispiel Haus¬
müll , ölverseuchte Böden , Marpol -Abfälle , brenn¬
bare Anteile der Baustellenabfälle beziehungsweise
des Bauschutts?

Zweitens : Wird der Senat die zu verbrennenden
Abfälle in der MBA Bremerhaven näher spezifizie¬
ren , so nach Hausmüll oder anderen Müllarten und
die Zusammensetzung des Mülls , so zum Beispiel
PVC?

Drittens : Wird der Senat den Einzugsbereich der
MBA im geplanten Abfallwirtschaftsplan auf das
Land Bremen räumlich beschränken?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Frau Senatorin Lemke -Schulte.

Senator für Umweltschutz und Stadtentwicklung
Frau Lemke -Schulte : Herr Präsident , meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Der Senat beantwortet
Ihre Fragen wie folgt:

Zu eins : Gemäß dem Planfeststellungsbeschluß des
Gewerbeaufsichtsamts Bremerhaven vom 4 . Januar
dieses Jahres über die wesentliche Änderung der
MBA Bremerhaven kann der Anlage „Siedlungsab¬
fall " zugeführt werden . Unter Siedlungsabfall ist
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Hausmüll , Sperrmüll und hausmüllähnlicher Abfall
zu verstehen . Sonstige Abfälle dürfen unter Voraus¬
setzung der Eignung der Anlage nur mit Zustim¬
mung der nach Paragraph 6 Abfallgesetz zuständi¬
gen Behörde unter Beachtung der abfallrechtlichen
Vorschriften — insbesondere der TA Abfall — in der
Anlage entsorgt werden.

Zu zwei : Unter Hinweis auf die Antwort zu eins
wird festgestellt , daß der noch nicht bestandskräf¬
tige Planfeststellungsbeschluß eine abschließende
Regelung enthält.

Zu drei : Der Abfallwirtschaftsplan ist ein Plan für
die Stadtgemeinde Bremen und kann daher schon
aus Rechtsgründen keine räumliche Beschränkungdes Einzugsbereichs für die MBA Bremerhaven ent¬
halten.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Frau Dr.
Hackstein!

Abg . Frau Dr . Hackstein (DIE GRÜNEN) : Frau Se¬
natorin , sind Sie mit mir einer Meinung , daß die Strei¬
tereien , die wir gerade wieder bezüglich der MBA
hatten , die Forderung nahelegen nach einem Lan-
desabfallwirtschaftsplan , um so eine endgültige Lö¬
sung gerade der Entsorgungsprobleme bezüglich
Siedlungsabfällen im Lande Bremen zu schaffen ? Da¬
mit wird ja die Möglichkeit auch gegeben , im Abfall¬
wirtschaftsplan die MBA als zentrale Landesabfall-
entsorgungsanlage festzuschreiben!

Präsident Dr . Klink : Bitte , Frau Senatorin!

Frau Senator Lemke -Schulte : Nein , dieser Ansicht
bin ich mitnichten!

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage?

(Abg . Frau Dr . Hackstein [DIE GRÜ¬
NEN] : Danke !)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor . Ich bedanke
mich bei Frau Senatorin Lemke -Schulte.

Die elfte Anfrage in der Fragestunde hat die Gift¬
mülltransporte zum Gegenstand . Die Anfrage trägtdie Unterschrift der Abgeordneten Frau Dr . Hack¬
stein.

Ich bitte die Fragestellerin , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . Frau Dr . Hackstein (DIE GRÜNEN) : Ich frageden Senat:
Erstens : Auf welchem Stand ist die Umstellung des

Begleitscheinverfahrens für Sonderabfälle auf die
neuen Vorschriften und Formulare im Lande Bre¬
men?

Zweitens : Auf welche Weise werden seit dem Fall
der innerdeutschen Grenze Mülltransporte aus und
durch das Land Bremen in die neuen , östlichen Bun¬
desländer beziehungsweise über die Grenzen nach
Polen , CSFR , UdSSR im Begleitscheinverfahren

durch die bremischen Behörden durch das Land Bre¬
men kontrolliert?

Drittens : Welche Abfallarten und -mengen wurden
im Jahr 1990 aus dem Land Bremen auf die Deponie
Schönberg exportiert , welche Abfallarten und -men¬
gen zu anderen Entsorgungsanlagen im Gebiet der
neuen Bundesländer beziehungsweise in Ostblock¬
staaten wie Polen , CSFR, UdSSR und andere?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Frau Senatorin Lemke -Schulte.

Senator für Umweltschutz und Stadtentwicklung
Frau Lemke -Schulte : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Ich beantworte Ihre Fragen wie folgt:

Zu eins : Im Lande Bremen ist die Umstellung des
Begleitscheinverfahrens noch nicht durchgängig er¬
folgt . In der Stadtgemeinde Bremen wird das neue
Verfahren seit dem 1 . Oktober des letzten Jahres
praktiziert . Die Abfallerzeuger in Bremerhaven ha¬
ben mit Beginn dieses Jahres begonnen , die neuen
Formulare zu benutzen.

Zu zwei : Aus oder über Bremen gelangen Sonder¬
abfälle in den Bereich der neuen Bundesländer nur
zur Deponie Schönberg . Nach Polen , in die CSFR
oder in die UdSSR sind bisher keine Abfalltransporte
beantragt worden . Das Kontrollverfahren richtet
sich nach der neuen Abfall - und Reststoffüberwa-
chungsverordnung.

Zu drei : Im Jahr 1990 sind Sonderabfälle von Bre¬
men zur Deponie Schönberg verbracht worden . Sie
haben sich einverstanden erklärt mit einer schriftli¬
chen Beantwortung dieser Auflistung . Ich würde das
zwar gern vorlesen , damit wäre die Fragestunde
dann allerdings beendet . Diese sind aufgelistet , Sie
müßten gerade eine Kopie dieser Auflistung erhal¬
ten haben.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Frau Dr.
Hackstein!

Abg . Frau Dr . Hackstein piE GRÜNEN) : Ich habe
eine Zusatzfrage , Herr Präsident ! Frau Senatorin,
sind Sie mit mir einer Meinung , daß mit der jetzigen
personellen Besetzung die Umstellung der Begleit¬
scheine nicht zu leisten ist , und verhandeln Sie über
zusätzliche Stellen , um diese Umstellung zu be¬
schleunigen?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Frau Senatorin!

Frau Senator Lemke -Schulte : Nein , das tue ich
nicht . Das vorhandene Personal ist in der Lage , diese
neue Aufgabe zu bewältigen . Es geht eher darum,
dieses Verfahren noch in die Normalität , in den nor¬
malen Alltag sozusagen zu führen , auch was , wenn
ich das so nennen darf , die Kunden anbetrifft.

Präsident Dr. Klink : Zusatzfrage?

(Abg . Frau Dr . Hackstein [DIE
GRÜNEN] : Danke !)
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(A ) Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor . Ich bedanke
mich bei Frau Senatorin Lemke -Schulte.

Die zwölfte Anfrage steht unter dem Betreff „An¬
gestrebte Konversion am Fraunhofer -Institut ? " . Die
Anfrage ist unterschrieben von der Abgeordneten
Frau Dr . Trüpel -Rüdel.

Ich bitte die Fragestellerin , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN ) : Ich
frage den Senat:

Wie wird der Senat sicherstellen , daß die geplante
Konversion am Fraunhofer -Institut tatsächlich statt¬
findet und nicht durch den sich andeutenden Um¬
schlag der entspannungspolitischen Konjunktur in
eine neue Welle von Rüstungsproduktion vereitelt
wird?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Bürgermeister Dr . Scherf.

Bürgermeister Dr . Scherf , Senator für Bidlung,
Wissenschaft und Kunst : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Ihre Anfrage beantworte ich wie
folgt:

Der Senat hat keine Hinweise dafür , daß die Um¬
wandlung des Instituts für angewandte Materialfor¬
schung in ein ziviles Vertragsforschungsinstitut ge¬
fährdet wäre . Die notwendigen Gespräche zwischen
der Zentrale der Fraunhofer -Gesellschaft , dem Insti-

(B ) tut , der Universität Bremen und dem Senator für Bil¬
dung , Wissenschaft und Kunst verlaufen planmäßig.

Der Senator für Bildung , Wissenschaft und Kunst
geht davon aus , daß die Umwandlung des Instituts
zum 1 . Januar 1992 vollzogen sein wird.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Frau Dr.
Trüpel -Rüdel!

Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN) : Herr
Senator , wird dieser Vertrag zwischen der Universi¬
tät Bremen und dem Institut für angewandte Mate¬
rialforschung genau festschreiben , daß es um Kon¬
version geht und daß militärische Forschung ausge¬
schlossen ist?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr . Scherf : Nicht nur in dem Ver¬
trag , sondern überhaupt in allen Verhandlungen , die
wir im ganzen letzten Jahr geführt haben , war das
Grundlage aller Gespräche , und es ist allen klar im
gesamten Vorstand der Fraunhofer -Gesellschaft,
daß das Voraussetzung für diese Umwandlung des In¬
stituts ist . Es wird auch von allen so gewollt , es gibt
da niemanden , der das Gegenteil betreibt.

Präsident Dr . Klink : Zusatzfrage ? — Bitte , Frau Dr.
Trüpel -Rüdel!

Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN) : Falls
es doch zu einer solchen Entwicklung kommen

sollte , daß nicht rein zivile Forschung betrieben (C)
wird , sondern es Anhaltspunkte dafür geben sollte in
den kommenden Jahren , daß es doch Entwicklungen
in Richtung militärischer Grundlagenforschung ge¬
ben sollte , würde der Senat diesen Vertrag dann kün¬
digen?

Präsident Dr . Klink : Bitte , Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr . Scherf : Da dies Voraussetzung
dieses Vertrags ist , wäre das dann so etwas wie ein
Wegfall der Geschäftsgrundlage . Da käme gar keine
Kündigung in Betracht . Dann hätten wir völlig ande¬
re Verhältnisse.

Aber ich bitte noch einmal , doch dafür zu sorgen,
daß hier nicht in wirklich gut laufende , planmäßig
laufende Verhandlungen eine unnötige Unsicher¬
heit hineingebracht wird . Die Fraunhofer -Gesell¬
schaft will aus forschungspolitischen und vielen an¬
deren Gründen an die Universität . Das geht nur , das
wissen alle , wenn dies ein ziviles Vertragsfor¬
schungsinstitut ist und bleibt.

Da die Gesellschaft natürlich nicht hier irgendwel¬
che Mondscheininvestitionen machen will , sondern
gesichert , natürlich auch langfristig gesichert , inve¬
stieren will , weiß sie wirklich exakt und genau : Das
geht nur so . Es ist auch niemand da , der das umdre¬
hen will , Frau Trüpel , es besteht wirklich Einverneh¬
men auf allen Seiten.

Präsident Dr . Klink : Weitere Zusatzfragen liegen pj
nicht vor . Ich bedanke mich beim Bürgermeister für
die erteilten Auskünfte.

Die dreizehnte Anfrage trägt die Überschrift
„Schäden durch sogenannte Friedensdemonstratio¬
nen " . Die Anfrage ist unterzeichnet von den Abge¬
ordneten Bortscheller , Kudella und Fraktion der
CDU.

Ich bitte den Fragesteller , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Wir fragen den Senat:
Liegen dem Senat Erkenntnissse vor , wie hoch sich

die Kosten zur Behebung der Schäden an öffentli¬
chen Gebäuden , zum Beispiel am Parlamentsgebäu¬
de und am Amtsgericht Bremen , beziffern , die wäh¬
rend der leider nicht friedlichen Friedensdemonstra¬
tionen in den letzten vier Wochen entstanden sind?

Welche Erkenntnisse liegen dem Senat über son¬
stige im Zusammenhang mit diesen sogenannten
Friedensdemonstrationen entstandende Schäden
vor?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Senator Sakuth:

Senator für Inneres Sakuth : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Für den Senat beantworte ich
die Fragen wie folgt:

Gegen den Golfkrieg haben viele engagierte Bre¬
mer und Bremerinnen friedlich demonstriert . Es ist
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(A ) zu bedauern , daß eine relativ kleine Gruppe diese
friedlichen Demonstrationen zur Ausübung von Ge¬
walt mißbraucht hat . Soweit bislang bekannt , sind
dabei an öffentlichen Gebäuden im Lande Bremen
Sachschäden in einer Größenordnung von zirka
58 000 DM entstanden.

Eine Aufstellung über sonstige entstandene Schä¬
den , insbesondere im privaten Bereich , liegt nicht
vor , weil nicht alle Schäden angezeigt werden und
zum Zeitpunkt einer Anzeigenaufnahme die Kosten
der Schadensbeseitigung oft nicht geschätzt werden
können . — Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Dr . Klink : Zusatzfragen liegen nicht
vor . Ich bedanke mich bei Senator Sakuth.

Die vierzehnte Anfrage befaßt sich mit der Nut¬
zung von Kasernen für Wohnzwecke . Die Anfrage
ist unterschrieben von der Abgeordneten Frau Fran-
zen , Fraktion DIE GRÜNEN.

Ich bitte die Fragestellerin , die Anfrage vorzutra¬
gen!

Abg . Frau Franzen (DIE GRÜNEN) : Ich frage den
Senat:

Erstens : Welche Informationen hat der Senat über
die momentane und geplante Nutzung der Kasernen
im Lande Bremen?

(B) Zweitens : Wie ist der Stand der Verhandlungen
mit dem Bundesministerium für Verteidigung über
eine Nutzung von Kasernen als Unterkünfte bezie¬
hungsweise Wohnraum für Zuwanderer?

Drittens : Welche Nutzung ist für die Kaserne der
Bereitschaftspolizei in Huckelriede vorgesehen?

Präsident Dr . Klink : Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Staatsrat Dr . Fuchs.

Staatsrat Dr . Fuchs : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Für den Senat beantworte ich die Fra¬
gen wie folgt:

Zu eins : Zur Zeit werden die Kasernen im Lande
Bremen wie bisher genutzt . Für die vorgesehene
Truppenreduzierung erarbeitet das Bundesministeri¬
um für Verteidigung eine Standortstruktur , die nach
Ankündigung der Bundesregierung Gegenstand ei¬
nes Konsultationsgesprächs mit den Ministerpräsi¬
denten der Länder sein wird . Eine Terminierung liegt
noch nicht vor.

(Vizepräsident Frau Leinemann über¬
nimmt den Vorsitz .)

Zu zwei : Das Bundesministerium für Verteidigung
hat dem Wunsch des Senats folgend für die vorläufi¬
ge Unterbringung von Aussiedlern Kaserneneinrich¬
tungen mit einer zur Zeit ausreichenden Kapazität

vertragsgebunden bis zum 31 . 12 . 1991 zur Verfü - (C)
gung gestellt . Bei einem darüber hinausgehenden
Bedarf wird eine Erweiterung beziehungsweise Ver¬
tragsverlängerung von seiten des Senats angestrebt.

Zu drei : Die Unterkunft der Bereitschaftspolizei in
Huckelriede wird weiterhin für Ausbildungszwecke
genutzt . In einen frei werdenden Blockwird in Kürze
die Drogeninspektion einziehen . — Soweit die Ant¬
wort des Senats!

Vizepräsident Frau Leinemann : Zusatzfragen lie¬
gen nicht vor . Ich bedanke mich bei Herrn Staatsrat
Dr . Fuchs.

Die fünfzehnte Anfrage bezieht sich auf hohe Defi¬
zite an Lehrerstellen an Bremerhavens Schulen . Die
Anfrage trägt die Unterschriften der Abgeordneten
Ravens , Kudella und Fraktion der CDU.

Ich bitte den Fragesteller , die Anfrage zu stellen!

Abg . Ravens (CDU) : Wir fragen den Senat:
Wie beurteilt der Senat die Forderungen des Bre¬

merhavener Schuldezernenten von Hassel , bis zum
1 .8. 1991 40 zusätzliche Lehrerstellen für den Grund¬
bedarf und weitere 72 Lehrerstellen für pädagogi¬
sche Maßnahmen und Projekte zu schaffen?

Vizepräsident Frau Leinemann : Zur Beantwor -
^tung erhält das Wort Herr Bürgermeister Dr . Scherf.

Bürgermeister Dr . Scherf , Senator für Bildung,
Wissenschaft und Kunst : Frau Präsidentin , meine
Damen und Herren ! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Die Beurteilung der Bremerhavener Forderungen
erfolgt in Analogie zu den Bedarfsbemessungen , die
für die Stadtgemeine Bremen gelten . Aus dem dem¬
nächst vorzulegenden Lehrer - und Schulraumbe-
darfskonzept der Stadtgemeinde Bremen wird sich
der Bedarfsrahmen für die Lehrerversorgung Bre¬
merhavens ableiten , über einen vorliegenden An¬
trag auf Wiederbesetzung frei gewordener Stellen
wird kurzfristig entschieden.

Vizepräsident Frau Leinemann : Haben Sie den
Wunsch , eine Zusatzfrage zu stellen ? — Bitte , Herr
Ravens!

Abg . Ravens (CDU) : Herr Bürgermeister , halten
Sie diese Forderungen für überzogen , oder halten Sie
sie für realistisch in Bremerhaven ? Was ist Ihre Ein¬
schätzung?

Vizepräsident Frau Leinemann : Bitte , Herr Bür¬
germeister!
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(A) Bürgermeister Dr . Scherf : Ich habe großes Ver¬
ständnis für meine Kollegen , daß er auf so nach¬
drückliche Weise für eine offensive schulpolitische
Versorgung in Bremerhaven wirbt , und ich weiß
auch , daß es ihn bis heute schmerzt , daß er jetzt zu
100 Prozent am Landeshaushalt hängt und sich nun
wegen jeder Stelle an die Landesregierung wenden
muß . Das war früher anders . Ich kann das gut nach¬
vollziehen , daß ihm das Mühe macht.

Ich glaube , vieles von dem , was er sagt , ist begrün¬
det . Ich ahne , daß wir nicht alles mit einem Feder¬
strich machen können , sondern wie auch bei uns in
Bremen müssen wir die wünschenswerten Forderun¬
gen mit diesem engen Haushalt in Einklang bringen,
und dann werden wir sehen , daß sowohl in Bremen
wie in Bremerhaven auch im nächsten Schuljahr gu¬
te Schule möglich ist.

Vizepräsident Frau Leinemann : Zusatzfrage ? —
Bitte , Herr Ravens!

Abg . Ravens (CDU) : Das heißt also , daß nicht die
40 Stellen , die wohl wiederbesetzt werden sollten
von 72 , für Sondermaßnahmen voll vom 1 . 8 . 1991 an
in Bremerhaven eingeplant werden können , sondern
wahrscheinlich nur ein Teil von ihnen von der Lan¬
desregierung bewilligt werden kann?

Vizepräsident Frau Leinemann : Bitte , Herr Bür¬
germeister!

(B)
Bürgermeister Dr . Scherf : Bei den Sondermaßnah¬

men würde ich es für riskant halten , davon auszuge¬
hen , daß das alles bewilligt wird , bei den Wiederbe¬
setzungen , denke ich , das müssen wir erreichen.

Vizepräsident Frau Leinemann : Weitere Zusatz¬
frage ? — Bitte , Herr Ravens!

Abg . Ravens (CDU) : Könnte das nicht bedeuten,
daß viele gute Maßnahmen , die in Bremerhaven an¬
laufen , dem Rotstift zum Opfer fallen werden , weil
eben mehr Kapazitäten fehlen?

Vizepräsident Frau Leinemann : Bitte , Herr Bür¬
germeister!

Bürgermeister Dr . Scherf : Rotstift würde ich das
nicht nennen , das sind ja Wünsche , die auf eine Aus¬
weitung des Haushalts hinauslaufen . Sie wissen doch
ganz genau , jeder von uns hier hat in seinem Fach¬
bereich eine große Zahl von Wünschen , die auf eine
Erweiterung des Haushalts hinauslaufen . Wir haben
nun einmal nicht für alles Geld , wir alle nicht , und
darum muß man sich daran gewöhnen , daß man mit
seinen Wünschen insgesamt nicht durchkommt.
Aber Rotstift würde ja signalisieren , wir wollen in
die vorhandene Struktur einbrechen . Das sehe ich
nicht.

Vizepräsident Frau Leinemann : Weitere Zusatz¬
frage ? — Bitte , Herr Ravens!

Abg . Ravens (CDU) : Dann muß ich doch noch ein - (C)
mal fragen ! Ihr Kollege von Hassel in Bremerhaven
hat gesagt , es sollen die Stellen wiederbesetzt wer¬
den , die aus Krankheitsgründen oder aus Beurlau¬
bungsgründen bisher nicht besetzt werden konnten,
und die möchte er wieder besetzen , um den Grund¬
bedarf zu sichern . Ist denn gewährleistet , daß wenig¬
stens der Grundbedarf und die Stellen , die frei sind
oder frei werden durch Beurlaubungen oder aus an¬
deren Gründen , wieder besetzt werden?

Vizepräsident Frau Leinemann : Bitte , Herr Bür¬
germeister!

Bürgermeister Dr . Scherf : Keiner streitet um den
Grundbedarf , und keiner streitet um die Wiederbe¬
setzung von frei gewordenen Stellen im Grundbe¬
darf . Das ist ganz eindeutig , das kann ich auch für
den gesamten Senat erklären . Aber wir haben große
Mühe mit zusätzlichen pädagogischen Maßnahmen
und zusätzlichen pädagogischen Projekten , die alle
plausibel sind , aber die eben zusätzliches Geld ko¬
sten . Da einmal eben ganz schnell zu sagen , darauf
haben wir schon lange gewartet , weil die Zeiten so
delikat sind , das machen wir jetzt alles , das kann ich
leider nicht , sondern da muß ich auf eine komplizier¬
te , den Bremer Verhältnissen genau parallele Bera¬
tungslage verweisen.

Ich habe im Grunde die gleiche Lage wie Herr von
Hassel , und ich bin auch noch nicht mit den Beratun¬
gen fertig . Das Parlament erwartet , daß wir eine Leh-
rerbedarfsberechnung vorlegen . Seit dem 31 . 12.
letzten Jahres sind wir im Senat damit überfällig,
Herr von Hassel und alle anderen in den Schulen
warten darauf , daß nun endlich klargestellt wird,
welcher Bedarf anerkannt wird . Dann wird das glei¬
chermaßen in Bremen und in Bremerhaven weiter¬
entwickelt . Es gibt keine Benachteiligungen für das
uns liebe Bremerhaven.

Vizepräsident Frau Leinemann : Eine weitere Zu¬
satzfrage des Abgeordneten Jungclaus!

Abg . Jungclaus (FDP ) : Herr Senator Scherf , ich
möchte einmal konkret nach zwei Projekten fragen,
wo die Kollegen aus Bremerhaven sich schon in ganz
konkreten Planungsüberlegungen befinden . Da geht
es einmal um zwei Schulstandorte , die gern eine vol¬
le Halbtagsschule einrichten möchten , und einen
weiteren Schulstandort , Heinrich -Heine -Schule , die
sich in eine Gesamtschule umwandeln möchte . Wie
schätzen Sie die Chancen ein , daß diese Projekte ver¬
wirklicht werden können?

Vizepräsident Frau Leinemann : Bitte , Herr Bür¬
germeister!

Bürgermeister Dr . Scherf : Auch die sind parallel
zu sehen mit ähnlichen Projekten in Bremen . Es gibt
auch in Bremen eine ganze Reihe von Schulen , die
sich das dringend wünschen , sowohl die ganze Halb¬
tagsschule als auch eine weitere Entwicklung zu ge-
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(A ) samtschulpädagogischen Arbeiten . Ich habe dem
Kollegen Horst von Hassel und allen anderen Bre¬
merhavener Freunden immer gesagt , wir müssen das
parallel entwickeln , wir dürfen nicht den Eindruck
erwecken , als ob wir das alles von einem auf den an¬
deren Tag machen.

Insbesondere müssen wir , das fällt ihm besonders
schwer in Bremerhaven , bei dem Aufbau zusätzli¬
cher nichtpädagogischer Angebote in den Schulen
davon Abstand nehmen , daß wir dies alles über den
Haushalt machen . Wir müssen , auch wenn es schwer
ist , auch wenn das mit den Gewerkschaften und den
Personalvertretungen nicht alles so selbstverständ¬
lich zu bereden ist , uns überlegen , wie wir , wenn wir
zu nichtpädagogischen Zusatzangeboten kommen
wollen — den pädagogischen Aufwand möchte ich
nicht in Frage stellen , auch nicht relativieren , schon
gar nicht privatisieren — , zusätzliche Betreuungsan¬
gebote , die vor der Schule und nach der Schule grei¬
fen oder zwischendurch , wenn etwas ausfällt , grei¬
fen , dann werden Erzieherinnen gesucht , dann wer¬
den Betreuer gesucht , da werden ganz viele gute Ar¬
beiten nachgefragt , diese außerhalb des Stellenpla¬
nes realisieren.

Ich rate allen , sich nicht darauf festzulegen , daß
dies alles der öffentliche Haushalt kann . Der kann
das wahrscheinlich nicht , sondern es geht nur voran,
wenn wir uns da verbünden mit Trägern , die in der
Nachbarschaft arbeiten und die nun auch ein Inter¬
esse daran haben , mit der Schule etwas gemeinsam

(B ) zu machen.
Das diskutiere ich zur Zeit auch sehr streitig mit

meinem Kollegen von Hassel . Es bewegt sich wahr¬
scheinlich nur , wenn wir das einvernehmlich mit den
Schulen entwickeln können . Ich will hier nicht die
Schulen gegeneinander ausspielen . Es gibt da Bera¬
tungsarbeit , und wenn man die nicht will , dann steht
man auf der Stelle . Wenn man sie will , dann gibt es
eine Chance , daß wir uns da voranentwickeln.

Vizepräsident Frau Leinemann : Zusatzfrage ? —
Bitte , Herr Jungclaus!

Abg . Jungclaus (FDP) : Herr Scherf , Sie würden al¬
so den Kollegien raten , die sich in der Planungsarbeit
befinden , ihre Arbeit fortzusetzen?

Vizepräsident Frau Leinemann : Bitte , Herr Bür¬
germeister!

Bürgermeister Dr . Scherf : Natürlich , wir sind jaauch gesetzlich dazu gehalten ! Herr Jungclaus , wir
haben doch im Bremischen Schulgesetz diesen Auf¬
trag . Es gibt hier Abgeordnete — Sie gehören dazu
— , die diesen Auftrag gesetzlich korrigieren wollen,
aber solange das Gesetz gilt , denke ich , darf man
doch mit seinen Mitarbeitern gesetzliche Aufträgeumsetzen , und darum werde ich diese Initiativen alle
freundlich begleiten.

Aber ich muß aufpassen , wenn es ausschließlich
und allein zu weiteren Stellen führt , da habe ich

keine große Bewegungsmöglichkeit . Wir müssen uns (C)
intelligentere Durchsetzungsstrategien zurechtle¬
gen . Ich weiß , in Bremen läuft da einiges , warum
nicht auch in Bremerhaven?

Vizepräsident Frau Leinemann : Weitere Zusatz¬
fragen liegen nicht vor . Ich bedanke mich bei dem
Herrn Bürgermeister.

Die sechzehnte und damit letzte Anfrage wird
schriftlich beantwortet . Wir haben den Zeitrahmen
für den Tagesordnungspunkt eins , die Fragestunde,
schon um fünf Minuten überschritten.

Damit ist Punkt eins der Tagesordnung erledigt.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Abgeordneten
Dr . Schulte , Kudella und Fraktion der CDU folgendes
Thema frist - und formgerecht beantragt worden:

Merkwürdigkeiten bei der Besetzung der Stelle ei¬
nes Professors für das Fachgebiet Politikwissenschaf¬
ten an der Hochschule für Öffentliche Verwaltung.

Die Beratung ist eröffnet.
Das Wort hat der Abgeordnete Dr . Schulte.

Abg . Dr . Schulte (CDU) : Frau Präsidentin , meine
Damen und Herren ! Ich möchte mit einer positiven
Mitteilung beginnen : Ich freue mich , daß ein Kollege P)
von uns in einem Berufungsverfahren zum Professor
für Politikwissenschaften gewählt worden ist , und
zwar in der Hochschule für öffentliche Verwaltung.

Laut „taz " vom 1 . September 1990 hat unser Kol¬
lege gesagt , daß er dazu qualifiziert sei , unter ande¬
rem wegen seiner achtjährigen Mitgliedschaft in der
Bremischen Bürgerschaft und als Sprecher der Depu¬
tation für den öffentlichen Dienst neben seinem
Studium und den drei Büchern , die er geschrieben
hat.

Endlich ist damit durch ein unabhängiges Gre¬
mium von berufenen Personen , meine Damen und
Herren , mit der Berufung unseres Kollegen auch
unsere Berufung für höhere Weihen bestätigt
worden.

(Beifall bei der CDU)

Damit ist es ein Trost auch für alle Kollegen hier in
diesem Hause , die von Selbstzweifeln über ihre Qua¬
lifikation geplagt sind,

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

daß hier jetzt die Bürger Schaftstätigkeit , meine
Damen und Herren , als formale Qualifikation an¬
erkannt wird.

Nun möchte ich allerdings warnend hinzufügenfür diejenigen Kollegen , die sich vielleicht auch so



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 82 . Sitzung am 20 . 2 . 91 5531

(A ) bewerben möchten , daß es dann doch schon dazu
einige Zufälle und auch ein bißchen Glück braucht,
und dazu sollte man einige Dinge ansprechen.

Zunächst ist es einmal wichtig , daß die Bewerber¬
lage günstig ist . Es wäre günstig bei einer solchen
Bewerbung , daß die Ausschreibung möglichst nicht
überregional erfolgt . Es ist zwar üblich bei so einer
Stelle , bei einer vergleichbaren Stelle , daß sie in der
„Zeit " ausgeschrieben wird , aber es wäre günstiger,
wie es in diesem Fall passiert ist , daß sie eben nur im
Bremischen Amtsblatt

(Zurufe : Beiblatt !)

ausgeschrieben ist , im Beiblatt , und es wäre noch
günstiger wie in diesem Fall in der Ferienzeit , meine
Damen und Herren,

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

damit sich möglichst nicht so viele bewerben.
Wenn doch einige Bewerber Interesse haben soll¬

ten , müßte man erreichen , daß sie rechtzeitig infor¬
miert werden , daß ihre Bewerbung sowieso keinen
Zweck hat,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

so daß sie dann gar nicht erst antreten , denn , meine
Damen und Herren , das ist ein politikwissenschaft-

(B) liches Sprichwort , die Qualifikation ist desto besser,
je schlechter die Bewerberlage ist.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU, bei den
GRÜNEN und bei der FDP)

Unser Freund und Kollege hatte darum auch ein
einstimmiges Ergebnis , weil er einzig war , meine Da¬
men und Herren . Er war ohne Gegenkandidaten,
weil er so richtig im Vorfeld gearbeitet hat , meine
Damen und Herren.

Ich hätte allerdings doch fast vergessen , es gab
doch eine Gegenkandidatin , eine andere Bewerbe¬
rin , die aber dann doch gottlob noch rechtzeitig zu¬
rückgestellt wurde . Sie war promoviert , das war un¬
ser Kollege auch beinahe , sie hatte mehrere Seiten
Veröffentlichungen vorgelegt , aber unser Kollege
hatte auch drei Bücher geschrieben . Sie war eine
Frau , aber unser Kollege war ja Mitglied oder ist Mit¬
glied im Ausschuß des Parlaments für die Förderung
der Gleichstellung der Frau,

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

und darum weiß er ja auch sehr genau , nach dem Bre¬
mischen Hochschulgesetz , Herr Bürgermeister
Scherf , müssen bei gleicher Qualifikation weibliche
Bewerber bevorzugt werden.

Da war jetzt guter Rat teuer , und man mußte errei¬
chen , daß diese Bewerberin dann nicht in Frage kam.
Das ist dann auch erfolgt . Ich habe nicht geprüft , ob

der Vorbehalt rechtlich stichhaltig ist , sie hatte eine
Qualifikation , aber sie hatte eben eine falsche Quali¬
fikation.

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Sie war
zu gut !)

Da ich gerade bei der Qualifikation bin , meine
Damen und Herren , im Ausschreibungstext war zu
lesen , daß neben der wissenschaftlichen Qualifika¬
tion , in der Regel Promotion , aber lassen wir das , und
der fünfjährigen Berufspraxis — acht Jahre Bürger¬
schaft — vor allem pädagogische Eignung notwendig
ist.

Nun haben wir ihn ja in der Bürgerschaft hier
erlebt , seine rhetorische Begabung können wir nicht
bestreiten , das ist also sicherlich keine Problematik.
Die fachliche Qualifikation , an der ist sicherlich
auch nicht zu zweifeln , meine Damen und Herren , in
der „taz " vom 1 . 9 . 1990 hatte er unter anderem zu
seiner Qualifikation angegeben : Ich habe die Univer¬
sität mit gegründet . Wenn es da noch eines Beweises
bedurft hätte , meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU und bei der FPD)

Das ist jetzt die überregionale Anerkennung,

(Abg . Tepperwien [SPD ] : Niveaulos !)

darum braucht er auch keine überregionale Aus¬
schreibung mehr , meine Damen und Herren.

Nun hat ja Senator Franke von Gründungsfehlern
dieser Universität gesprochen , nachher immer wie¬
der,

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

von einer Umsteuerung , die ganz notwendig sei , um
die Gründungsfehler wieder auszumerzen ! Aber Se¬
nator Franke hat die Bühne verlassen , er hat übri¬
gens heute morgen in der „taz " einen Kommentar
geschrieben . Er äußert sich da noch zu den „Versor¬
gungsclans "

, die es gibt.

(Abg . S c h m u r r [SPD ] : Unerträglich !)

Zu den Versorgungsclans ist es sicherlich reiner Zu¬
fall , daß ausgerechnet die parlamentarische Mitwir¬
kung beim Ressort Finanzen zu ungeheuren Karrie¬
resprüngen verhilft , meine Damen und Herren . Da
hat es doch auch Vorgänger gegeben . Das sind
außerordentlich gualifizierte Kollegen , meine Da¬
men und Herren , mit außerordentlich qualifizierten
Verbindungen.

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)
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(A ) Vielleicht auch mit außerordentlichen Verbindun¬
gen , die ihre Qualifikationen kompensieren , meine
Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Es gibt einen bemerkenswerten Brief von Herrn
Senator für Finanzen , in der „taz " abgedruckt , ich
gehe einmal davon aus , daß dieser Brief richtig ist,
ich darf ihn mit Erlaubnis der Frau Präsidentin zitie¬
ren : „Lieber Detlef, " schreibt er hier , „unser beider
Vereinbarung war , etwas Attraktives , Sinnvolles zu
machen , wo Du das , was Du kannst , auch einbringen
kannst.

(Heiterkeit bei der CDU)

Der Rektor der Hochschule für öffentliche Verwal¬
tung haut in 'n Sack.

(Erneute Heiterkeit bei der CDU)

Ich biete Dir an , Hochschullehrer an dieser Hoch¬
schule zu werden .

"
Das lobe ich mir , der Finanzsenator , meine Damen

und Herren , setzt sich nicht nur für seine Freunde
ein , er hat auch die Macht zu sagen , ich biete dir das
an!

Herr Bürgermeister Scherf , Sie haben in der Frage¬stunde von der Eigenständigkeit der Berufungskom-
(B ) mission von Hochschulen gesprochen . Das Bremi¬

sche Hochschulgesetz setzt die Eigenverantwortlich¬
keit auch von Berufungsgremien fest , aber unser
Finanzsenator sagt , ich biete dir an , Hochschullehrer
zu werden , mit einer etatistischen und absoluten
Machtfülle eines sozialdemokratischen Herrschers,
eines herrschenden Sozialdemokraten!

(Beifall bei der CDU, bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

Wir sind sehr beeindruckt , daß alle anderen Argu¬
mente unwichtig werden . Seit fünf Jahren hat es an
dieser Hochschule keine Berufung mehr gegeben , es
gibt ja ein Zitat eines in der Berufung tätigen Profes¬
sors : „Wenn es nach reiner Priorität gegangen wäre,
wäre die Stelle Politikwissenschaften nicht an erster
Stelle gekommen . Der Bereich ist relativ einfach
über Lehraufträge abzudecken .

" Also , wenn es nach
reiner Priorität gegangen wäre!

Hat es vielleicht etwas damit zu tun , daß drei neue
Hochschullehrerstellen an dieser Hochschule einge¬richtet werden sollen ? Das ist doch nicht der Hoch¬
schule anzulasten und ihr vorzuwerfen . Wenn sie
nun noch einen zusätzlichen Professor für Politik¬
wissenschaften erhält , meine Damen und Herren,
dann kann man es doch bei dieser Stelle auch ein
bißchen anders gehen lassen , und laßt dann doch die
böse Opposition von Genossenfilz sprechen!

Noch eine letzte Empfehlung zum Schluß , meine
Damen und Herren , wer sich zum Professor berufen

lassen möchte , sollte sich möglichst gleichzeitig (C)
wieder als Abgeordneter bewerben . Sicher ist sicher!

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

Unser Freund hat diese Chance genutzt und sich in
seinem Ortsverein erfolgreich beworben und kandi¬
diert , ohne allerdings freilich zu sagen , ob er nun das
Mandat annehmen will oder Professor werden will
oder beides oder nur eines von beiden , das ist ein
Zeugnis von Klarheit und Zielstrebigkeit . Politikwis¬
senschaftlich würde man sagen , offenhalten von Op¬
tionen , meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

Für einen Politikwissenschaftler ist es auch ein
gutes Vorbild für die Studenten . Das ist nämlich ziel¬
lose Grundsatztreue oder grundsätzliche Ziellosig¬
keit , meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

Allerdings noch reizvoller wäre es , den Ruf als Pro¬
fessor anzunehmen , sich als Abgeordneter wählen
zu lassen und dann sich als Hochschullehrer beurlau¬
ben zu lassen,

(Abg . Tepperwien [SPD ] : Das geht
doch gar nicht !) (D)

denn wenn die Hochschule fünf Jahre keinen Pro¬
fessor für Politikwissenschaften gehabt hat , dann
braucht sie die nächsten vier Jahre ja auch keinen
mehr.

(Abg . Tepperwien [SPD] : Sie müssen
erst einmal das Abgeordnetengesetz lesen!
Das geht doch gar nicht ! — Abg . Jäger

[FDP] : Natürlich geht das !)
Das ist ganz legal , meine Damen und Herren , das ist
ganz legal , das ist lukrativ.

(Abg . Tepperwien [SPD ] : Das ist
Schwachsinn , was Sie da sagen ! Das geht

überhaupt nicht !)

Das ist auch vor allen Dingen moralisch , meine
Damen und Herren , einwandfrei ? Und als Professor
für Politikwissenschaft erfüllt man damit eine Vor¬
bildfunktion für Studenten.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
Man entspricht damit voll dem Klischee vom saube¬
ren und uneigennützigen Politiker , der nur dem
Wohl der Gemeinschaft dient , meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)
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(A ) Wie gesagt , wir können stolz sein auf unseren Kol¬
legen , und wir können stolz sein auf die Bremer Poli¬
tik , die solche Karrieren ermöglicht . — Ich bedanke
mich!

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

Vizepräsident Frau Leinemann : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete Präsident Dr . Klink.

Präsident Dr . Klink : Frau Präsidentin , meine
Damen und Herren ! Ich möchte mich zu einem
ernsten Thema ernst äußern.

(Beifall bei der SPD)

Den Abgeordneten kommt aufgrund ihres Mandats
in der Öffentlichkeit ein hoher Rang zu , und das ist
auch der Grund , warum zu Recht die Öffentlichkeit
ein großes Interesse auf die Arbeit der Abgeordne¬
ten wirft , und zwar nicht allein auf den politischen
Bereich , sondern auch , wenn es nötig ist , auf den
persönlichen , auf den privaten Bereich.

Das ist zwar ein Umstand , der sonst bei den Bür¬
gern nicht der Fall ist , aber wer ein öffentliches Amt
annimmt , der muß wissen , daß das korrekt ist , daß
das so zu sein hat , denn das öffentliche Interesse
kann auch nicht vor persönlichen Dingen halt¬
machen.

(B) Das ist auch einer der Gründe , warum in allen Par¬
lamenten über die Frage des Konflikts von politi¬
schem und persönlichem Interesse es gesetzliche
Regelungen gibt . Wir haben in Bremen einen Verfas¬
sungsartikel , der beim Konflikt von privaten und
politischen Interessen zur Anwendung kommt , Arti¬
kel 84.

Artikel 84 ist meines Erachtens der stringenteste,
der schärfste Artikel im gesamten Bundesgebiet , der
sich mit diesen Konfliktfällen befaßt . Es gibt keinen
schärferen Paragraphen . Es sind auch in diesem Arti¬
kel Sanktionen vorgesehen , und ich glaube , wir alle
wachen darüber , daß der Artikel 84 eingehalten
wird.

(Abg . Jungclaus [FDP] : Das paßt doch
gar nicht zum Thema !)

Die Öffentlichkeit wacht darüber , und wir wachen
gemeinsam darüber , zum Teil aus unterschiedlichem
Interesse , zum Teil aus gemeinsamem Interesse , und
wir können sagen , dieser Artikel hat sich bewährt.

Ein Zweites , und das ist keine Bremensie , daß in
den Parlamenten der Teil der Abgeordneten , die aus
dem öffentlichen Dienst kommen , besonders groß
ist . Das bedeutet für die Abgeordneten , daß sie
inkompatibel sind , das heißt , daß sie aus ihrer Tätig¬
keit im öffentlichen Dienst ausscheiden müssen.

Es gibt kein anderes Landesparlament , das eine so
scharfe Inkompatibilitätsregelung hat wie Bremen.
Bei uns genügt allein der Anstellungsvertrag , sei es

als Angestellter oder als Beamter im öffentlichen (C)
Dienst , um die Inkompatibilität auszulösen . In ande¬
ren Ländern wird es auf die Funktion abgestellt , das
heißt , bei uns kann auch ein angestellter Haus¬
meister sofort als inkompatibel hingestellt werden.

Meine Damen und Herren , das vorausgesetzt -- .

(Unruhe bei der CDU)

Ich bitte doch , etwas ernsthafter die Dinge zu sehen,
es geht , glaube ich , um Grundfragen auch des Abge¬
ordnetenverständnisses , des Verständnisses von uns
allen!

(Beifall bei der SPD)

Das vorausgesetzt , meine Damen und Herren,
halte ich es für eine Selbstverständlichkeit und für
völlig legitim , wenn ein Abgeordneter für sich ent¬
scheidet , der aus dem öffentlichen Dienst kommt , die
Abgeordnetentätigkeit aufzugeben , daß er sich Ge¬
danken macht , wie sein beruflicher Weg weitergeht.
Ich glaube , das macht jeder , der in der gleichen
Situation ist , unabhängig davon , in welcher Fraktion
er ist.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte einmal den Abgeordneten von den an¬
deren Fraktionen sehen , der in der gleichen Situa¬
tion ist , der sich nicht diese Gedanken macht —

(Abg . Gassdorf [CDU] : Darum geht es
doch gar nicht !)

eine Sekunde , ich komme darauf ! — , und dies in Ver¬
bindung zu bringen mit Kungelei , mit Filz , und das in
einer Ironie , die der Sache nicht angemessen ist,
glaube ich , das ist ein Schlag unter die Gürtellinie.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren , Fairneß und Kollegiali¬
tät sind nicht nur Sachen für Sonntagsreden , wir soll¬
ten sie auch in der Alltagspraxis des Parlaments
üben!

(Beifall bei der SPD)

Mir scheint die Fairneß in diesem Fall unter die
Räder der Hektik der Alltagspolitik gekommen zu
sein.

Um was geht es hier , meine Damen und Herren?
Hier ist also ein Abgeordneter , der am Ende der Le¬
gislaturperiode die Absicht hat auszuscheiden,

(Abg . Niederbremer [CDU] : Was ?)

der sich Gedanken macht , wie es weitergeht . Meine
Damen und Herren , und ich spreche jetzt jeden ein¬
zelnen von Ihnen einmal an , wenn ein solcher Fall
auftritt , dann hört man sich um , dann fragt man Be-
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kannte , dann fragt man Freunde , hört einmal zu , ist
etwas Vergleichbares für mich da,

(Abg . Dr . Pawlik [CDU] : Da läßt man
sich einen Brief schreiben !)

wo kann ich meinen Weg fortsetzen . Da ist jeder von
Ihnen mindestens einmal von irgendeinem Freund,
von irgendeinem Bekannten oder von irgendeinem
Bürger angesprochen worden , und das nehmen Sie
doch hoffentlich ernst , darum kümmern Sie sich
doch.

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Das haben
wir zurückgewiesen !)

Hier ist ähnliches erfolgt . Kann man einem Abge¬
ordneten — man sagt zu Recht , Abgeordnete haben
zwar einen höheren Informationsstand , und das ist
ein Vorrecht gegenüber dem Bürger , das wird ihn
auch verpflichten zu einem sensibleren Umgang mit
der Information — aber deswegen verwehren , daß er
sich um seine eigenen Dinge kümmert ? Wem will
man das eigentlich überlassen?

Ich gebe zu , meine Damen und Herren , daß ein
Schreiben offenbar in die Öffentlichkeit drang — das
ich nicht kenne , aber ich will einmal unterstellen , es
hat ja in der Zeitung mit Gänsefüßchen gestanden — ,was ich auch nicht optimal finde . Nur , wir kennen ja
den , der es geschrieben hat und der für seine etwas
rauhbeinige Sprache , er macht seinem Namen Grobi
alle Ehre , bekannt ist . Natürlich kann ein Senator
nicht versprechen , ich biete dir einen Job an,

(Abg . K u d e 11 a [CDU] : Warum tut er es ?)

gerade in diesem Bereich nicht . Das weiß er selbst¬
verständlich auch , halten Sie ihn doch nicht für so
töricht , daß er nicht weiß , daß selbstverständlich
diese Dinge nur über Ausschreibung und über Beru¬
fungsverfahren laufen!

(Glocke)

Vizepräsident Frau Leinemann : Herr Abgeordne¬ter , sind Sie bereit , eine Zwischenfrage anzuneh¬
men?

Präsident Dr . Klink : Ja , bitte!

Vizepräsident Frau Leinemann : Bitte , Herr von
der Schulenburg!

Abg . v . d . Schulenburg (CDU) : Herr Präsident , hal¬
ten Sie es eigentlich für besonders glücklich , daß Sie
als Präsident,

(Widerspruch bei der SPD)
der für das gesamte Haus verantwortlich ist , hier ei¬
ne einseitige , parteiische Rede für die SPD -Fraktion
halten?

(Beifall bei der CDU , bei den GRÜNEN und
bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Es geht um das Ansehen der
Abgeordneten,

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der
CDU)

es geht um das Ansehen , um das Selbstverständnis
der Abgeordneten!

Meine Damen und Herren , es wurde dann vom Ab¬
geordneten Dr . Schulte die Frage der Qualifikation
aufgeworfen . Meine sehr verehrten Damen und Her¬
ren , haben wir eigentlich als Parlament das Recht,
über die Qualifikation zu entscheiden ? Sie müßten
doch als Vertreter der Hochschuldeputation sehr ge¬nau wissen , daß die Frage der Qualifikation und die
Entscheidung hierüber einzig und allein Sache der
Gremien der Universität sind . Wir können uns doch
hier nicht zum Richter der unabhängigen Universität
machen.

Wir können doch nicht sagen , das überlassen wir
der Opportunität , wenn eine Entscheidung gut ist,dann sagen wir , das akzeptieren wir , und wenn sie
schlecht ist , dann fangen wir an zu kritisieren . Was
ist das eigentlich für ein Verständnis der Unabhän¬
gigkeit der Universität?

Aber ich glaube , es ist offenbar nicht bekannt , daß
es hier um eine Stelle eines Politikwissenschaftlers
geht . Sie haben angesprochen , daß eine zweite Be¬
werbung da war , und ich bedauere es auch sehr , daß
keine weiteren Bewerbungen da waren . Aber wenn
Sie eine Ausschreibung für Humanmediziner ma¬
chen , und es meldet sich ein Zahnmediziner , dann
können Sie doch nicht sagen , der ist Mediziner , den
nehme ich!

Hier war es so , hier ist eine Ausschreibung gewe¬sen für Politikwissenschaftler . Es hat sich eine Histo¬
rikerin , Germanistin , Soziologin gemeldet . Sie mageine hervorragend qualifizierte Frau sein , das wird
gar nicht bestritten , aber es paßte nicht mit der Aus¬
schreibung zusammen . Da können Sie doch nicht sa¬
gen , hier ist etwas übergangen worden . Also bitte,
ich glaube , da sollten Sie das Vertrauen zu den Aus¬
wahlgremien der Universität haben.

(Beifall bei der SPD - Abg . Thomas [DIE
GRÜNEN] : Das müssen Sie einmal dem Fi¬

nanzsenator sagen !)

Meine sehr verehrten Damen und Herren , in ande¬
ren Landtagen , auch im Bundestag , auch im Ausland,
ist es so , daß man es als eine große Ehre ansieht,
wenn ein Transfer von Politik zur Wirtschaft , zur
Wissenschaft erfolgt und umgekehrt . Davon profi¬tieren alle , davon profitiert auch die Politik , das
Parlament , davon profitieren die Wirtschaft und die
Wissenschaft.

Wir wissen , daß das notwendig ist , wenn man
endlich davon herunterkommen will , daß nur ganzbestimmte Berufsgruppen das Parlament überpro¬
portional besetzen . Wir wissen , wie schwierig es
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(A) auch in der privaten Wirtschaft ist , weil ja auch beim
Abgeordneten der private , wirtschaftliche Teil in die
öffentliche Diskussion einbezogen wird . Wir haben
ja gerade in letzter Zeit hier Dinge gehabt . Das reizt
doch die Leute gar nicht , in das Parlament zu kom¬
men , im Gegenteil , sie bleiben draußen.

Es muß also ein Interesse bestehen , daß ein Trans¬
fer , und zwar ein nahtloser Transfer , ein problem¬
loser Transfer besteht , so wie in den anderen Län¬
dern . Ich würde mir wünschen , daß wir im Interesse
unseres Parlaments und im Interesse unserer politi¬
schen Kultur dazu kommen . — Ich bedanke mich!

Vizepräsident Frau Leinemann : Als nächste hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr . Trüpel -Rüdel.

(Abg . Dr . K o r i n g [SPD ] : Wo sind Frau
Dr . Schumann und Herr Frehe ?)

I Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN) : Meine
Herren , ich werde auf alle Ihre Fragen eingehen!
Frau Präsidentin , meine Damen und Herren ! Herr

| Präsident Dr . Klink , Sie haben das Thema nicht ver¬
standen.

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP — Abg . Dr . K o r i n g [SPD ] :
Und Sie haben die Weisheit mit Löffeln ge¬

fressen !)

Wir reden nicht darüber , ob ein Abgeordneter wie¬
der eine Stelle im öffentlichen Dienst bekommen
kann , natürlich kann er das , sondern wir reden in
diesem Fall darüber , wie er diese Stelle bekommen
soll.

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

I
Meine Damen und Herren , wir haben es mit einem

Lehrstück in Bremer Politik zu tun , und zwar dank
' der „ taz " und des dort veröffentlichten Briefes ha¬

ben wir einen detailgenauen Einblick darin , wie der
Bremer Filz funktioniert . Wir haben detailgenau
einen Einblick , wie die Provinzfürsten -Kungelei hier
in Bremen läuft.

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

Offensichtlich gibt es auch hier wieder einen Deal
nach dem Motto , nehmt ihr den Griesche , bekommt
ihr noch drei Stellen an der Hochschule.

(Zurufe von der SPD)

Wir haben es hier also mit dem Fall Grobecker und
dem Fall Griesche zu tun , auf der einen Seite der Pro¬
vinzfürst , auf der anderen Seite der Günstling . Wir
haben es mit dem Agieren einer Staatspartei zu tun.
Außerdem haben wir es noch mit einem Lehrstück in
Männerseilschaft zu tun , denke ich an den in der

„taz " zitierten Brief nach dem Motto , du , ich brauche (C)
eine Stelle , klar , bekommst du , und der Rektor der
Hochschule haut in den Sack.

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

Meine Damen und Herren , diese Formulierung
spricht nun wirklich dafür , daß dieser Brief echt ist
und daß er von Herrn Senator Grobecker stammt.

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

Wir lernen aber auch noch etwas über Politiker¬
amnesien , denn Herr Griesche kann sich laut „ taz"
nun offensichtlich nicht mehr an diesen Brief erin¬
nern . Der Politikstil von Herrn Kohl läßt grüßen!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt zu dem eigentlichen Verfahren , das in der
Tat rechtswidrig ist ! Die Hochschule für öffentliche
Verwaltung ist seit Jahren unterausgestattet . Offen¬
sichtlich wird die Notlage dieser Hochschule miß¬
braucht , um Genossen unterzubringen.

Erstens : Offensichtlich handelt es sich nicht um die
dringendste Stelle , das läßt sich auch aus den Äuße¬
rungen von Hochschulmitgliedern entnehmen.

Zweitens : Es hat keine überregionale Ausschrei¬
bung gegeben , das ist äußerst anrüchig , denn sie
wurde nur im Beiblatt zum Amtsblatt ausgeschrie -

' '
ben , und das im August in der allgemeinen Ferien¬
zeit . Auch in der Hochschule wundert man sich , wie
ein solches Verfahren eigentlich zustande kommen
kann , zumal die andere Stelle , die parallel ausge¬
schrieben wurde , natürlich überregional in der
„Zeit " annonciert wurde . Offensichtlich ist nur in
dem Fall der Stelle , die für Herrn Griesche vorgese¬
hen war , von dieser üblichen Regelung Abstand ge¬
nommen worden.

Ich zitiere Ihnen jetzt noch einmal eine Stelle aus
dem Protokoll des Hochschulrats , da sagt ein Mit¬
glied : „Die Beschränkung der Ausschreibung auf das
Beiblatt zum Amtsblatt und die Ausschreibung im
August — noch Ferienzeit — erscheinen wenig ge¬
eignet , um den Kreis geeigneter Bewerber wirksam
zu erreichen .

" Soweit die Stellungnahme der Hoch¬
schule zu dem Punkt!

Meine Damen und Herren von der SPD , gerade
aber , wenn es ein Abgeordneter , insbesondere noch
ein SPD -Abgeordneter , werden soll , dann wäre doch
allergrößte Korrektheit am Platz gewesen.

(Abg . Tepperwien [SPD ] : Fragen Sie
doch einmal nach der Ausschreibung von
Herrn Frehe und Frau Schumann , welche
Ausschreibungen da stattgefunden haben !)

Vielleicht haben Sie die „Zeit " gelesen , alle Stellen
des Frauenministeriums in Niedersachsen waren
dort ausgeschrieben!
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(A ) Meine Damen und Herren , ich wundere mich doch
sehr über Ihr intellektuelles Vermögen , es ist doch
ein Unterschied , ob Stellen besetzt werden , auch mit
Abgeordneten , oder ob Stellen für besondere Abge¬
ordnete auf Ihre Intervention hin erst geschaffen
werden.

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

Ich kann es nur noch einmal betonen , in einem sol¬
chen Fall , und das muß Ihnen doch klar sein , wo Sie
besonders unter dem Auge der Öffentlichkeit ste¬
hen , muß Ihnen daran gelegen sein , äußerst korrekt
zu verfahren und nicht lauter Formalien nicht rich¬
tig zu bedienen.

Aber nein , man hat wirklich den Eindruck , Sie
haben sich so richtig im eigenen Filz gesuhlt . Von
hinten wurden Drähte gezogen , es wurden Briefe ge¬
schrieben , und das ist in der Tat die Arroganz der
Macht , ohne Rücksicht auf Öffentlichkeit und Vor¬
schriften des Hochschulgesetzes zu verfahren.

Dann möchte ich Sie auch noch daran erinnern,
auch das ein äußerst merkwürdiger Punkt , es hat ja
nicht einmal auswärtige Gutachter gegeben , wie das
Hochschulgesetz vorschreibt . Bei jeglicher Berufung
sonst ist es üblich , daß es nicht interne , sondern aus¬
wärtige Gutachten gibt . Wo bitte schön sind denn
diese auswärtigen Gutachten ? Wenn ich dann weiß,
wie sonst hier Berufungen laufen und wie peinlich

(B ) man darauf bedacht ist , vor allem bei umstrittenen
Bewerbungen , immer wieder von außen Gutachten
einzuholen , und hier überhaupt nicht , dann spricht
das doch wirklich für sich . Wenn dann noch Herr
Griesche bei Herrn Kulenkampff , einem der Auto¬
ren dieses Gutachtens , studiert hat , dann macht
mich das auch noch weiter skeptisch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Regelgualifikation war nicht vorhanden , son¬
dern die Herren Gutachter bestätigen , die Leistun¬
gen seien promotionsadäquat . Die Leistungen der
promovierten Bewerberin werden nicht anerkannt,
ihr Studium sei nicht einschlägig.

Jetzt habe ich mir selbst dieses Amtsblatt angese¬
hen , und es wird neben den Politikwissenschaften
extra hervorgehoben , daß die Stelle vor allem in
Teilbereichen für Sozialwissenschaften gedacht ist.
Diese Bewerberin hat aber als ein Fach Soziologie
studiert , von daher scheint mir auch Ihr Argument
an dem Punkt überhaupt nicht stichhaltig.

Wenn ich jetzt noch einmal daran denke , was für
ein Theater bei dem Landesgleichstellungsgesetz um
den Qualifikationsbegriff gemacht worden ist!
Gleichwertige Qualifikation durfte es nicht heißen,
sondern gleiche Qualifikation . Bei der Berufung von
Herrn Griesche spielt aber offensichtlich die Formal¬
qualifikation eine äußerst untergeordnete Rolle.

Meine Damen und Herren , das ist nun wirklich ein
tiefer Einblick in patriarchale Strukturen und wie

realiter hier Berufungen laufen , wenn bestimmte (C)
Männer und insbesondere Genossen begünstigt wer¬
den sollen.

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

Noch an einem weiteren formalen Punkt haben Sie
von den Vorschriften des Hochschulgesetzes Ab¬
stand genommen . Eine Berufungsliste muß drei Per¬
sonen umfassen , auch das tut sie nicht!

Wir möchten jetzt von dieser Stelle , weil wir in die
Hochschule , die ja autonom ist , nicht hineinregieren
können und das auch gar nicht wollen , sie aber
öffentlich auffordern , das Verfahren sofort einzu¬
stellen und überregional auszuschreiben . Nur so ist
Schaden von der Hochschule abzuwenden und wirk¬
lich ein anderes Licht in diese düstere Angelegen¬
heit zu bringen!

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

Herr Griesche hat es ja nun vorgezogen , den Raum
zu verlassen , ich möchte mich aber trotzdem noch
einmal an ihn wenden.

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Er hört am
Radio zu !)

Die besondere Pikanterie ist ja nun , daß er Mitglied
des Frauenausschusses ist . (D)

(Heiterkeit)

Darum legen wir ihm nahe , seinen Sitz in diesem
Ausschuß , der sich ja nun ausdrücklich um die För¬
derung der Frau kümmern soll , zurückzugeben,
denn seine Glaubwürdigkeit , was die Förderung der
Frau angeht , hat er nun wirklich verspielt.

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

Er bedient sich dieser Filzstrukturen und nimmt
damit einer qualifizierten Frau die Stelle weg.

Liebe Frauen von der SPD und Mitstreiterinnen um
das Landesgleichstellungsgesetz , ich möchte auch
Sie noch einmal auffordern , Ihrem Genossen doch
klar zu machen , daß das , was er hier treibt , mit Frau¬
enförderung und Gleichstellung nun wirklich nichts
zu tun hat!

(Beifall bei den GRÜNEN , bei der CDU und
bei der FDP)

Vizepräsident Frau Leinemann : Meine Damen
und Herren , bevor ich der nächsten Rednerin das
Wort erteile , das ist Frau von Schönfeldt , wollte ich
nur eines richtigstellen , wir sind ja in der ersten
Runde , zehn Minuten , Sie wissen , die zweite Runde
dauert fünf Minuten , der Präsident der Bremischen
Bürgerschaft , ich habe ihn nicht in dieser Eigen-
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schaft aufgerufen , sondern den Abgeordneten Dr.
Klink , und er hat für seine Fraktion und nicht für das
Präsidium gesprochen.

Als nächste hat das Wort die Abgeordnete Frau
von Schönfeldt.

(Abg . Kudella [CDU] : Daß Sie das weiter¬
geben mußten , Frau Präsidentin , nachdem er
Ihnen das ins Ohr geflüstert hat ! — Zurufe)

Ich dachte , das war nicht ganz klar . Mein Aufruf war
ein klarer , Herr Kudella , und wenn Sie genau zu¬
hören würden , dann hätten Sie das auch verstanden!

Frau von Schönfeldt , Sie haben das Wort!

Abg . Frau v . Schönfeldt (FDP )
* ) : Frau Präsidentin,

meine Damen und Herren ! Herr Abgeordneter Dr.
Klink , Sie haben zwar eine ernste Rede gehalten und
wollten es für uns alle tun , aber , ich glaube , Ihr Rede¬
beitrag war sehr einseitig , ich habe mich durch Sie
nicht vertreten gefühlt.

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

Herr Abgeordneter Dr . Klink , ich glaube doch , auch
in diesem Parlament sollte es möglich sein , Unmög¬
lichkeiten auch einmal ironisch zu bringen . Ich
glaube , Sie scheinen alle humorlos zu sein!

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei den
GRÜNEN - Abg . S c h m u r r [SPD ] : Das
war unter der Gürtellinie , Frau von Schön¬

feldt , aber kein Humor !)

Nun wollen wir gleich weiter zu den Merkwürdig¬
keiten gehen , Herr Schmurr ! So viele Merkwürdig¬
keiten wie bei der Besetzung einer Hochschullehrer¬
stelle an der Hochschule für öffentliche Verwaltung
hat es wohl noch nirgends gegeben.

Nicht so in Bremen ! Dabei kämpft Bremen überall (C)
um seine Anerkennung , und , oh Schreck , es gibt
eine Mitbewerberin , eine Frau , promoviert , mit den
Studienfächern Philosophie , Geschichte und Soziolo¬
gie ! Aber man entscheidet sich am 4 . Februar in der
Berufungskommission für den Mann . Gibt es da nicht
ein Hochschulgesetz , in dem es heißt , Abbau von Be¬
nachteiligungen von Frauen?

Ich darf zitieren : „Die Hochschulen erlassen Frau¬
enförderungsrichtlinien , in denen auch bestimmt
wird , daß Frauen in Bereichen , in denen sie unter¬
durchschnittlich vertreten sind , bei gleichwertiger
Qualifikation wie männliche Mitbewerber grund¬
sätzlich zu bevorzugen sind .

"

Hört , hört , so ernst nimmt die SPD ihre eigenen Be¬
schlüsse!

(Beifall bei der FDP und bei den GRÜNEN)

Ist die Mitbewerberin etwa nicht qualifiziert?
Das Tolle ist ja eigentlich auch noch , der Bereich

der Politikwissenschaften könnte auch mit Lehrauf¬
trägen abgedeckt werden . Seit dem 30 . 11 . 1990 ist
übrigens auch noch das Landesgleichstellungsgesetz
in Kraft . Mir will nun wirklich nicht in den Kopf , daß
die promovierte Konkurrentin schlechter qualifi¬
ziert sein soll als Herr Griesche.

(Beifall bei der FDP ) p)

Was hat er nur , was sie nicht hat?

(Beifall und Heiterkeit bei der FDP , bei der
CDU und bei den GRÜNEN)

Natürlich , er hat das gewichtige Wort des Senators
Grobecker!

(Beifall bei der FDP)

Aber Bremen macht es möglich ! Da schreibt ein Se¬
nator , Senator Grobecker , seines Zeichens Finanzse¬
nator , an seinen lieben Genossen Detlef und bietet
ihm eine Hochschullehrerstelle an.

Ist der Senator dafür überhaupt zuständig , darf er
das denn ? Flink und flugs wird eine Scheinausschrei¬
bung gemacht . Und wo ? Im Beiblatt des Amtsblattes,
und dann noch in den Sommerferien ! Höchst merk¬
würdig , Herr Senator ! Eigentlich , so weit bin ich nun
informiert , und Sie alle ja auch , werden Professorin¬
nenstellen und Professorenstellen überregional und
bundesweit ausgeschrieben . Nur das sichert ein sau¬
beres Verfahren.

(Beifall bei der FDP , bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

* ) Von der Rednerin nicht überprüft.

(Zurufe)

Herr Senator , Sie tun Ihrem Kandidaten keinen
großen Gefallen , Sie haben ja nun gehört , daß er Mit¬
glied im Parlamentsausschuß zur Förderung der
Gleichberechtigung der Frau in Bremen ist . Ist das
nicht merkwürdig und irgendwie auch peinlich für
Ihren Kandidaten?

Ich lese Ihnen einmal heute mit Erlaubnis aus der
„taz " vor : „Detlef Griesche soll mitsamt dem SKP-
Mitarbeiter Rolf Prigge für die Senatskommission für
das Personalwesen eine Institution für Verwaltungs¬
forschung betreiben . Senatsdirektor Dücker meint,
wir suchen einen unabhängigen Fachmann , der un¬
sere Probleme in der Verwaltung untersucht , zum
Beispiel die Frage der Gleichberechtigung der Frau .

"

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei
den GRÜNEN)
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(A ) Herr Senator Grobecker , ich habe den Verdacht,
daß mit der Berufung das Parteibuch die bestehen¬
den Gesetze bricht.

(Abg . Frau S t e i n h ö f e 1 [SPD ] : Was ?)

Meine Damen und Herren von der SPD , Sie müssen
sich schon mit Ihren eigenen Maßstäben messen las¬
sen . Sie haben die Gesetze gemacht und nicht wir!

(Beifall bei der FDP)

Es hat doch den Anschein , als würde die unendli¬
che Filzgeschichte jetzt auch noch an der Hochschu¬
le fortgeführt . Dieser Vorgang ist für uns der Anlaß,
uns doch einmal ernsthaft zu überlegen , ob man
nicht die Hochschule für öffentliche Verwaltung
dem Wissenschaftssenator zuschlägt , zumindest
nach den Äußerungen in der Zeitung scheint es dort
vernünftiger zuzugehen.

Ach , und dann , Herr Griesche , Ihre Erinnerungs¬lücken in bezug auf den Brief von Senator Grobecker
laut „taz "

, also , die sind ja nun auch nicht der Gipfel
der Glaubwürdigkeit . Oder besitzen Sie schon jetzt
ein untrüglich typisch professorales Qualifikations¬
merkmal , die Zerstreutheit ? Sollten Sie jetzt schon
ein zerstreuter Professor sein?

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

(B)
Herr Senator Grobecker , was wird nun , wenn der

Hochschulbeirat und die Fachbeiräte anders ent¬
scheiden und wenn der Klage der Mitbewerberin vor
dem Verwaltungsrichter stattgegeben wird ? Was tun
Sie dann?

Meine Damen und Herren , wir sind bestimmt hier
nicht das Forum , das Qualifikationen feststellen
kann . Aber Sie , Herr Senator Grobecker , Sie können
das auch nicht,

(Beifall bei der FDP , bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

das müssen die Fachgremien tun . Sie können doch
nicht sagen : Ich als Senator bestimme kraft meines
Amtes , wer hier gualifiziert ist und wer nicht . So
geht es nicht!

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

Herr Senator Grobecker , Sie setzen sich absolut
dem Anschein aus , wieder ein großes Stück am Filz¬
teppich zu knüpfen.

(Abg . S c h m u r r [SPD ] : Er kann doch je¬
manden für qualifiziert halten !)

Müssen eigentlich noch mehr Männer , Herr Schmurr,vor der Kandidatenaufstellung zur Bürgerschafts¬

wahl irgendwie versorgt werden , vielleicht durch die (C)
Frauenquote in Ihrer Fraktion?

(Beifall bei der FDP , bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

Hoffentlich nicht!
Bitte schreiben Sie zukünftig Professoren - und Pro¬

fessorinnenstellen überregional und bundesweit
aus , und schminken Sie sich endlich einmal Ihre Ver¬
sorgungstaktik ab!

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

Vizepräsident Frau Leinemann : Als nächster hat
das Wort Herr Senator Grobecker.

Senator für Finanzen Grobecker : Frau Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren ! Ich werde
mich wegen meiner Ausdrucksweise , schriftlich wie
mündlich , die mir eigen ist , vor keinem der hier bis
dahin aufgetretenen Damen und Herren Doktores,
gnädige Frau , Sie sind das noch nicht , wenden Sie
sich vertrauensvoll an mich,

(Heiterkeit)

entschuldigen.

(Abg . Frau Dr . Trüpel - Rüdel [DIE
GRÜNEN] : Das haben wir auch nicht erwar - ^

tet !)

Diese Ausdrucksweise , Frau Doktor , entspricht mei¬
ner Herkunft und meiner Entwicklung,

(Beifall bei der SPD)

neuhochdeutsch heißt das Sozialisation.
Ich werde auch mit keinem einzigen Wort , ich hof¬

fe , daß Sie das auch nicht von mir erwarten , in die
Hochschulautonomie eingreifen und daraus auch
nur eine Ableitung machen.

(Abg . Frau E r 1 e n w e i n [CDU] : Das haben
Sie schon gemacht !)

Es ist völlig klar , daß alle Entscheidungen dieser Art
bei den entsprechenden Gremien liegen , sowohl die
Ausschreibung als auch die Auswahl , es gibt über¬
haupt nichts daran zu wackeln , das bleibt so . Es gibteine Hochschulautonomie.

Ganz entschieden wende ich mich allerdings dage¬
gen , daß hieraus der Fall eines einzelnen Abgeord¬neten gemacht wird.

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Der
Fall eines Senators !)

Dies ist eine Frage des Verständnisses des Parla¬
ments — dem ich leider nicht angehöre — , wie man
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hier miteinander umgeht und ob hier jemand in die
Lage versetzt wird , sich um seinen Beruf zu küm¬
mern . Wir sitzen hier alle nur für vier Jahre.

(Beifall bei der SPD)

Es ist , zweitens , darauf will ich aufmerksam ma¬
chen , auch mit der notwendigen Zurückhaltung , die
mir eigen ist , Tatsache , daß in allen Fraktionen Kol¬
leginnen und Kollegen beurlaubte Mitarbeiter des
öffentlichen Dienstes sind . Das ist auch in Ordnung
so . Dr . Dieter Klink hat eben erklärt , wie das mit der
Inkompatibilität ist . Aber alle die , die beurlaubte
Mitarbeiter im öffentlichen Dienst sind und hier Par¬
lamentsarbeit machen , haben nach dem Bremischen
Abgeordnetengesetz eine Rückkehrmöglichkeit in
den öffentlichen Dienst.

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Das
ist doch nicht das Thema !)

Ich werde mich heftig für diejenigen einsetzen , die
am Ende dieser Legislaturperiode ausscheiden , daß
sie ihrer Qualifikation entsprechend , die kann ich
beurteilen , bei den Akademikern kann ich das nicht,
gnädige Frau , so eingesetzt werden , daß sie nutzbrin¬
gend für die öffentliche Verwaltung arbeiten kön¬
nen . Ich bin nämlich der felsenfesten Überzeugung
nach meinen eigenen 14 Jahren Parlamentsarbeit,
daß nach vier , acht Jahren —

(Zuruf des Abg . Niederbremer [CDU])

Verehrtester , kommen Sie doch etwas näher heran,
dann kann ich sie besser verstehen ! — , zwölf oder
wieviel Jahren Parlamentsarbeit ein Abgeordneter,
eine Abgeordnete nicht etwa weniger qualifiziert ist,
weil sie oder er im Parlament saß , sondern eine höhe¬
re Qualifikation hat , als sie oder er vorher gehabt
hat , wenn man hier seine Arbeit gemacht hat für das
Allgemeinwohl.

(Beifall bei der SPD)

Das ist meine felsenfeste Überzeugung . Das führt
mich dazu , mich auch , vielleicht zuviel , darum zu
kümmern.

Ich möchte zu der Sache selbst sagen und aufklä¬
rend wirken , soweit das möglich ist : Wir haben im öf¬
fentlichen Dienst einen über viele Jahre hinausge¬
henden Einstellungsstopp gehabt , der in gewissen
Bereichen jetzt gelockert ist , bei einigen Bereichen
wird er noch strikt angewandt . Das hat dazu geführt,
Herr Dr . Schulte , daß wir auch in der Hochschule Re¬
duzierungen vorgenommen haben . Die Hochschule
für öffentliche Verwaltung ist während dieser Zeit
erheblich reduziert worden , auch mit Stellen , es sind
Stellen gekürzt worden.

Wir bilden jetzt wieder aus , weil wir in gewissen
Bereichen den Einstellungsstopp aufgehoben haben,
weil wir auch Nachwuchs brauchen , trotz Einstel¬

lungsstopp wieder jüngere Leute , qualifizierte Leute
brauchen . Wir bilden wieder aus , wir schulen um.
Wir haben Tausende von öffentlichen Bediensteten
umgeschult im neuen AFZ , Aus - und Fortbildungs¬
zentrum . Wir betreiben Fortbildung , und deshalb ha¬
ben wir es mit einer Art Renaissance der Hochschule
für öffentliche Verwaltung zu tun.

Wir haben , ordentlich , wie sich das gehört , durch
den Haushaltsausschuß , durch die Fachdeputationen
drei Lehrerstellen beschlossen , Lehrerstellen für Be¬
triebswirtschaft in der öffentlichen Verwaltung , dar¬
auf lege ich großen Wert , Personalführung für Poli¬
zei und Steuerrecht , drei Stellen , Haushaltsaus¬
schuß , Fachdeputation.

Wir wollten für die Umschulung , für die Fortbil¬
dung , für die Verzahnung zwischen dem klassischen
Studium an der Hochschule für öffentliche Verwal¬
tung und dem AFZ , das ist die Abkürzung für Aus-
und Fortbildungszentrum , zusätzlich die Politikwis¬
senschaften und die Verwaltungsforschung einfüh¬
ren . Wir haben uns dafür , meine Damen und Herren,
die Stelle , die Leerstelle , die Sie hier alle haben , die
Sie aus dem öffentlichen Dienst kommen , die Leer¬
stelle vom Abgeordneten , vom damaligen wissen¬
schaftlichen Mitarbeiter bei der Bremer Universität,
Herrn Detlef Griesche , besorgt , keine neue Stelle , ei¬
ne Leerstelle , auf die ein Abgeordneter zurückkehrt,
wenn er denn gewählt wird von den Körperschaften.

Da muß ich nun zugeben , ich kann uns nicht hel¬
fen , wenn da bei mir auch hin und wieder Briefe ge¬
klaut werden , daß ich mich falsch ausgedrückt habe,
in meinem Verständnis habe ich Herrn Griesche auf¬
gefordert , sich zu bewerben . Ich habe Herrn Grie¬
sche gesagt , kümmere dich darum . Ich habe hier
mehreren Abgeordneten in diesem Haus in der Zwi¬
schenzeit , solange ich hier bin , gesagt , kümmere
dich darum und kümmere dich hierum.

(Zuruf von der SPD : Auch von der CDU!)

Ich hoffe sehr , daß sich alle darum kümmern und
ihre Berufe pflegen , damit wir nicht am Ende der Le¬
gislaturperiode einen Massenandrang von Sozialhil¬
feempfängern haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Frau Leinemann : Als nächster
hat das Wort der Abgeordnete Jäger.

Abg . Jäger (FDP) : Frau Präsident , meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren ! Ich möchte vorab etwas
sagen zu dem Beitrag des Kollegen Dr . Klink.

Herr Dr . Klink , Sie haben hier , darauf ist auch noch
einmal ausdrücklich durch die Vizepräsidentin hin¬
gewiesen worden , als Abgeordneter Ihrer Fraktion
gesprochen . Das ist Ihr selbstverständliches Recht.
Aber , Herr Dr . Klink , wenn Sie das Wort von diesem
Pult ergreifen , dann sind Sie sich dessen bewußt , daß
das sehr selten geschieht . Das ist auch gut so für das
Amt des Präsidenten . Wenn es denn geschieht , so ist
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(A ) es bislang meine Erinnerung , dann muß das eine be¬
sondere Bedeutung haben , und insofern müssen Sie
sich daran messen lassen , daß wir Ihre Worte anders
bewerten als die eines anderen , schlichten Abgeord¬
neten Ihrer Fraktion.

Ich glaube , meine Damen und Herren von der SPD-
Fraktion , genau diese Überlegung war bei Ihnen
maßgebend , daß er das Wort für Sie ergriffen hat.

(Beifall bei der FDP)

Ich will ein Zweites sagen . Ich bin mir dessen be¬
wußt , daß es für uns alle nicht einfach ist , insbeson¬
dere wenn wir mit einem Kollegen , wie ich beispiels¬
weise , seit Jahren in mehreren Ausschüssen zusam¬
mensitzen und wir uns auch über persönliche oder
politische Kontroversen hinweg durchaus zu schät¬
zen wissen , wenn wir uns gleichwohl über einen sol¬
chen Vorgang unterhalten müssen . Ich glaube , Sie
sollten auch niemandem , der hier das Wort ergriffen
hat , unterstellen , daß er sich leichtfertig dieser Auf¬
gabe gestellt hat . Das gilt auch insbesondere für Dr.
Schulte , meine ich.

Dieses Haus muß es auch als belebend und wohl¬
tuend empfinden , wenn man nicht über diese Perso-
nalie , ich sage einmal salopp , eine Schlammschlacht
veranstaltet , sondern sie ironisch und sachlich dar¬
stellt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Abg.
(B) Dittbrenner [SPD ] : Das ist Ihr Verständ¬

nis , Herr Kollege ! Das ist Ihr Verständnis !)

Herr Präsident , nun komme ich zu dem -- . Herr
Dittbrenner , nun lassen Sie doch einmal diese ständi¬
gen dummen Zwischenrufe!

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD)

Das ist Ihre Methode ! Ergreifen Sie vom Pult hier das
Wort , machen Sie differenzierte Beiträge , dann wer¬
den wir alle mit Freuden dem lauschen , aber diese
ständige Nölerei von der ersten Bank ärgert!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - Zu¬
rufe von der SPD)

Herr Dittbrenner , sie ist der Debatte nicht angemes¬sen.

(Abg . Dittbrenner [SPD ] : Sie entschei¬
den doch nicht , was angemessen ist ! Unglaub¬

lich !)

Es geht um Ihren Kollegen Detlef Griesche , viel¬
leicht sollten Sie sich daran erinnern!

Herr Klink , wenn Sie das Parlamentsverständnis
hier bemühen , und das haben Sie getan , dann müs¬
sen Sie sich der Wirkungen bewußt sein , die Sie aus¬
lösen , wenn Sie ein Verfahren , und nur das war Ge¬
genstand der Debatte hier , zu rechtfertigen versu¬

chen , das nach allen gesetzlichen , nach allen insbe - (C)
sondere für die Politik in Ihrer eigenen Sache gelten¬
den Regeln nicht zu vertreten ist.

(Beifall bei der FDP)

Herr Präsident , indem Sie das hehre Ziel des Parla¬
mentarismus hier bemühen , leisten Sie leider denen
Vorschub , die diesen Fall zum Anlaß nehmen zu sa¬
gen , in eigener Sache gelten andere Maßstäbe.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt ein Wort zu Ihnen , Herr Grobecker ! Ich weiß,
wir haben das auch bei anderer Gelegenheit in ei¬
nem Ausschuß erörtert , daß Sie sich aus innerer
Überzeugung Sorge machen , daß Politik ein so hohes
Risiko für diejenigen ist , die in ihr tätig sind , daß man
die Besten , die man ansprechen sollte , nicht anspre¬
chen kann . Das ist in der Tat ein Problem , dem wir
uns alle stellen müssen.

Ich weiß auch — im übrigen weiß ich das viel bes¬
ser als jeder von Ihnen , was es bedeutet , wenn je¬
mand Knall und Fall ein Mandat verliert , diese bitte¬
re Erfahrung haben in diesem Hause bislang nur
FDP -Kollegen gemacht — , aber ich weiß , was das
heißt , wenn man sich eingerichtet hat auf eine politi¬
sche Tätigkeit und diese plötzlich nicht mehr ausü¬
ben kann . Ich wünsche Ihnen das nicht , daß Sie das
erfahren , aber es ist hilfreich , wenn man es einmal
erfahren hat und mit diesem Problem umgegangen (D)ist.

Da sage ich , Herr Grobecker , wenn wir in der Öf¬
fentlichkeit Verständnis dafür erreichen wollen , daß
auch Politik ihren Preis hat , daß man denjenigen , die
Politik betreiben , auch eine Chance geben muß , sich
in ihren Beruf wieder zurückzubegeben , dann müs¬
sen Sie im Verfahren , das Sie anwenden bei der Hilfe¬
stellung , die Hilfestellung wird Ihnen ja nicht verü¬
belt , gerade im Interesse der Betroffenen peinlichst
bemüht sein , jeden Schein der Einseitigkeit zu ver¬
meiden.

(Beifall bei der FDP, bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

Das ist der eigentliche Punkt hier.
Daß sie Briefe in diesem Stil schreiben , das ist ja

auch irgendwo sympathisch , Herr Grobecker , das
hat Ihnen auch niemand hier vorgeworfen . Der ei¬
gentliche Vorwurf , zu dem weder Sie noch der Herr
Präsident , der es eigentlich hätte tun sollen , etwas
gesagt hat , ist doch der : Hier wird das berechtigte In¬
teresse eines Abgeordneten damit letztlich ins Ab¬
seits gestellt , ihm ein Bärendienst erwiesen , weil für
ihn ein Sonderweg beschritten worden ist.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Frau Leinemann : Als nächste hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Trüpel -Rüdel.
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Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN) : Frau
Präsidentin , meine Damen und Herren ! Ich möchte
nur noch einmal betonen , daß ich mich den Ausfüh¬
rungen von Herrn Jäger an dem letzten Punkt wirk¬
lich anschließe . Es geht nicht darum , und das habe
ich eben auch schon einmal betont , daß eine Abge¬
ordnete oder ein Abgeordneter nicht bei einem ganz
normalen Bewerbungsverfahren auf eine Stelle hin
natürlich die Chance hat , da genommen zu werden.
Es geht darum , wie dieses Verfahren hier gelaufen
ist , daß es nicht korrekt war , daß die Formalien nicht
eingehalten worden sind.

Herr Senator Grobecker , zu dem Punkt haben Sie
überhaupt nichts gesagt , kein einziges Wort haben
Sie dazu gesagt , daß dieses Verfahren rechtswidrige
Züge hatte.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der FDP)

Wenn Sie hier schon eine Ehrenrettung versuchen,
dann hätte es wirklich zum guten Ton gehört , auch
dazu Stellung zu nehmen , so haben Sie diese ganze
Sache nur weiter verschleiert.

(Beifall bei den GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Frau Leinemann : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete Naydowski.

Abg . Naydowski (SPD ) : Frau Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Ich möchte nur ganz kurz noch auf
einige Argumente eingehen . Frau von Schönfeldt
hat hier die Eingangsrede von Herrn Dr . Schulte hu¬
morvoll genannt . Ich denke , daß sie streckenweise
ganz amüsant war , aber mir kam es so vor , als ob der
größte Teil der Rede doch mit sehr viel Häme vorge¬
tragen worden ist,

(Beifallbei der SPD - Abg . Neujahr [FDP] :
Das ist Ihr persönlicher Eindruck !)

und das geht auf Kosten eines persönlichen Freun¬
des von mir und unser aller Kollege , Herr Griesche,
und damit kann ich überhaupt nicht einverstanden
sein , obwohl Ihre Bezüge und Redewendungen , wie
gesagt , an anderer Stelle und zu einem anderen The¬
ma sicherlich ganz unterhaltend gewesen wären.

(Beifall bei der SPD)

Dennoch , Herr Dr . Schulte , halte ich Sie natürlich
für einen ehrenwerten Mann , für einen ehrenwer¬
ten Kollegen , denn wenn Sie das nicht wären , hätten
Sie all die Namen aufgeführt , nicht nur exemplarisch
den Herrn Griesche genommen , von den Kollegin¬
nen und Kollegen , die eben hier auch betroffen sind
von diesen Dingen . Ich komme sicherlich gleich
noch auf den Einwand , auf den letzten Beitrag von
Frau Dr . Trüpel , zurück.

Dennoch , hier ist auch das Verfahren ganz eindeu¬
tig und einwandfrei abgelaufen.

(Abg . Frau Dr . Trüpel - Rüdel [DIE
GRÜNEN] : Woher nehmen Sie das denn ?)

Ich werde Ihnen das erläutern , entschuldigen Sie
bitte , ich hatte das schon angekündigt!

Hier ist eine Stelle von der Universität , Herr Sena¬
tor Grobecker hat bereits darauf hingewisen , eine
Stelle , die bereits vorhanden ist , eine Angestellten¬
stelle . Herr Griesche war bereits an der Universität
als wissenschaftlicher Mitarbeiter mehrere Jahre tä¬
tig . Er hat sich dort qualifiziert in Lehre und For¬
schung — wenn Sie Interesse haben , können Sie sei¬
ne Veröffentlichungen und Rezensionen nachlesen,
ich habe hier gut drei Seiten aufgeführt , und Sie mö¬
gen lächeln oder nicht , ich sehe das bei einigen Da¬
men und Herren , es ist so , und ich denke , daß Sie das
auch ernst nehmen sollten — und hat sich nicht nur
aus irgendeiner Zeiterscheinung , weil wir kurz vor
den Wahlen stehen , sozusagen als SPD -Kollege , der
genau dasselbe tut , was Sie auch alle machen wür¬
den , wenn Sie die Qualifikation hätten , jetzt um die¬
se Stelle beworben.

Im übrigen ist es ja hochinteressant , wie Sie sich
für die Hochschule für öffentliche Verwaltung ein¬
setzten . Also , ich kann mich noch erinnern , daß Sie
sie abschaffen wollten . Heute reihen Sie sie ein in die
anderen Hochschulen im Wissenschaftsbereich , dar¬
um kämpfen wir , und ich wäre dankbar , wenn Sie al¬
le mitmachen würden in Zukunft.

(Beifall bei der SPD — Abg . v . d . Schu¬
lenburg [CDU] : Das ist objektiv dummes

Zeug ! Wir wollten sie nie abschaffen !)

Sie wissen , daß wir im Rahmen der Spardiskussion
auch die Einstellungen im öffentlichen Dienst redu¬
ziert haben . Daraufhin wurde keine Ausbildung be¬
trieben , es waren ganz wenige Studenten nur an der
Hochschule für öffentliche Verwaltung , und erst in
letzter Zeit , im Jahre 1989/90 , haben wir angefan¬
gen , wieder Schüler und Studenten einzustellen , und
deshalb brauchen wir natürlich die damals gestriche¬
nen Stellen.

Drei Professorenstellen sind wieder genehmigt
worden , die damals eingespart worden sind . Die wer¬
den jetzt besetzt . Da Bremen gerade Interesse hat,
Verwaltungsforschung zu betreiben , und hier dies
angesiedelt ist bei der Arbeitsstelle für Verwaltungs¬
forschung , hat man eine Kombination gefunden , um
eine Professorenstelle zu finden , um in Zusammen¬
arbeit mit der Hochschule für öffentliche Verwal¬
tung diese Forschung zu betreiben . Das ist der Punkt!

Daraufhin ist dieser Brief , der auf eine sehr unred¬
liche Art in die Öffentlichkeit gekommen ist , von
Herrn Senator Grobecker geschrieben worden , so
wie Sie alle , und er hat darauf aufmerksam gemacht,
die aus dem öffentlichen Dienst kommen , aufmerk¬
sam gemacht werden , ihren Beruf zu pflegen , sich
auf bestimmte Stellen zu bewerben . Reizen Sie mich
bitte nicht , nun auf ganz konkrete Fälle in anderen
Fraktionen einzugehen!

(Beifall bei der SPD — Abg . Tiefenbach
PIE GRÜNEN] : Sagen Sie es !)
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(A ) Ich halte es auch für richtig , daß Kolleginnen und
Kollegen , die vorher nicht dem öffentlichen Dienst
angehört haben , auch beraten werden in dieser Fra¬
ge und ihnen anheim gestellt wird , sich auf die eine
oder andere neugeschaffene Stelle zu bewerben . Ich
halte das für richtig , gerade in Hinsicht darauf , daß
wir immer sehr viel Wert darauf legen , daß das Parla¬
ment nicht nur vom öffentlichen Dienst besetzt wird,
sondern auch die Chance besteht für Leute , die nicht
aus dem öffentlichen Dienst kommen , hier Abgeord¬
nete zu werden und eben der Idealvielfalt näher zu
kommen , die wir angeblich hier immer alle wün¬
schen.

Ich möchte noch einmal auf die Bewerbung zu¬
rückkommen . Die Qualifikation ist gegeben , die Be¬
rufungskommission ist unabhängig . Ich bitte Sie , das
müssen Sie einfach akzeptieren . Sie setzt sich , genau
wie an den anderen Hochschulen , drittelparitätisch
zusammen . Es hat niemand von uns Einfluß , das ist
eine Sache der Hochschule , die Kommission wird be¬
setzt , und die hat entschieden . Die hat so entschie¬
den , wie uns das Ergebnis bekannt wird , und es wird
jetzt von den anderen Gremien der Hochschule wei¬
ter behandelt . Ich denke , daß dieses Ergebnis dann
auch uns vorliegen wird.

Ich sehe , es ist das rote Licht da , ich werde die Sa¬
che auch beenden . Ich bitte Sie im übrigen , auch
wenn es um Senator Grobecker geht , Sie wissen , ich
bin Sprecher der Deputation für den öffentlichen
Dienst , in diesen Bereich fällt auch die Hochschule

(B) für öffentliche Verwaltung , Senator Grobecker ist
zwar natürlich Finanzsenator , aber er ist zuständigfür die Senatskommission für das Personalwesen,
und in dieser Eigenschaft spielt sich das Ganze natür¬
lich auch ab , das ist eine reine Sachbezogenheit.

Im übrigen mit der Ausschreibung , darüber kann
man reden , wann die stattgefunden hat . Ich sage ein¬
mal , es ist am Ende der Ferienzeit gewesen.

(Abg . K u d e 11 a [CDU] : Im Beiblatt zum
Amtsblatt !)

Also , ich bitte Sie , die Arbeitszeiten außerhalb des
Urlaubs zu erwischen , gerade an Hochschulen , ist ja
auch nicht so ganz einfach.

(Heiterkeit)

Die Bewerbungsfrist lag nun ganz eindeutig außer¬
halb der Ferienzeit , von daher kann ich Ihre Aufre¬
gung in diesem Punkt nicht verstehen . — Vielen
Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Frau Leinemann : Als nächster hat
das Wort Herr Senator Grobecker.

Senator für Finanzen Grobecker : Frau Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren ! Mir liegtdaran , Ihnen mitzuteilen , daß ich den letzten Satz

meiner Intervention von vorhin sehr bedauere . Er ist (C)
nicht in Ordnung , ich bitte um Verständnis!

(Beifall bei der SPD — Abg . Dittbrenner
[SPD ] : Was war das denn ?)

Vizepräsident Frau Leinemann : Der Senator , so
habe ich ihn eben verstanden , meint das mit den So¬
zialhilf eempf ängern . Vielleicht dient das der Richtig¬
stellung!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die Aktuelle Stunde ist damit geschlossen.

Aufrechterhaltung aller hafenpolitischen Optio¬
nen für die Hafengruppe Bremen -Stadt

Antrag der Fraktion der CDU
vom 6 . November 1990

(Drucksache 12/1025)

Meine Damen und Herren , interfraktionell ist Eini¬
gung darüber erzielt worden , den Antrag zur Bera¬
tung und Berichterstattung an die Deputation für Hä¬
fen , Schiffahrt und Verkehr zu überweisen.

Die Beratung ist eröffnet . — Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor . — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.
Wer der Überweisung an die Deputation für Häfen,

Schiffahrt und Verkehr zustimmen möchte , den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Es ist einstimmig beschlossen.

Einrichtung von vollen Halbtagsschulen und Ganz-
tagsbetreuungsschulen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 19 . Dezember 1990

(Drucksache 12/1110)

Wir verbinden hiermit:

Volle Halbtagsschulen und Nachmittagsbetreuung
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN

vom 6 . Februar 1991
(Drucksache 12/1147)

und

Betreuungsangebote an Schulen
Antrag der Fraktion der SPD

vom 18 . Februar 1991
(Drucksache 12/1152)

Als Vertreter des Senats begrüße ich Herrn Bür¬
germeister Dr . Scherf.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.
Das Wort hat der Abgeordnete Bürger.
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Abg . Bürger (CDU) : Frau Präsidentin , meine Da¬
men und Herren ! Eine große Herausforderung für
das Bildungswesen hat sich aus den Veränderungen
des Familienbildes und der gesellschaftlichen Stel¬
lung der Frau in Familie und Beruf ergeben . Die Fa¬
milie und somit natürlich auch Kindheit und Jugend
haben sich in den letzten 20 Jahren verändert.

(Präsident Dr . Klink übernimmt wieder
den Vorsitz .)

Der Wunsch nach Kindern ist nach wie vor groß,
zeigt steigende Tendenz . Junge Eltern allerdings
möchten zunehmend Kindererziehung und Erwerbs¬
tätigkeit miteinander verbinden . Aus dieser zuneh¬
menden Berufstätigkeit beider Elternteile , aber auch
der wachsenden Zahl von Einkindfamilien und allein¬
erziehenden Müttern und Vätern , auch aufgrund
von Ehescheidungen , meine Damen und Herren , er¬
geben sich veränderte Ansprüche an Schule , aber
auch veränderte Erwartungshaltungen an Schule.

Wenn heute 56 von 100 Frauen berufstätig sind,
bezogen auf die alten Bundesländer , und davon etwa
dreiviertel dieser Frauen mehr als 20 Stunden in der
Woche berufstätig sind , aber nur jedem zwanzigsten
Schüler ein Platz in einer ganztägigen Betreuungs¬
schule zur Verfügung steht , so muß das nachdenk¬
lich stimmen , und das ruft auch nach Veränderung.

In Bremen gibt es etwa 19 Prozent Mütter und Vä¬
ter , die ihre Kinder allein erziehen . Davon wünscht
sich ein großer Teil eine ganztägige Versorgung für
die sechs - bis zwölfjährigen Kinder . Diese und auch
andere Einstellungen und Entwicklungen führen zu
einer verstärkten Nachfrage und Förderung wäh¬
rend des Vormittags , aber auch über den Mittag hin¬
aus bis in den Nachmittag hinein.

Wenn wir auch als CDU den hohen Stellenwert der
Familie betonen , müssen wir aus der Verantwortung
für die Familie und insbesondere für die Kinder diese
Entwicklung , diese Lebenswirklichkeit zur Kenntnis
nehmen und daraus Schlußfolgerungen ziehen . Des¬
halb wird Bildungspolitik zunehmend stärker den
Zusammenhang von Familie und Schule beachten
müssen.

Die Erwartungshaltung von Eltern wird in stärke¬
rem Maße auf die Nachfrage nach Schulen ausge¬
richtet sein , die am Morgen vor dem Unterricht , am
Mittag nach dem Unterricht und am Nachmittag au¬
ßerunterrichtliche Betreuungs - und Fördermöglich¬
keiten anbieten . Deshalb , meine Damen und Herren,
unser Antrag zur vollen Halbtagsschule — Sie kön¬
nen auch von einer betreuten Halbtagsschule reden
— und zur Ganztagsbetreuungsschule!

Ziel dieses Betreuungsangebotes an den Grund¬
schulen sollte es sein , den berufstätigen Eltern eine
Halbtagsbeschäftigung zu ermöglichen , ohne daß
sich daraus Probleme für die Kinderbetreuung erge¬
ben , weil eben Teilzeitbeschäftigung länger dauert
als die Unterrichtszeit . Deshalb sollte die feste Be¬
treuungszeit auch zwischen 7 .30 Uhr und 13 .30 Uhr
liegen . Vielen Eltern , meine Damen und Herren , ist

allerdings schon dadurch geholfen , daß Beginn und (C)
Ende der Unterrichtszeit verläßlich eingehalten wer¬
den , damit sie ihren Tagesablauf danach ausrichten
können und nicht bedfürchten müssen , daß wegen
plötzlichen Unterrichtsausfalls die Kinder unver¬
hofft vor den verschlossenen Haustüren stehen , ein
Alptraum vieler Eltern.

Dieses Problem hat der stellvertretende Eltern¬
sprecher der Vorklassen der Schule an der Melanch-
thonstraße in einem Leserbrief am 17 . Januar 1991
deutlich gemacht . Ich darf mit Genehmigung einige
Zeilen daraus zitieren : „Eine kranke Lehrerin , kein
Einzelfall , trotz Engagement von Rektor und Lehr¬
körper problematische Vertretungspläne ! Täglich
wechselnde Anfangszeiten, " — meine Damen und
Herren — „überwiegend zwei Stündchen Unterricht,
zudem noch nicht einmal verbrieft , Kinder zur Auf¬
bewahrung in der Spielecke oder auf dem Schulhof
ausharrend ! Die gesamte Misere ruft bei den Eltern
helle Empörung hervor . Insbesondere alleinerzie¬
hende , berufstätige Mütter stoßen in Anbetracht des
Wirrwarrs auf Unverständnis ihrer Arbeitgeber .

"

Meine Damen und Herren , ein mehr als deutliches
Stimmungsbild!

(Beifall bei der CDU)

Daneben gibt es auch einen wachsenden Bedarf an
Schulen mit Ganztagsbetreuung . Heute ist die Ganz¬
tagsschule in Bremen nur an den Gesamtschulen pj
möglich . Andere Schulen haben diese Möglichkeit
der Gestaltung nicht eingeräumt bekommen . Wir
sind der Meinung , die Ganztagsbetreuungsschule
kann eine berechtigte Alternative zu den bremi¬
schen Gesamtschulen sein.

Wenn Eltern ihre Kinder ganztägig betreut wissen
möchten , meinen wir , muß das nicht unbedingt in ei¬
ner Gesamtschule geschehen . Viele Gespräche mit
Eltern haben das auch deutlich gemacht . Sie möch¬
ten zwar eine ganztägige Betreuung , aber eben nicht
das pädagogische Konzept einer Gesamtschule in
Anspruch nehmen müssen.

Wir sind der Auffassung , daß auch Haupt - und Re¬
alschüler und Gymnasiasten die Möglichkeit einge¬
räumt bekommen müssen , von Ganztagsbetreuungs-
angeboten Gebrauch zu machen . Gleiches Recht,
meine ich , für alle ! Das hat es in Bremen übrigens
auch schon einmal vor mehr als 20 Jahren , Herr Bür¬
germeister , gegeben . Damals ist das Schulzentrum in
Huchting als Sekundarstufe I und II als Ganztags¬
schule eingerichtet worden . Im Rahmen der Um¬
strukturierung , müssen wir feststellen , ist das leider
damals wieder zurückgenommen worden.

Wir sind der Meinung , alle diese Betreuungsange¬
bote , meine Damen und Herren , sollten und müssen
freiwillig wahrgenommen werden können . Es geht
nicht um die ganztägige Pädagogisierung der Kinder.
Kinder haben auch ein Recht auf Freiraum , auf Frei¬
zeit , die sie allein , mit Freunden oder mit der Familie
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(A ) verbringen wollen und können . Die Entfaltungsmög¬
lichkeiten für Sportvereine , für Jugendfreizeithei¬
me , für Musikgruppen und Musikschulen , für Kir¬
chengruppen und -gemeinden und andere Träger
dürfen durch Ganztagsangebote in keiner Weise ein¬
geschränkt werden . Deshalb sollte in der Betreu¬
ungszeit auch kein Unterricht stattfinden.

Wir plädieren auch nicht für eine Ganztagsschule,
Herr Aulfes , in der auch am Nachmittag Unterricht
stattfindet . Vielmehr sollten in der Betreuungszeit
sinnvolle , spielerische , sportliche , musische , kultu¬
relle und sonstige freizeitbezogene Aktivitäten im
Vordergrund stehen . Die Bedürfnisse von Schülern
und die Gegebenheiten der Schule sollten im Mittel¬
punkt der Angebote stehen . Dafür müßten natürlich
pädagogische Konzepte erstellt werden , wobei Er¬
fahrungen aus Kindergärten und Horten mit einbe¬
zogen werden sollten , einschließlich auch einer
Hausaufgabenbetreuung , für die auch Lehrer einge¬
setzt werden könnten.

Meine Damen und Herren von der SPD und Herr
Bildungssenator Dr . Schert , ansonsten sind wir schon
der Meinung , daß weitestgehend Erzieher diese Be¬
treuungsangebote durchführen sollten . Wir denken
allerdings auch daran , gegebenenfalls Eltern mit ein-
zubeziehen oder aber pensionierte Lehrerinnen und
Lehrer , die sich das noch zutrauen . Wir sind auch gar
nicht einmal abgeneigt zu sagen , aufgrund der Erfah¬
rungen , die man jetzt mit der betreuten Vormittags¬
institution gemacht hat an sechs Standorten im Lan-

(B) de Bremen , daß auch der eine oder andere Träger
mit einbezogen werden sollte.

Wir sprechen uns nicht für Einheitskonzepte bei
der Betreuung und bei der Förderung über den Un¬
terricht hinaus aus . Wir meinen nicht , es gibt dieses
eine Konzept so und nicht anders . Die jeweilige Ent¬
scheidung wird vom Standort abhängig sein und na¬
türlich auch vom sozialen Umfeld . Wir sind der Mei¬
nung , daß Eltern frühzeitig in die Planung und die
Umsetzung dieser Vorhaben einbezogen werden
sollten.

Die Politik , meine Damen und Herren , muß die auf¬
gezeigten Herausforderungen ernst nehmen und
aufgreifen . Die Erziehung in der Familie ist aller¬
dings durch keine noch so gute Einrichtung zu erset¬
zen.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb wollen wir die Eltern nicht aus ihrer Verant¬
wortung und Pflicht zur Erziehung entlassen . Des¬
halb kommt auch eine flächendeckende Betreuung,
ein flächendeckendes Angebot über den Unterricht
hinaus aus familienpolitischen Gründen für uns
nicht in Betracht , wie das zum Beispiel in Frankreich
üblich ist.

Wenn sich Familie und Eltern aus der Kindererzie¬
hung und Kinderbetreuung zurückziehen , wenn die
Erziehungskompetenz vieler Eltern abnimmt , so sa¬
gen es jedenfalls die Bildungspraktiker , und sich

nicht mehr zutrauen , die Kinder zu erziehen , dann (C)
wird ein Einspringen schulischer Einrichtungen not¬
wendig werden.

Die Familien haben sich verändert , die Schule aber
nicht , so klagen jedenfalls viele Eltern . Damit es
nicht zu noch größeren Brüchen zwischen Familie
und Schule kommt , wollen wir den Senat auffordern,
das Schulwesen durch Angebote an unterrichtli¬
chen , freiwilligen Betreuungs - und Fördermöglich¬
keiten zu ergänzen . Ich sage es noch einmal , hier
geht es nicht um das flächendeckende Angebot . Wir
meinen , das muß auch in Bremen bei knappen Fi¬
nanzmitteln möglich sein , zumal auch eine gewisse
Entlastung im Hortbereich auf diese Weise zu errei¬
chen sein wird und gegenzurechnen ist , wo vielfach
erst Räumlichkeiten geschaffen werden müssen,
während die Schule doch in der Regel den einen oder
anderen freien Raum für diese Betreuungs - und För¬
dermöglichkeiten zur Verfügung hat.

Meine Damen und Herren , es reicht nicht aus,
wenn Bürgermeister Wedemeier während der Haus¬
haltsdebatte am 11 . Dezember letzten Jahres hier im
Hause festgestellt hat , Frauen haben in Bremen wie¬
der eine Chance mit dem Gleichstellungsgesetz.

Meine Damen und Herren , mit dem Gesetz ist es
nicht getan.

(Abg . Frau Striezel [CDU] : Das haben
wir eben gehört !)

P)Um im Beruf tätig bleiben zu können oder den Wie¬
dereinstieg zu ermöglichen , um Familie und Beruf
miteinander verbinden zu können , damit das Ganze
nicht zu einer übermäßigen Belastung für die Betrof¬
fenen wird , müssen ausreichend Kindergarten - und
Hortplätze zur Verfügung gestellt werden . Aber
auch die volle Halbtagsschule muß zumindest in eini¬
gen Gebieten kommen , und die Ganztagsbetreu-
ungsschule muß in Ansätzen ebenfalls eingerichtet
werden!

(Beifall bei der CDU)

Das Gesetz allein hilft nichts und niemandem . Die
Rahmenbedingungen , meine Damen und Herren , um
Familie und Beruf in Einklang bringen zu können,
müssen geschaffen werden . Diese müssen stimmig
sein.

Meine Damen und Herren , was in Niedersachsen
an mehr als 40 Standorten möglich ist , muß und soll¬
te auch in Bremen , zumindest an einigen wenigen
Standorten , um einen Anfang zu schaffen , ebenfalls
durchführbar sein,

(Beifall bei der CDU)

damit auch das , Herr Aulfes , was Sie im Namen der
SPD immer fordern , einmal in Ansätzen zumindest
umgesetzt wird , daß Schule nämlich nicht nur Lern¬
raum sein soll , sondern auch ein Stück Lebensraum.
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Deshalb , meine Damen und Herren , erwarten wir,
daß Sie aus pädagogischen , aber auch aus familien¬
politischen Gründen unseren Antrag unterstützen
werden.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Sygusch.

Abg . Sygusch (DIE GRÜNEN) : Herr Präsident , mei¬
ne Damen und Herren ! Wir haben inhaltlich schon
zweimal hier im Haus über dieses Thema debattiert,
einmal im Juni 1989 bei unserem Antrag „Sozial¬
pädagogische Arbeit an Schulen " und dann noch ein¬
mal bei den Haushaltsberatungen zum Haushalt
1990 . Von daher will ich auch nicht die inhaltliche
Begründung für die volle Halbtagsschule oder für die
Ganztagsschule hier noch einmal aufrollen , das hat
Herr Bürger eben auch ansatzweise noch einmal ge¬
tan.

Ich denke , wir können davon ausgehen , der Bedarf
an vollen Halbtagsschulen beziehungsweise Ganz¬
tagsschulen ist gegeben . Die Akzeptanz in der Bevöl¬
kerung allgemein und auch besonders bei den Be¬
zugsgruppen , für die diese Schultypen etwas beson¬
ders Wichtiges darstellen , ist nachgewiesen . Herr
Möllemann hat 1989 zusammen mit dem Institut der
deutschen Wirtschaft in Köln eine Umfrage in Auf¬
trag gegeben , aus der sich ganz klar ablesen läßt,
von 1983 , bei knapp über 30 Prozent , bis eben zu
1989 sind der Bedarf und die Akzeptanz in der Ge¬
samtbevölkerung bis nahe an 50 Prozent gestiegen.

Das Institut für Schul - und Entwicklungsforschung
hat 1990 in dem „Jahrbuch für Schulentwicklung " ,
das alle zwei Jahre veröffentlicht wird , nachgewie¬
sen , daß sich die betroffenen Bezugsgruppen , näm¬
lich alleinerziehende Mütter und Väter hauptsäch¬
lich , zu fast 60 Prozent so etwas in der Bundesrepu¬
blik wünschen.

Auf der anderen Seite ist es so , wenn wir nach Eu¬
ropa sehen , und das tun wir bei vielen Themen in der
Bildungspolitik in den letzten ein , zwei Jahren , dann
ist es so , daß neben Griechenland Deutschland , ich
lasse einmal die ehemalige DDR außen vor , in den elf
alten Bundesländern das einzige Land in der EG ist,
in dem praktisch nur die Stundenschule unterhalb
des geregelten Halbtagsbetriebs überhaupt angebo¬
ten wird.

Es ist so , daß in Frankreich , Großbritannien , Ir¬
land , Spanien an den fünf Wochentagen ein Ganz¬
tagsangebot da ist , in Belgien an vier , in Luxemburg
an drei Wochentagen , teilweise bezieht es sich nur
auf die Grundschule wie in Portugal , in Italien oder
Dänemark , aber wie gesagt , Griechenland und die
Bundesrepublik sind leider die einzigen Länder , in
denen solche Angebote in der Breite fehlen.

Bei der Bundesrepublik ist es so , daß inzwischen
immer noch leider nur jedes zwanzigste Kind , das hat
die Möllemann -Studie gezeigt , überhaupt die Chan¬

ce hat , ein solches Angebot anzunehmen , und da
sind es leider noch die am wenigsten , die es am nötig¬
sten hätten , nämlich nur 1,1 Prozent in der Grund¬
schule , 4,2 Prozent in der Hauptschule , demgegen¬
über aber über elf Prozent im Gymnasium.

Wenn wir jetzt einmal prüfen , wie steht Bremen in
der Bundesrepublik da , so ist es schon ein bißchen
traurig , denn wir hören uns immer bei den Haus¬
haltsberatungen regelmäßig , hauptsächlich dann
von der FDP, aber auch aus dem Rathaus , das Argu¬
ment an , es gäbe in Bremen Sonderleistungen im
Sozial - und Bildungsbereich , und diese Sonderlei¬
stungen müßten erst abgebaut werden , ehe man im
Länderfinanzausgleich mit einer starken Position
auftreten könne.

Wenn wir uns das jetzt aber im Bereich der vollen
Halbtagsschule und Ganztagsschule ansehen , so ist
da genau das Gegenteil , denn diese Behauptungen
zerplatzen dann wie eine Seifenblase . Bei der Rang¬
liste der elf alten Bundesländer ist es so , daß Berlin
an einsamer Spitze liegt mit fast zwölf Prozent Ange¬
bot an Ganztagsschulen , dann folgt auf Platz zwei
Nordrhein -Westfalen mit etwa acht Prozent , dann
kommt auf Platz drei — Bremen ? — , nein , da kommt
Bayern mit sieben Prozent , dann kommt Niedersach¬
sen mit etwa vier Prozent . Kommt dann Bremen?
Nein , dann kommt Baden -Württemberg mit über
drei Prozent , Hamburg mit über drei Prozent.
Kommt dann Bremen ? Auch nicht , dann kommt Hes¬
sen mit drei Prozent , dann kommt noch Rheinland-
Pfalz , und dann kommt an drittletzter Stelle Bremen
mit 2,2 Prozent Angebotsmöglichkeiten . Dabei sind
die sechs neuen Betreuungsschulen schon einge¬
rechnet , es sind also nicht nur die Gesamtschulen,
die es vorher gab.

Das heißt im Klartext , in Bremen hat nur jede sie¬
benundvierzigste Schülerin , jeder siebenundvierzig¬
ste Schüler überhaupt die Chance , so ein Angebot
freiwillig anzunehmen . Es gibt einen starken Nach¬
holbedarf , und Behauptungen von irgendwelchen
überzogenen oder übersteigerten Leistungen Bre¬
mens in diesem Sozial - und Bildungsbereich sind
falsch und zerplatzen wirklich wie eine Seifenblase.

Natürlich kosten Halbtagsschulen und Ganztags¬
schulen mehr ! Die Möllemann -Studie , Institut der
deutschen Wirtschaft , geht von etwa 20 Prozent
Mehrkosten aus . Das muß man sagen , aber ich den¬
ke , das hat Herr Bürger auch schon angedeutet , man
muß natürlich auch schauen , im Hortbereich ver¬
rechnet es sich , auch dann , wenn man keine Konzep¬
tion hat , die das irgendwie direkt angeht oder im
Hortbereich einsparen will . Es ist doch eben so in der
Realität , daß bestimmte Kinder dann nicht mehr im
Hortbereich versorgt werden , und diese Einsparun¬
gen sind wirklich so groß , daß sie zu Buche schlagen
werden.

Wenn Sie mich jetzt , das ist aber eine persönliche
Frage , ganz alternativ fragen , Ganztagsschule oder
Hortbereich , da ist es aus meiner mehr als zehnjähri¬
gen Berufserfahrung so , daß ich eigentlich immer für
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(A ) eine Ganztagsschule bin , weil der Hortbereich doch
sehr stark sozial selektiert und auch stark ausson¬
dert und das Klientel doch sehr beschränkt ist im
Hortbereich.

Ich komme zum CDU-Antrag ! Der Antrag geht
nach unserer Meinung in den ersten beiden Ab¬
schnitten zwar in die richtige Richtung , aber so , wie
er vorliegt , ist er für mich doch ein bißchen ein
Show -Antrag , Herr Bürger . Alle Grundschulen im
Lande Bremen auf einen Schlag zum 1 . 8 . 1991 , also
in fünf Monaten , zu vollen Halbtagsschulen zu
machen , ich bitte Sie , wenn man ernstgenommen
werden will , dann ist so ein Antrag nicht ganz
realistisch!

Wir schlagen deshalb einen Stufenplan vor , der
erstens die volle Halbtagsschule im Grundschulbe¬
reich bis 1995 umsetzt und der zweitens an bestimm¬
ten Sek- I-Zentren die Ganztagsschule realisiert . So
ein Stufenplan ist auch schon vorgelegt : In Bremer¬
haven gab es auf der Basis unseres damaligen Sozial¬
pädagogenantrags eine kleine Euphorie im Schul¬
amt , und da haben Horst von Hassel und seine Schul¬
räte einen solchen Stufenplan schon ausgearbeitet,
der ist dann aber fallengelassen worden von der SPD-
Fraktion , weil sie gesagt hat , wir müssen erst mit Bre¬
men über den Rahmen des innerbremischen Finanz¬
ausgleichs hinaus die Mittel einwerben . Aber sach¬
lich gearbeitet worden ist da schon , solche Stufen¬
pläne gibt es , und es ist praktisch nur die Frage , ob
man das politisch will . Insofern ist noch nicht einmal

(B) die Frage , daß so ein Mordsdiskussionsbedarf be¬
steht , wie es der SPD -Antrag zu unterstellen ver¬
sucht . Ich komme aber gleich noch dazu.

Ich denke , einen Aspekt sollten wir kurz anspre¬chen : In solch einen Stufenplan sollten auch die
Oberstufen der Schulen für Lernbehinderte beson¬
ders einbezogen werden , was aus Ihrem Antrag,
Herr Bürger , nicht hervorgeht.

Wir sind auch der Meinung , und deshalb können
wir Ihrem Antrag nicht zustimmen im dritten Ab¬
schnitt , er soll stadtteilbezogen umgesetzt werden,
um gerade die Schüler nicht aus den Kontakten und
Bezügen des Stadtteils herauszulösen . Sie wissen , wir
sind für die Stadtteilschule , und insofern ist auch
eine stadtweite freie Anwahl in diesem Bereich nicht
so förderlich . Auf der einen Seite ist die Befürchtungdann immer wieder da , daß sich Problempotential
ballen wird , und zum anderen möchten wir , wie ich
eben schon gesagt habe , die Schüler nicht aus den
Bezügen und Kontakten in den Stadtteilen herauslö¬
sen , sondern ein Stufenplan soll eben entscheiden , in
welchen Stadtteilen ist es vordringlich nötig und wie
können wir da eine Abfolge organisieren über die
Jahre.

Wir haben in unserem Antrag geschrieben , daß die
bisheringen Erfahrungen mit den Betreuungsschu¬len kritisch zu verarbeiten sind . Ich sage in Stichwor¬
ten etwas dazu , weil diese gemeinsame Sitzung der
Deputationen für Jugendhilfe und für Bildung immer
noch nicht zustandegekommen ist , in der wir das

gern erörtert hätten . Es darf eben keine Trennung (C)
zwischen Schule und dem Nachmittagsangebot ge¬ben , sondern reale Verknüpfungen.

Wir haben ganz offensiv in unseren Plan hineinge¬
schrieben , daß bei der desolaten und katastrophalen
Finanzlage Bremens man durchaus an intelligente
Lösungen denken muß , die eben freie Träger ver¬
stärkt einbeziehen , auch ehrenamtliche freie Trä¬
ger , ich nehme auch kirchliche Bereiche da als Stich¬
wort . Ob solche freien Träger oder nicht oder wel¬
cher Träger in welchem Stadtteil , das muß einfach
von den Schulen in Absprache mit der Behörde je¬
weils immer pragmatisch mitentwickelt und ent¬
schieden werden . Da muß man vom Einzelfall und
von der Prüfung im Einzelfall ausgehen . Es geht uns
aber ganz deutlich hier nicht um einen neuen Markt
für bestimmte große , bekannte Träger in Bremen
und Bremerhaven.

Auf der anderen Seite darf aber auch nicht die Un-
beweglichkeit mancher Lehrerinnen und Lehrer,
wie man sie jetzt bei den Betreuungsschulen ja auch
sehen kann , den Ausschlag geben für so ein Kon¬
zept . Es darf nicht , was ja doch wahrnehmbar ist , die
Unfähigkeit der Sozial - und Bildungsbehörde , koope¬
rativ miteinander zu kommunizieren und zusammen¬
zuarbeiten , der Hinderungsgrund sein für eine ver¬
nünftige Umsetzung.

Ich sage noch ein paar Stichworte zum SPD -An¬
trag : Der SPD-Antrag ist für mich enttäuschend . Ich
möchte Ihnen jetzt nicht zu nahe treten , hier am Ge¬
burtstag eigentlich nur nette Sachen sagen , Herr
Aulfes , aber ich finde es eigentlich ein bißchen
schlimm , daß Sie Ihren guten Namen , Herr Aulfes,
für einen solchen Antrag hier hergeben . Der Antrag
besteht nämlich einmal aus einer Verzögerungstak¬tik , er nennt einen Termin , so daß vor der Wahl
überhaupt nichts mehr entschieden werden kann,
und wir haben nicht ohne Grund den 24 . Juni in un¬
seren Antrag hineingeschrieben , das ist nämlich die
Marge , der letzte Termin , es noch hier vor der Som¬
merpause zu debattieren , und zum anderen besteht
der Antrag wirklich , entschuldigen Sie das Wort , aus
Gelabere , denke ich.

Es wird da gesagt , daß noch einmal gründlich dis¬
kutiert werden soll , und dann wird noch einmal bere¬
det und so weiter . Das ist die Taktik : Wenn man es
nicht in die Deputation überweisen will , dann macht
man so eine Art von Berichts - und Prüfauftrag , der in
der Realität keiner ist , sondern der zu spät kommt,
um eine haushaltsrelevante Entscheidung zu treffen,
der im übrigen auch keine sachlichen inhaltlichen
Entscheidungen treffen will , sondern alles auf der
Ebene des Redens und Besprechens lassen will.

Ich denke , das zeigt auch die Veröffentlichung in
der „Alternativen Kommunalpolitik " im Januar von
den Erfahrungen in Nordrhein -Westfalen — dort gibtes ja dieses Konzept , Grundschule mit Schulkinder¬
haus , Schule und Hort unter einem Dach — ganzdeutlich , das wird in diesem Artikel gesagt , immer
wieder Prüfaufträge , das ist einfach die Gefahr oder
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(A ) auch die Strategie , letztendlich Dinge abzuwehren
mit dem Hinweis , die dort gemachten Erfahrungen
müßten zunächst immer wieder wissenschaftlich
ausgewertet werden und immer noch einmal neu be¬
sprochen werden . Das ist hier wirklich nicht der Fall.
Das zeigen die Erfahrungen in den anderen Bundes¬
ländern , dort liegen Erfahrungen vor . Es geht ein¬
fach nur darum , die politische Entscheidung zu tref¬
fen , so etwas zu machen , wie man es machen will,
und sich dann natürlich verantwortungsbewußt zu
überlegen , wie kann man es finanzieren , aber das ist
einfach eine Entscheidung.

Ich verstehe Sie natürlich politisch , Sie haben als
Sozialdemokraten die Marge , vor Oktober nächsten
Jahres werden gewisse Sachen eben haushaltsrele¬
vant nicht entschieden , weil man nicht weiß , wohin
die Reise geht mit den Mehrheiten . Das kann ich
zwar aus Ihrer Rolle heraus verstehen , es ist aber
von seiten der GRÜNEN , die hier einen sachbezoge¬
nen Antrag einbringen , eben nicht hinnehmbar . Der
Antrag der Sozialdemokraten , deshalb lehnen wir
ihn auch ab , beschreibt in den ersten beiden Absät¬
zen die bekannten Fakten , dagegen ist nichts zu sa¬
gen , klar , und der dritte Absatz besteht wirklich aus
Verzögerung und schwammigem Gelabere.

(Abg . Gassdorf [CDU] : Und das zum
Abschluß für Herrn Aulfes , der kandidiert

ja nicht wieder , das ist bitter , Gelaber !)

Ich denke , es ist wirklich nicht mehr nötig , in die-
(B) sem Bereich nachzudenken und zu diskutieren , wie

Sie das da vorschlagen . Beides kann zwar eigentlich
nie schaden , aber hier hat es wirklich die Funktion,
das notwendige Handeln zu ersetzen , und es erfüllt
so eine Funktion der reinen Ablenkung . Ich denke,
die volle Halbtagsschule im Grundschulbereich und
auch die Nachmittagsbetreuung im Sek - I-Bereich an
bestimmten Standorten mit dem Fernziel Ganztags¬
schule sind für uns im Bildungsbereich eine Meß¬
latte , eine Größe , an denen wir die Zusammenarbeit
mit Ihnen als Sozialdemokraten messen werden . Sol¬
che Seifenblasen wie Ihr Antrag Nummer 12/1152
sind da in dem Bereich für mich vollkommen unak¬
zeptabel . — Vielen Dank!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren,
mir wurde gesagt , daß der nächste Redner über zehn
Minuten benötige . Ist das richtig?

(Abg . A u 1 f e s [SPD ] : Wir werden ja so¬
wieso nicht fertig !)

Meine Damen und Herren , dann schlage ich Ihnen
vor , daß wir jetzt in die Mittagspause eintreten . Ich
unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Landtag ) ,
und wir kommen wieder zusammen um 14 .30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 12 . 50 Uhr)

*

Präsident Dr . Klink eröffnet die Sitzung wieder um (C)
14 .30 Uhr.

Präsident Dr . Klink : Ich stelle fest , die unterbro¬
chene Sitzung der Bürgerschaft (Landtag ) ist wieder
eröffnet.

Wir befinden uns in der Beratung von Tages¬
ordnungspunkt fünf , Einsetzung von vollen Halb¬
tagsschulen und Ganztagsbetreuungsschulen , An¬
trag der Fraktion der CDU , Drucksachen -Nummer
12/1110 , und der damit verbundenen Anträge der
Fraktion DIE GRÜNEN und der Fraktion der SPD.

Wir setzen die gemeinsame Aussprache fort.

Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Aul¬
fes , unser Geburtstagskind.

(Abg . S c h m u r r [SPD ] : Heinz , wir möch¬
ten aber eine schöne Geburtstagstorte jetzt,

die schmeckt !)

Abg . Aulfes (SPD ) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Herr Sygusch hat sich enttäuscht geäu¬
ßert über unseren Antrag und ihn gewissermaßen
als dürftig bezeichnet . Nun gebe ich ja zu , Herr Sy¬
gusch , daß er gewissermaßen nicht sehr gefüllt ist,
sondern relativ schlank . Das liegt nun nicht daran,
daß wir nicht die Fähigkeiten hätten , einen etwas
runderen , gefüllteren Antrag vorzulegen , sondern
es liegt daran , daß wir uns in einem Dilemma befin¬
den . Dieses Dilemma kann man ganz kurz skizzieren . (D)
Bei dem Thema Entwicklung unserer bremischen
Grundschulen zu sogenannten vollen Halbtagsschu¬
len sollte meiner Ansicht nach ganz entschieden
vermieden werden , daß wir uns schlicht in die eigene
Tasche lügen.

Dazu zwei Feststellungen , die das Dilemma deut¬
lich machen ! Erstens : Es besteht die pädagogische
Einsicht bei eigentlich allen Bildungspolitikern in
Bund und Ländern , daß diese Entwicklung zur vollen
Halbtagsschule im Primarbereich pädagogisch sehr
wünschenswert , wenn nicht gar notwendig ist . Nun
die zweite Feststellung : Andererseits kennen wir
alle die Finanzlage Bremens , welche die Finanzie¬
rung neuer kostenaufwendiger Projekte kaum zu¬
läßt . So einfach ist die Einsicht , und so schmerzhaft
ist diese Erkenntnis . Wir können uns da überhaupt
nicht herausmogeln . Dennoch steht auch im Diskus¬
sionsentwurf der SPD-Landesorganisation Bremen
zum Wahlprogramm 1991 bis 1995 der Satz , ich zitie¬
re : „Die wohnortnahe Grundschule soll zunächst in
einigen durch besondere soziale Probleme gekenn¬
zeichneten Bereichen zu einer vollen Halbtagsschu¬
le weiterentwickelt werden .

"

Ich möchte das folgendermaßen kommentieren:
Ob diese Forderung im Wahlprogramm , im Entwurf,
wie sie jetzt darin steht , nach seiner Verabschiedung
durch den Landesparteitag so bestehenbleiben wird,
erscheint mir zumindest fraglich . Das muß genau dis¬
kutiert werden.
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(A ) Ich verrate kein Geheimnis , wenn ich feststelle,
daß es auch in Bremen — anderswo auch , aber auch
in Bremen — hohe Beamte und Politiker gibt , die der
verbissenen Überzeugung sind , daß für Schule und
Bildung zuviel Geld ausgegeben wird , und die es da¬
her für an der Zeit halten , die , wie sie sagen , über¬
triebenen Standards endlich zu senken , um so jeden¬
falls steigende Kosten zu vermeiden.

Wir sollten es uns nicht zu leicht machen ! Diese
Kritiker der Kosten im Bildungsbereich verweisen si¬
cherlich zu Recht darauf , daß in den vergangenen
Jahrzehnten die Klassen erheblich kleiner gewor¬
den sind , daß darüber hinaus zusätzliche Teilungs¬
stunden zur Differenzierung in die Stundentafel ein¬
gefügt wurden , daß die Ausstattung insgesamt ver¬
bessert worden ist und daß die Lehrerinnen und Leh¬
rer immer besser besoldet worden sind . Dennoch , so
sagen diese Kritiker , seien die Klagen über nicht aus¬
reichende Ressourcen nicht etwa verstummt , son¬
dern es würden immer neue Forderungen für päd¬
agogische Verbesserungen in den Schulen erhoben.
Das sei doch alles übertrieben und überzogen.

Was sagt man nun diesen Kritikern , was kann man
ihnen mit voller Uberzeugung entgegenhalten ? Ich
meine , es ist eine unbestreitbare Tatsache , auch
wenn es manche nicht wahrhaben wollen , daß Schu¬
le immer schwieriger wird , weil die eingeschulten
Kinder immer schwieriger werden . Die Gründe dafür
sind vielfältig und schon öfter hier in diesem Hause
diskutiert worden , ich möchte deshalb im einzelnen

(B ) nicht mehr darauf eingehen.
Wer nun bei den anerkanntermaßen sehr begrenz¬

ten Finanzmitteln des Landes Bremen sinnvolle und
wirksame Maßnahmen ergreifen will , um auf die
Schwierigkeiten zu reagieren , um Schule zu verän¬
dern und zu verbessern , der muß wissen , daß man¬
che Schulen heutzutage in der Gefahr stehen , je
nach der Sozialstruktur des Gebietes , in dem sie sich
befinden , einfach nicht mehr vergleichbar zu sein
mit anderen Schulen in anderen Gebieten . Das gilt
besonders für die Grundschulen in den sozialen
Brennpunktgebieten , aber auch zunehmend für
manche Sekundarstufe -I-Zentren.

Wer sich genauer in den Schulen Bremens aus¬
kennt , der weiß , daß es aber auch noch eine Reihe
von Grundschulen gibt , deren Lebensraum mit dem
Begriff Idylle umschrieben werden kann . Hier
herrscht dann noch so etwas wie eine pädagogisch
heile Welt . Wenn man solche Schulen , es gibt von je¬der Art ja mehrere , miteinander vergleicht , dann er¬
schrickt man und sagt , es kann doch nicht möglich
sein , daß zwei Grundschulen in derselben Stadt un¬
ter so völlig veränderten und unterschiedlichen Vor¬
aussetzungen arbeiten müssen.

Betrachte ich eine solche Grundschule in einem
sogenannten sozialen Brennpunktgebiet , dann ist
von Idylle keine Spur mehr zu finden , dann türmen
sich die sozialen und pädagogischen Schwierigkeiten
und bündeln sich . Man kann das ganz kurz umschrei¬
ben : hohe Ausländer - und Asylantenanteile , viele

Kinder , die nicht nur nicht Deutsch können , sondern (C)
die auch in ihrer Muttersprache Analphabeten sind,
Kinder aus bis zu 20 verschiedenen Nationalitäten,
ein hoher Prozentsatz von verhaltensgestörten Kin¬
dern sowie kaum noch deutsche Kinder , die nicht
aus sozial schwachen und sozial höchst belasteten
Familien kommen.

Wenn man eine solche Schule betrachtet , dann
muß man die dortigen Lehrkräfte ob ihrer Kraft und
ihres Engagements schlicht bewundern.

(Beifall bei der SPD)

Diese Lehrerinnen und Lehrer brauchen unsere Hil¬
fe , damit sie den Kindern helfen können.

(Beifall bei der SPD)

Wer daher als Politiker Realist ist , der kann , wenn
er ernstgenommen werden will , nicht generell im
Lande Bremen die Entwicklung zur vollen Halbtags¬
schule und zu mehr Ganztagsschulen fordern . Wir
müssen ganz gezielt dort ansetzen , wo pädagogisch
und sozial wirkliche Not herrscht , nämlich in den
Schulen in diesen sozialen Brennpunktgebieten . Da
haben wir allmählich , beginnend im Schuljahr 1989/
1990 mit unseren Betreuungsangeboten an sechs
Schulen in sozialen Brennpunktgebieten erste
Schritte getan . Es geht an diesen Schulen um Frühbe¬
treuung ab sieben Uhr , um vermehrte Zuschüsse zu
einem gesunden Frühstück , um ein offenes schul-
und sozialpädagogisches Angebot in der Mittags - P)
und frühen Nachmittagszeit , um gemeinsames Mit¬
tagessen und Schulaufgabenbetreuung.

Wir müssen uns im klaren darüber sein , daß das,
was jetzt allmählich anfängt zu laufen an diesen
Standorten , erst ein Anfang ist , aber dennoch ist es
ein ehrgeiziges Programm . Nun müssen wir realisie¬
ren , daß das Land Bremen sich bei diesem Versuch
einfügt in eine Entwicklung , die auch in anderen
Bundesländern stattfindet.

Es laufen in verschiedenen Bundesländern sehr
unterschiedliche Vorhaben mit insgesamt ähnlichen
Zielsetzungen . Es wird überall in diesen Fällen päd¬
agogisches Neuland betreten . Die Erfahrungen sind
bisher noch nicht hinreichend , um wirklich beurteilt
werden zu können . Deshalb brauchen wir zunächst
einen umfassenden Erfahrungsbericht über die bre¬
mischen Projekte , der allerdings die bundesweiten
Erfahrungen mit einbeziehen muß . Das heißt , es hat
keinen Zweck , die bremischen Entwicklungen allein
beurteilen zu wollen , sondern wir müssen das , was
sich in den verschiedenen Bundesländern auf diesem
Gebiet tut , von vornherein einbeziehen.

Ich meine , erst nach Vorliegen eines solchen um¬
fassenden Berichts und nach intensiver Diskussion
über die verschiedenen Möglichkeiten und Notwen¬
digkeiten einer Ausweitung und Intensivierung
kann ein Stufenplan erarbeitet werden , wie er im
Antrag der GRÜNEN gefordert wird.

(Beifall bei der SPD)
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Herr Sygusch hat gemeint , das sei alles gewisser¬
maßen Gelabere . Ich bin nicht der Meinung , was die¬
sen Punkt anbelangt , denn obwohl das in einer Hin¬
sicht eine Frage der Ressourcen ist , das habe ich ja
schon gesagt , müssen wir dennoch in anderer Hin¬
sicht genaue Erfahrungen sammeln , nicht nur bei
uns , sondern auch in anderen Bundesländern , um
wirklich zu wissen , wie wir sinnvollerweise die Res¬
sourcen einzusetzen haben , eben unter der Voraus¬
setzung , daß wir nicht aus dem vollen schöpfen kön¬
nen . Wir lehnen den Antrag der GRÜNEN also nicht
etwa aus inhaltlichen Gründen ab , weil wir ja im
Grunde genommen mit den Inhalten dieses Antrages
übereinstimmen , sondern wir lehnen ihn ab , weil er
ein zu schnelles Vorgehen ins Auge faßt.

Meine Damen und Herren , während im Antrag der
GRÜNEN dankenswerterweise und völlig realitäts-
bezogen ein Stufenplan gefordert wird , der dem Kri¬
terium der unterschiedlichen Bedürftigkeiten in den
verschiedenen Stadtteilen besonders Rechnung tra¬
gen soll , um die knappen Ressourcen gezielt und ef¬
fektiv einsetzen zu können , wie es in dem Antrag
heißt , fordert die CDU-Fraktion in ihrem Antrag eine
Entwicklung , die auf unsere Finanzlage keinerlei
Rücksicht nimmt . Nähme die CDU ihren eigenen An¬
trag wirklich ernst , dann müßte sie gleichzeitig ei¬
nen Nachtragshaushalt beantragen.

(Zuruf der Abg . Frau Striezel [CDU])

Meine Damen und Herren , man braucht sich gar
nicht aufzuregen ! Wer nimmt im Land Bremen die
CDU bildungspolitisch überhaupt noch ernst?

(Beifall bei der SPD)

Sicherlich gibt es einen , Herrn Bürger würde ich
schon zugestehen , daß er das ernst nimmt , aber bei
den übrigen Kollegen habe ich so meine Zweifel.

Meine Damen und Herren , man kann nun die Ent¬
wicklung , wie sie vor uns steht , im Grunde genom¬
men in einem Satz zusammenfassen : Die Entwick¬
lung zur vollen Halbtagsschule im Primarbereich
wird auch in Bremen weitergehen , weil sie eben we¬
gen der Verhältnisse weitergehen muß . Nur können
wir aus finanziellen Gründen nicht auch in diesem
Bereich noch Spitze sein im Bundesgebiet . Das ist
völlig unmöglich . Wir müssen diese Entwicklung
mitmachen , aber wir können da einfach nicht voran¬
gehen . Daher müssen wir uns sorgfältig überlegen,
wie wir vorgehen , zum einen aus Ressourcengrün¬
den , zum anderen aber auch , um die richtigen Schrit¬
te zur richtigen Zeit einschätzen zu können und sie
dann zu vollziehen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau von Schönfeldt.

Abg . Frau v . Schönfeldt (FDP ) *): Herr Präsident , (C)
meine Damen und Herren ! Die Diskussion um die
verschiedenen Formen der Ganztagsschule , der ver¬
läßlichen Halbtagsschule oder , wie es auch heißt , der
vollen Halbtagsschule oder auch der Betreuungsan¬
gebote und Betreuungsschule geht quer durch alle
Parteien und findet überall ein positives Echo . Herr
Sygusch und Herr Bürger haben das heute schon ein¬
mal inhaltlich definiert , warum das so ist.

überall finden wir veränderte Familienstrukturen.
Berufstätigkeit beider Ehepartner , Chancengleich¬
heit für die Frau , Teilzeitbeschäftigung der Alleiner¬
ziehenden , das sind alles soziale Aspekte , die zu ei¬
nem Mehr an Ganztagsschulen , vollen Halbtags¬
schulen und ganztägigen Betreuungsschulen führen
werden.

Es sind aber nicht nur soziale Aspekte , die zu einer
breiten Zustimmung führen , sondern es sind auch
pädagogische Aspekte , pädagogische Chancen , die
genutzt werden können . Dazu gehört unter anderem
die besondere Förderung von Kindern , denen die
Aufnahme des Wissensstoffes und die Entwicklung
ihrer Fähigkeiten in der der Schule zugewiesenen
normalen Unterrichtszeit , vorgegebenen Zeit,
schwerfällt . Aber auch die Förderung besonders be¬
gabter Kinder in allen Schulformen und Schulstufen
gehört dazu . Die europäische Entwicklung geht in
genau dieselbe Richtung.

Bremen , und das hat auch Herr Aulfes schon ge¬
sagt , steht mit seiner Einrichtung von Betreuungs -

^
Projekten mit Modellcharakter an fünf Grundschu¬
len und einem Sek -I-Zentrum erst am Anfang der
Entwicklung . Wir haben gemeinsam in der Bildungs¬
deputation , ich glaube , im April war es , einer Nach¬
bewilligung von Haushaltsmitteln für die Einrich¬
tung von Betreuungsprojekten für Schüler und Schü¬
lerinnen insbesondere in Bedarfsgebieten zuge¬
stimmt . Die Laufzeit dieser Projekte geht vom 1 . 2.
1990 bis 31 . 7 . 1991.

Der geschätzte Mittelbedarf ist ungefähr zwei Mil¬
lionen DM und enthält folgende Betreuungselemen¬
te : Frühbetreuung ab sieben Uhr , eine unentgeltli¬
che Frühstücksversorgung für ungefähr 20 Prozent
der Kinder , einem pädagogisch betreuten Mittags¬
tisch für ungefähr sieben Prozent der Kinder sowie
Förderangebote mit Hausaufgabenhilfe . Die fünf
Grundschulen sind noch normale Stundenschulen,
das heißt mit wechselndem Schulschluß , parallel
wird aber für diejenigen Kinder , die keinen Unter¬
richt mehr haben , ein Betreuungsangebot am Vor¬
mittag angeboten , ohne Mittagessen . An der Ander¬
nacher Straße läuft das Projekt zum Beispiel als reine
Kooperation mit dem Arbeitersamariterbund , ver¬
zahnt mit dem Bildungsressort . Am Lüssumer Ring
läuft eine Kooperation zwischen Schule und Kinder¬
garten , also eine Verzahnung mit dem Sozialressort.

Wie Sie merken , meine Damen und Herren , befin¬
den wir uns hier in Bremen noch im Versuchsstadi-

* ) Von der Rednerin nicht überprüft.



5550 Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 82 . Sitzung am 20 . 2 . 91

(A ) um . Die Finanzen sind nur für einen begrenzten Zeit¬
raum gesichert . Nun fordert die CDU in ihrem An¬
trag gleich ab 1 . 8 . zusätzliche Angebote für die
Grundschulen , eine Festsetzung der Unterrichtszeit
von 7 .30 Uhr bis 13 . 30 Uhr . Es soll ein pädagogisches
Konzept entwickelt werden , und die räumliche,
sächliche und personelle Ausstattung soll sicherge¬
stellt werden . Weiter sollen laut CDU-Antrag in Bre¬
men fünf Standorte und in Bremerhaven ein Standort
der Sek I als Ganztagsbetreuungsschule von 7 .30
Uhr bis 16 Uhr angeboten werden . Auch hier soll ein
pädagogisches Konzept für freiwillige Betreuungsan¬
gebote , Förderangebote erarbeitet werden . Meine
Damen und Herren von der CDU , lieber Herr Bürger,
wer soll das bezahlen ? Haben Sie das Geld?

(Beifall bei der FDP)

Die FDP -Fraktion möchte die laufenden Einrich¬
tungen von Betreuungsprojekten mit Modellcharak¬
ter für Schüler und Schülerinnen in Bedarfsgebietenfinanziell , personell und sächlich auch über den ge¬
setzten Zeitraum hinaus absichern.

(Beifall bei der FDP - Abg . Jäger [FDP ] :
Das ist schon sehr ehrgeizig !)

Die FDP möchte weiter den fünf Schulen , dem ei¬
nen Zentrum der Sek I die Möglichkeit geben , vor
Ort sich langsam von der Stundenplanschule zur vol-
len Halbtagsschule oder zur Ganztagsschule , Betreu-

1 ' ungsschule zu entwickeln . Lehrer , Eltern und Schü¬
ler sollen daran aber beteiligt werden . Die FDP
möchte weiterhin , daß alle Angebote freiwillig blei¬
ben.

Wir lehnen den CDU-Antrag ab . Er ist wieder eine
politische Initiative bar jedweden finanziellen Rah¬
mens,

(Beifall bei der FDP)

ähnlich dem Antrag des Landeserziehungsgeldes.Herr Bürger , selbst wenn es sinnvoll und gut ist und
in unserem Bundesprogramm Ganztagsschulen aus
den gewünschten Gründen stehen , müssen wir uns
doch in Bremen daran halten , und das hat auch Herr
Aulfes gesagt , was hier in Bremen machbar ist . Und
da geht das so nicht!

(Beifall bei der FDP)

Ihrem Antrag , Herr Aulfes , Herr Welke hat jaschon gemeint , ich sollte hier nicht zu viele Geburts¬
tagsgeschenke machen , stimmen wir zu.

(Abg . Jäger [FDP] : Das ist doch ein Ge¬
burtstagsgeschenk !)

Wir wollen aber auch , Herr Sygusch , selbst wenn
Herr Aulfes sagt , daß das alles ein bißchen zu schnell
gehe und auf einmal zuviel gewollt sei , nicht so beck¬
messerisch sein und Ihren Antrag ablehnen . Wir

möchten Ihrem Antrag auch zustimmen , weil er die (C)
große Zielsetzung vorschreibt , die wir auch teilen . —
Danke!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort
noch einmal der Abgeordnete Aulfes.

(Abg . Neujahr [FDP] : Jetzt bedankt er
sich aber für das Geschenk !)

Abg . Aulfes (SPD ) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Ich möchte nur etwas klarstellen : Wir
haben zwar die Mittel für die Betreuungsangebote
an den Schulen bis Ende des Jahres 1991 bereitge¬
stellt im Haushalt , aber die SPD -Fraktion hat be¬
schlossen , daß es mit den Betreuungsangeboten wei¬
tergeht ! Das ist sehr wichtig , weil Frau von Schön-
feldt ja gesagt hatte , die FDP sei dafür . Wir haben das
bereits im November in der Fraktion beschlossen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort
Herr Bürgermeister Dr . Scherf.

Bürgermeister Dr . Scherf , Senator für Bildung,
Wissenschaft und Kunst : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Es wäre ja zu schön , wenn wir heu¬
te an dem Geburtstag von Heinz Aulfes ihm , der der (D)
Vater dieser Betreuungsschulen ist , er hat sie damals
hier in die Bürgerschaft hineingebracht , sagen könn¬
ten , das war richtig , und jetzt machen wir das auf der
ganzen Linie . Das wäre zu schön , um wahr zu sein.
Die Wahrheit ist , das haben eben schon meine Vor¬
redner betont , daß das wirklich ein teures Projekt ist
und daß man sich dreimal überlegen muß , wie man
die Prioritäten setzt bei dieser Haushaltslage.

Ich möchte nicht alles wiederholen , ich will nur sa¬
gen : Wir kommen da nur voran , wenn wir , ich habe
das vorhin in der Fragestunde schon einmal gesagt,
mehr Ideen entwickeln als nur die , der Haushalt muß
mit mehr Stellen her . Sonst ist das nach meiner Ein¬
schätzung nicht zu erreichen.

Die Schule lebt in erster Linie davon , daß wir aus¬
reichende Lehrerversorgung haben . Das ist das A
und O . Darauf muß man seine ganze Kraft konzen¬
trieren als Bildungspolitiker . Wenn es dann gute
Gründe gibt , und alle , die dazu geredet haben , haben
gute Gründe erwähnt , zusätzliche Angebote in der
Schule vorzuhalten , weil es ganz zwingend ist , daß
etwas passiert , muß man trotzdem wissen , daß das
nicht parallel und zugleich und gleichermaßen wie
die ausreichende Lehrerversorgung gehen kann,
sondern daß man das nur mit einer ergänzenden und
für die Schulversorgung zusätzlichen Initiative vor¬
anbringen kann.

Dem kommt es entgegen , wenn wir uns auf wirk¬
lich schwierige und wirklich komplizierte Lebensla¬
gen und komplizierte Quartiere konzentrieren . Ich
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wollte zu dem Hinweis , ihr könnt doch die Gelder für
den Hort gegenrechnen , etwas sagen . Das ist nur ei¬
ne Scheinlösung . Der Hort ist ja auch keine ausrei¬
chend ausgebaute Dienstleistung in Bremen , das ha¬
be ich über Jahre erlebt . Wir sind bei neun Prozent
Versorgung durch Horte , und wenn es gutgeht , dann
kommen wir irgendwann Mitte der neunziger Jahre
auf 15 Prozent.

Das Hortangebot abzubauen bringe ich nicht übers
Herz . Man muß überlegen , wie man ein Hortangebot
offensiv verteidigt und zusätzlich dazu kommt , in
schwierigen sozialen Brennpunkten in den Schulen
ein erweitertes Betreuungsangebot zu leisten . Wenn
das gutgeht , wenn beides trägt , dann kann ich mir
vorstellen , Herr Bürger , daß wir intelligente Koope¬
rationsformen entwickeln . Nur , eine Sparkasse ist
der Hort nicht , sondern ganz im Gegenteil , der Hort
braucht selbst zusätzliche Initiativen , weil dort ja ge¬
nau die gleichen Kinder , genau die gleichen Familien
Schlange stehen , die eine schulergänzende Dienst¬
leistung nachfragen , die die öffentliche Hand oder
private Träger vorhalten.

Darf ich als Resümee nehmen , daß die Bürger¬
schaft quer über die Fraktionen hinweg hier einen
gemeinsamen politischen Schwerpunkt setzt ? Alle
wissen aber , daß wir dies aus dem Stand nicht hinbe¬
kommen , sondern daß wir ein schrittweises Vorge¬
hen beachten müssen . Ich hoffe sehr , daß wir nach
der Bürgerschaftswahl uns noch genauso in dieser
Sache einig sind.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Bürger.

Abg . Bürger (CDU) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Einige kleine Richtigstellungen und
auch unsere Begründung zur Ablehnung der beiden
Anträge von SPD und den GRÜNEN! Herr Bürger¬
meister Scherf , ich habe nicht davon gesprochen,
daß der Hort eine Sparbüchse sein soll , sondern wir
haben uns immer dafür ausgesprochen , daß der Hort
ausgebaut werden sollte . Nur , wenn man vor der
Entscheidung steht , Betreuungs - und Förderangebo¬
te in den Grundschulen und Sekundarstufen I einzu¬
richten , dann , finde ich , ist es gerecht zu sagen , dann
muß gegebenenfalls auch im Hort etwas verlagert
werden . Ich will mich nicht für die Sparbüchse aus¬
sprechen.

Ich glaube auch nicht , Herr Bürgermeister , daß Sie
recht haben , wenn Sie davon reden , daß es ein ex¬
trem teures Projekt sein würde . Ich meine , wenn
man auf SPD-Seite und auf Ihrer Seite , Haus des Bil¬
dungssenators , bereit wäre , diese Förder - und Be¬
treuungsangebote aufzugreifen , dann wäre ein An¬
satz doch auch darin zu sehen . Das beinhaltet unser
Antrag , und das wird auch aus meinen Ausführun¬
gen vorhin deutlich , daß man die bestehenden Be¬
treuungsprojekte weiter ausbaut . Insofern muß das
nicht ein extrem teures Projekt werden.

Herr Aulfes , zu dem , was in Ihrem Parteientwurf
zur Bürgerschaftswahl steht ! Sie haben das ja gleich
relativiert und gesagt , ob das nun darin bleibt , weiß
ich nicht einmal , es steht jedenfalls in dem Entwurf,
und ich hoffe doch , daß Sie das , was in dem Entwurf
steht , auch ernst nehmen,

(Zuruf des Abg . A u 1 f e s [SPD ])

ernst nehmen insofern , weil zum Bildungsbereich
überhaupt nichts mehr übrigbleibt , wenn Sie das
noch streichen wollen . Von daher glaube ich schon,
daß Ihre Programmkommission auch das stehen las¬
sen wird . Oder aber , Sie streichen dort wieder,
wecken erst Hoffnungen , wie schon einmal im übri¬
gen 1980 geschehen!

Frau von Schönfeldt , 1980 hat die FDP einmal eine
Anfrage im Parlament gehabt , Professor Holl hat das
damals gemacht , bezüglich des Ausbaus von Ganz¬
tagsschulen . Da ist vom damaligen Bildungssenator
geantwortet worden , in jeder Region ein Schulzen¬
trum des Sekundarbereichs I für Ganztagsbetrieb
auszubauen.

(Abg . Jungclaus [FDP ] : Da hatten wir
auch noch ein bißchen Geld !)

Herr Aulfes , von daher , meine ich , sollten Sie sich
wirklich überlegen , ob Sie nicht dieses Angebot , was
wir Ihnen hier vorgelegt haben , aufgreifen und fort¬
führen.

Wie ernst nehmen Sie eigentlich das , was in Ihrem
eigenen Familienbericht steht ? Ich könnte jetzt dar¬
aus zitieren . Da ist auch von Tagesbetreuung die Re¬
de , da ist von notwendigen gesellschaftlichen
Bildungs - und Erziehungsangeboten die Rede . Ich
könnte noch mehr zitieren , nur eines wird deutlich:
Sie nehmen Ihre eigenen Berichte nicht einmal
ernst!

(Abg . Dittbrenner [SPD ] : Beifall !)

Meine Damen und Herren , unser CDU-Antrag,
auch das muß ich noch einmal richtigstellen , wird
kein teures Projekt . Herr Sygusch hatte vorhin be¬
hauptet , die CDU wolle flächendeckend Förderungs¬
und Betreuungsangebote in den Grundschulen
durchführen . Meine Damen und Herren , mitnichten,
das ist aus dem Antrag überhaupt nicht herauszule¬
sen!

Ich habe auch deutlich gemacht , daß wir uns vor¬
stellen könnten , daß an einigen wenigen Standorten
diese Betreuungs - und Förderungsmöglichkeiten
eingerichtet werden sollen . Außerdem haben wir
deutlich gemacht , daß diese Angebote auf freiwilli¬
ger Basis durchgeführt werden sollten und insofern
ohnehin nicht flächendeckend sind.

Herr Aulfes , wenn Sie jetzt in Ihrem Antrag schrei¬
ben , daß Sie erst einen Erfahrungsbericht haben
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(A) möchten und das abstimmen wollen mit den übrigen
Bundesländern —

(Abg . A u 1 f e s [SPD ] : Von Abstimmung
steht nichts darin !)

also , das wundert mich ja nun schon , das haben Sie
vorhin ausgeführt — , dann wünschten wir uns , Herr
Aulfes , auch in anderen bildungspolitischen Berei¬
chen eine Abstimmung mit anderen Bundesländern.
Da machen Sie das aber nicht . Hier paßt es Ihnen in
den Kram , das Ganze auf den Sankt -Nimmerleins-
Tag zu verschieben , und dann müssen die anderen
Bundesländer herhalten . Das ist mehr als unredlich,
Herr Aulfes!

(Zuruf des Abg . A u 1 f e s [SPD ])

Die Erfahrungen anderer Bundesländer , meine Da¬
men und Herren von der SPD , liegen vor , darauf soll¬
ten Sie zurückgreifen ! Wir haben eher den Eindruck,
daß hier ein Projekt verhindert werden soll , eben
weil es als Vorschlag von der CDU kommt . Das ist Ihr
alleiniger Grund.

Ich will noch auf eines hinweisen , meine Damen
und Herren : Auch der Städtetag hat sich dazu geäu¬
ßert , und der Städtetag hat nicht nur die Ganztagsbe-
treuungsschulen zum Wohle des Kindes propagiert,
sondern auch im Sinne der Förderung der Chancen¬
gleichheit von Frauen . Ich will noch einmal darauf
hinweisen : Was nützt Ihr Gesetz , was nützt der stän-

(B ) dige Parlamentsausschuß , wenn Sie die Erkenntnis¬
se , die dort gewonnen werden , ohnehin nicht bereit
sind umzusetzen?

Ihren Antrag , Herr Aulfes , werden wir ebenso wie
den der GRÜNEN ablehnen . Im SPD -Antrag ist in
den ersten beiden Absätzen nichts Substantielles
enthalten . Ich schließe mich da der Feststellung von
Herrn Sygusch an , der von Gelabere geredet hat.
Der dritte Absatz macht im Grunde genommen deut¬
lich , daß Sie das Ganze verschieben wollen auf den
Zeitpunkt nach der Bürgerschaftswahl und dann sa¬
gen April , April , da kommt sowieso nichts ! Den er¬
sten Versuch haben Sie ja schon mit der Einschrän¬
kung gemacht , eventuell in Ihrem Parteiprogramm
zu streichen . — Danke schön!

(Beifall bei der CDU)
Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬

gen nicht vor.
Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Ich bitte Platz zu nehmen , meine Damen und Her¬

ren ! Wir wollen jetzt die Abstimmung vornehmen.
Ich rufe zuerst den Antrag der Fraktion der CDU

mit der Drucksachen -Nummer 12/1110 auf.
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU,

Drucksachen -Nummer 12/1110 , seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe ! (C)

(Dagegen SPD , FDP und Abg . Alter¬
mann PVU ])

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , der Antrag ist abgelehnt.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An¬

trag der Fraktion DIE GRÜNEN mit der
Drucksachen -Nummer 12/1147.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür DIE GRÜNEN , FDP und Abg . A 1 -
t e r m a n n [DVU ])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , auch dieser Antrag ist von der Bür¬

gerschaft abgelehnt.
Nunmehr lasse ich über den Antrag der Fraktion

der SPD mit der Drucksachen -Nummer 12/1152 ab¬
stimmen.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD , FDP und Abg . A 11 e r m a n n
PVU ] )

~

(D)
Ich bitte um die Gegenprobe!

Pagegen CDU und DIE GRÜNEN)

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) stimmt

diesem Antrag zu.

Umweltsteuern und -abgaben
Mitteilung des Senats vom 18 . Dezember 1990

(Drucksache 12/1111)

Die Beratung ist eröffnet.
Das Wort hat Frau Senator Lemke -Schulte.

Senator für Umweltschutz und Stadtentwicklung
Frau Lemke -Schulte : Herr Präsident , meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Da es sich um eine Mit¬
teilung des Senats handelt , möchte ich Ihnen wenig¬
stens die essentiellen Punkte daraus vorstellen.

Wir behandeln heute ein Thema , bei dem das um¬
weltpolitisch Wünschbare vor allem mit dem finanz¬
verfassungsrechtlich Machbaren in Einklang ge¬bracht werden muß . Das ist sehr schwierig , und inso¬
fern war es auch notwendig , weil ich gehört habe,
daß das auf einigen Unmut gestoßen ist , den finanz¬
rechtlichen Fragen relativ breiten Raum zu geben in
dieser Mitteilung des Senats . Auch daraus erkennt
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man schon , wie schwierig die ganze Materie ist , denn
meines Erachtens ist Aktionismus , der möglicher¬
weise schon vor dem ersten Gericht keinen Bestand
mehr hat , kontraproduktiv und hilft uns allen nicht
weiter.

Meine Damen und Herren , hierbei handelt es sich
um eine Materie , und das ist völlig klar , die nicht nur
das Land Bremen , sondern sämtliche Länder und
Kommunen bewegt . Der Bundesrat hat im April des
letzten Jahres die Bundesregierung aufgefordert , bis
zum Ende der vergangenen Legislaturperiode einen
umfassenden Bericht vorzulegen . Der Senat hatte
sich vorgenommen , diese Berichtsergebnisse in die
Mitteilung des Senats aufzunehmen und dies in die
Bürgerschaftsdebatte einzubeziehen . Bedauerlicher¬
weise ist die Bundesregierung dem nicht nachge¬
kommen , wie Sie alle wissen , sondern hat sich bisher
in wolkigen Absichtserklärungen bewegt und diese
immer wieder vorgetragen.

Insgesamt , meine Damen und Herren , macht diese
Mitteilung deutlich , daß das Thema Umweltsteuern
und -abgaben in der Tat nur im bundespolitischen
Kontext gesehen werden kann . Ferner macht sie
deutlich , wie eng der Handlungsspielraum des
Landes - und des Kommunalgesetzgebers auf diesem
Gebiet ist . Insbesondere sieht der Senat nach einge¬
hender Prüfung keine Handlungsmöglichkeiten , für
Bremen allein gesonderte Umweltsteuern einzufüh¬
ren.

(Beifall bei der SPD)

Ein mögliches Handlungsfeld , meine Damen und
Herren , sind bestimmte Sonderabgaben , aber auch
hier müssen wir uns alle gemeinsam vor Insellösun¬
gen hüten , die letztlich zwar Lenkungseffekte , aber
möglicherweise auch unter Umweltgesichtspunkten
unerwünschte Effekte haben könnten . Deshalb be¬
dürfen sie zumindest der engen Abstimmung mit den
benachbarten Bundesländern.

Heute konnte man auch gerade ganz aktuell einen
Kommentar eines Journalisten im „Weser -Kurier " —
oder war es in den „Bremer Nachrichten " ? — lesen,
„Was kostet ein Schmetterling ? "

, der sich genau zu
diesem Thema geäußert hat , mit dem wir uns hier
heute befassen.

Bei der beabsichtigten Einführung eines Grund¬
wasserentnahmeentgelts ist diese Abstimmung mit
Niedersachsen eingeleitet worden . Hamburg verfügt
bereits über eine derartige Regelung . Die Koordinie¬
rung des Vorgehens zur Einführung einer Abgabe
auf Sonderabfälle ist Gegenstand der nächsten Um¬
weltministerkonferenz Norddeutschland im März in
Hamburg.

Im Gebührenbereich , meine Damen und Herren,
scheitern anreizorientierte Systeme derzeit zum Teil
an fehlenden Voraussetzungen der verursacherge¬
rechten Anlastung . Beim Wasserverbrauch ist dage¬
gen eine Änderung der Landesbauordnung in Vorbe¬
reitung , die den Einbau von Wohnungswasserzäh¬

lern , eine alte Forderung der hiesigen SPD -Fraktion , (C)
verbindlich vorschreibt.

Bei den Abfallgebühren , meine Damen und Her¬
ren , hat dagegen bisher keine Großstadt den Stein
der Weisen gefunden , und ich kann nicht einer Ge¬
bührenordnung zustimmen , die dem Einfamilien¬
hausbesitzer eine mengenabhängige Reduzierung
seiner Müllgebühren ermöglicht , dem Bewohner ei¬
ner Großwohnanlage beispielsweise aber wegen feh¬
lender Nachweismöglichkeiten dies eben gerade
nicht ermöglicht.

Dieses Problem stellt sich glücklicherweise nicht
bei den Energietarifen , die bei Strom und Gas schon
seit jeher haushaltsbezogen erfaßbar sind . Hier wie¬
derum sind wir in Bundestarifordnungen eingebun¬
den , die in der Vergangenheit Mehrverbräuche ge¬
radezu belohnt haben , aber dies zumindest konnte
inzwischen bereinigt werden.

Um auf die aktuelle Nachrichten - und Informa¬
tionslage einzugehen , der Bundesminister Töpfer
hat sich gestern gegenüber der Öffentlichkeit geäu¬
ßert , genau zu diesem Thema , und mir fällt bei die¬
sem Thema und der laufenden Debatte zu den Um¬
weltabgaben zweierlei auf : Die Sozialdemokraten,
meine Damen und Herren , hatten auf Bundesebene
im vergangenen Jahr , das können Sie auch der Mit¬
teilung des Senats entnehmen , intensiv und mit gu¬
ten Argumenten für bestimmte Umweltabgaben ge¬
worben . Die Bundesregierung und die sie tragenden
Parteien haben dies immer wieder vehement abge - ™
lehnt .

1 '

Inzwischen aber überschlägt sich der Bundesmini¬
ster Töpfer geradezu im Erfinden von Umweltabga¬
ben . So war beispielsweise dem heutigen „Weser-
Kurier " zu entnehmen , daß er die von mir ebenfalls
schon seit langem geforderte Sonderabfallabgabe
jetzt auch , man höre und staune , auf den Hausmüll
ausdehnen will.

Ich freue mich darüber , daß die Bundesregierung
auch hier endlich der Realität ins Auge blickt und
wie in der Debatte um Steuererhöhungen anfängt,
Lösungen zu suchen , die der tatsächlichen Schwere
der Probleme angemessen sind . Die schönen Worte
der Vergangenheit und die Zeit der Beschwichtigun¬
gen sind offensichtlich vielleicht vorbei.

Zum zweiten fällt mir auf , meine Damen und Her¬
ren , daß die Bundesregierung bei der Verwendung
der geplanten C02 -Abgabe und der geplanten Son¬
dermüllabgabe überhaupt noch keine konkreten Da¬
ten für die Ausgestaltung dieser Abgaben vorlegen
kann , sich aber unentwegt den Kopf darüber zer¬
bricht , wie sie denn das Geld am besten ausgeben
kann . Eine merkwürdige Kombination , die uns da po¬
litisch vorgeführt wird!

(Beifall bei der SPD)

Sie haben dem Ihnen vorliegenden Bericht des Se¬
nats entnommen , daß ich die Einführung solcher Ab¬
gaben , und ich weiß mich mit der Mehrheit des
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Hauses einig , für einen richtigen Schritt halte . Je¬
doch darf die Bundesregierung nicht die verfas¬
sungsrechtlich gegebenen Zuständigkeiten verlet¬
zen und einen Eingriff in den grundgesetzlich garan¬
tierten Föderalismus vornehmen.

Ich darf dazu in Erinnerung rufen , daß bei der Ein¬
führung der bisher einzigen Abgabe auf dem Um¬
weltsektor , nämlich der Abwasserabgabe , eine in¬
tensive verfassungsrechtliche Debatte zwischen
Bund und Ländern geführt wurde , die mit dem ein¬
deutigen Ergebnis endete , daß diese Abgabe eben
den Ländern und nicht dem Bund zusteht . Die Länder
haben dann dafür zu sorgen , daß diese Abgaben
zweckgebunden eingesetzt werden.

Den gegenwärtigen Verlautbarungen des Bundes¬
ministers entnehme ich , daß er mit diesen Mitteln im
Geiste bereits nach Belieben schaltet und waltet , wie
es ihm am besten in den Kram paßt.

(Beifall bei der SPD)

Ich halte es zwar auch für richtig , daß den neuen
Bundesländern bei ihren unglaublich großen Um¬
weltsorgen und -belastungen geholfen wird , damit
hier kein falscher Eindruck entsteht , überhaupt kei¬
ne Frage ! Eine Ausschaltung der Bundesländer bei
der Verwendung der Mittel , meine Damen und Her¬
ren , kommt jedoch nicht in Frage ! Wir werden des¬
halb dieses Thema auf den Umweltministerkonferen¬
zen und im Bundesrat mit Nachdruck vertreten und
vortragen.

Ich gehe davon aus , daß nach der damaligen Debat¬
te über die Abwasserabgabe alle Bundesländer , ganz
gleich , in welchen parteipolitischen Konstellationen
sie regiert werden , dieses Anliegen mit Sicherheit
nachhaltig unterstützen werden.

Zusammenfassend ist festzustellen , daß der Senat
den sogenannten ökonomischen Instrumenten im
Umweltschutz mehr als aufgeschlossen gegenüber¬
steht . Uber den Bundesrat setzt sich die Freie Hanse¬
stadt Bremen intensiv dafür ein , eine ökologische
Ausrichtung des Steuerrechts zu erreichen und zu
intensivieren . — Danke sehr!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Wischer.

Abg . Frau Wischer (SPD ) * ) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Der Senat hat uns mit dem vor¬
liegenden Bericht eine umfangreiche Stellungnahmezu den Fragen besonderer Umweltsteuern bezie¬
hungsweise Umweltabgaben vorgelegt . Insbesonde¬
re die Erörterungen zu der finanzpolitischen Aus¬
gangslage , Frau Senatorin Schulte -Lemke hat eben
darauf hingewiesen , und der grobe Abriß über die
unterschiedliche Wirksamkeit einzelner Instrumen¬
te machen aus meiner Sicht ebenfalls deutlich , wel-
* ) Von der Rednerin nicht überprüft.

che komplizierten Fragestellungen sich in diesem
Zusammenhang ergeben.

Dies scheint mir ein Feld zu sein , wo sich vornehm¬
lich Steuerexperten und Juristen tummeln und Um¬
weltpolitiker sich mit ihren konkreten Anliegen oft¬
mals eher verlassen fühlen . Zumindest kann ich dies
für mich selbst sagen.

Am Ende eines Fachsymposiums zu diesem The¬
menkomplex , an dem ich zuhörend teilgenommen
habe , war ich eher frustriert über die Vielzahl der Er¬
örterungen rein steuergesetzlicher Ableitungszwän-
ge , über Bedenken und Unmöglichkeiten in diesen
Fragen , als daß ich Erkenntnisse darüber gewonnenhätte , wie unseren umweltpolitischen Fragestellun¬
gen zügig Rechnung getragen werden könnte.

Dabei besteht meines Wissens quer durch alle poli¬
tischen Parteien Einigkeit darüber , daß das bisher
bestehende ordnungsrechtliche Instrumentarium in
der Umweltpolitik um andere Maßnahmen ergänzt
werden muß,

(Beifall bei der SPD)

wenn wir zu den notwendigen Umsteuerungsprozes¬
sen gelangen wollen.

Erlauben Sie mir darum an dieser Stelle , meine Da¬
men und Herren , ein Wort an alle Steuer - , Finanz-
und Wirtschaftsexpertinnen und -experten , auch in
diesem Hause , vermeintliche und tatsächliche , und
dies fraktionsübergreifend : All ihre begründeten
Abwägungen und Bedenken — Sie haben eben jaschon gesagt , kein Aktionismus — müssen sich in ei¬
nen Zeitrahmen einbinden , der der Umwelt auch
noch eine Chance läßt . Alles andere wäre aus mei¬
ner Sicht dann Politikversagen.

Meine Damen und Herren , zumindest in diesem
Hause , so habe ich unsere damalige Debatte im April1989 verstanden , waren wir uns weitgehend einig,daß ökonomische Lenkungsinstrumente hinzukom¬
men müssen zu den vorhandenen . Unterschiedliche
Bewertungen gab es lediglich in der Frage , ob es sich
dabei um Steuern oder Abgaben handeln soll , ob dies
allein auf Bundesebene oder auch auf Landesebene
geschehen sollte.

Herr Jäger , ich glaube , Sie waren damals der ent¬
scheidende Bedenkenträger und haben insbesonde¬
re in dem letzten Punkt Bedenken erhoben , und inso¬
fern bin ich — Frau Senatorin hat das eben angespro¬chen — angesichts der bundespolitischen Zauderei-
en und Halbheiten der Regierungskoalition in Bonn
gespannt darauf , wie Sie denn heute zu diesen Fra¬
gen Stellung nehmen werden.

Was ausschließlich Bundeskompetenz ist und wel¬
che Spielräume aufgrund der geltenden Gesetze auf
Länderebene , also auch für uns hier in Bremen , inso¬
fern überhaupt bestehen , macht die Mitteilung des
Senats deutlich . Ich will hierauf im einzelnen nicht
noch einmal eingehen.

Wir haben uns in unserer damaligen Debatte
schon einmal sehr ausführlich mit diesem Themen-
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komplex auseinandergesetzt . Die Diskussion auf
Bundesebene ist nach wie vor nicht abgeschlossen
und hat damit bedauerlicherweise bis zum heutigen
Tag auch keine Ergebnisse gezeitigt , außer — Sie ha¬
ben es eben angesprochen — daß es Ankündigungen
waren , auch gestern , das ist heute nachzulesen , er¬
neute Ankündigungen.

Weil ich meine , daß die Diskussion bis gestern , als
Herr Bundesminister Töpfer sich dazu geäußert hat¬
te , drohte unterzugehen in ganz anderen Debatten
um Steuern , insbesondere in einer mehr als proble¬
matischen Diskussion zur anteiligen Finanzierung
des Golfkrieges und was hinter dieser Begründung
noch alles versteckt war , lassen Sie mich eben noch
einmal einige grundlegende Gedanken aus der da¬
maligen Debatte in diesem Zusammenhang vortra¬
gen!

Herr Fücks hat damals , das war seine letzte Rede in
diesem Hause , davon gesprochen , daß die Frage von
Umweltsteuern und Umweltabgaben keine techni¬
sche Frage sei . Ich teile seine Auffassung an dieser
Stelle , ohne die eben angesprochenen technischen
Fragen dabei übersehen zu wollen . Ich verstehe dar¬
unter , daß bei allen Überlegungen des Einsatzes der
Mittel die Aufgabenstellung und das Ziel nicht aus
den Augen verloren werden dürfen und im Mittel¬
punkt bleiben müssen.

Wir alle wissen mittlerweile um die zwingende
Notwendigkeit , die Formen unseres bisherigen Wirt¬
schaftens drastisch zu verändern und Maßnahmen
zu einer ökologischen Umsteuerung unserer Wirt¬
schaft zu ergreifen . Wir stehen tagtäglich vor dem
Problem der Folgen und insbesondere der Folgeko¬
sten früheren umweltschädlichen Produzierens und
Verbrauchens , gleichzeitig erleben wir nur qualvoll
langsam vorankommende Eingriffe in heute umwelt¬
belastende Produktionen.

Während wir also noch heute über Verfahren zur
Sanierung und vor allen Dingen über ihre Finanzie¬
rung nachdenken , ob nun im Bund oder in den Län¬
dern , das ist egal an dieser Stelle , um die Sünden der
Vergangenheit zu beheben , schaffen wir gleichzei¬
tig tagtäglich neue Probleme , die dann die uns fol¬
genden Generationen zu lösen haben.

Bisher haben wir in der Umweltpolitik mit wenigen
Ausnahmen — Frau Senatorin sprach eben die Ab¬
wasserabgabe an — für die Bewältigung der Umwelt¬
probleme ausschließlich ordnungsrechtliche Ge - und
Verbote , Grenzwerte , freiwillige Vereinbarungen,
Empfehlungen und Appelle gehabt . Dies alles reicht
aber , wie wir erkennen müssen , nicht aus,

(Beifall bei der SPD)

nicht zuletzt deshalb , weil wir bei einer ganzen Rei¬
he von Fragen , ob nun im Umgang mit gefährlichen
Stoffen , ob auf dem weiten Feld des Einsatzes der
Chemie oder in anderen Bereichen — mein Kollege
Töpfer hat in seiner damaligen Rede darauf hinge¬
wiesen — Probleme durch einfache Ge - und Verbote

so schlicht nicht zu regeln sind . Die Senatsmitteilung (C)
geht auf diesen Tatbestand ebenfalls ein.

Ein weiteres Problem , ich will es hier auch noch
nennen , ist das ebenfalls schon angesprochene Voll¬
zugsdefizit , resultierend aus dem einerseits generell
geringen Interesse der Wirtschaft , den Vorschriften
zu entsprechen , und andererseits , fast ergänzend,
den ebenfalls geringen personellen Kapazitäten der
Umweltbehörden für eine sachgemäße und sachge¬
rechte Kontrolle . Um das bestehende Vollzugsdefizit
an dieser Stelle drastisch abbauen zu können , haben
Experten die Vermutung angestellt , daß es dafür
bundesweit etwa 10 000 Verwaltungskräfte bedarf.

Damit aber an dieser Stelle , meine Damen und Her¬
ren , keine Mißverständnisse aufkommen : Ich spre¬
che mich nicht gegen diese ordnungsrechtlichen In¬
strumentarien aus , im Gegenteil , wir haben auch in
diesem Haus in einer Vielzahl von Fällen , zuletzt in
der Frage der Verpackungen , uns eindeutig zum Bei¬
spiel für das Verbot von umweltschädigenden Stof¬
fen ausgesprochen.

(Beifall bei der SPD)

Es geht nicht um eine Reduzierung oder Verwässe-
rung dieser Handlungsinstrumente , sondern um ihre
aus unserer Sicht dringend notwendige Ergänzung.
Ordnungsrechtliche Auflagenpolitik und ökonomi¬
sche Steuerungsinstrumente müssen sinnvoll inein¬
andergreifen , und das baldmöglichst . ^

Gerade vor dem Hintergrund der aufgezeigten
Schwierigkeiten und Problemstellungen ist es aus
unserer Sicht notwendig , ein ökonomisches Kriteri¬
um in die Steuerung einzubeziehen.

In unserem marktwirtschaftlichen System ist der
Preis das Regulativ zwischen Angebot und Nachfra¬
ge . Bisher gestaltet sich der Preis eines Produktes
oder einer Dienstleistung im wesentlichen auf der
Grundlage der Produktionskosten und den am Markt
erzielten Gewinnen . Sogenannte externe Kosten,
die aus der Verschmutzung der Umwelt , der Abfall¬
entsorgung , der Verschwendung von Ressourcen,
der Gesundheitsschädigung und anderem mehr ent¬
stehen können , gehen heute in den Preis nicht mit
ein und werden somit von den Produzenten auf die
Allgemeinheit abgewälzt . Damit entfallen der Bedarf
und der Anreiz auf seiten der Produzenten , am Be¬
ginn einer ökologisch problematischen Produktion
umzusteuern und technologisch im Sinne einer um¬
weltgerechteren Produktion innovativ zu werden.

(Vizepräsident v . d . Schulenburg
übernimmt den Vorsitz .)

Es geht uns also bei der Diskussion um Umwelt¬
steuern und Umweltabgaben nicht darum , krampf¬
haft nach neuen Steuertatbeständen zur Auffüllung
öffentlicher Kassen zu suchen . Herr Fücks hatte in
seinem damaligen Beitrag das nicht zu übertreffende
Bild von der eierlegenden Wollmilchsau gebraucht.
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(A) Diese wollen wir nicht , aber vielleicht , wenn es so
weitergeht in den Verhandlungen in Bonn , werden
wir sie vielleicht dieser Tage dann durch Bonn tra¬
ben sehen . Für uns geht es darum , die jeweils entste¬
henden Kosten insgesamt in den Preis einzubezie-
hen und über diesen Weg eine Lenkung zu ökologi¬
schen , produzierbaren und umweltverträglichen
Produkten zu erreichen.

In den heutigen „Bremer Nachrichten " habe ich ei¬
nen Artikel gefunden , der sich mit dieser Fragestel¬
lung auseinandersetzt , in dem der Autor genau die¬
sen Teil bezweifelt und kritisch hinterfragt und von
seiner Wirksamkeit nicht überzeugt ist . Ich teile die
Auffassung nicht , wie ich eben deutlich gemacht ha¬
be , weil ich glaube , daß die Höhe eines Preises noch
immer ein Regulativ war und wir , wie eben schon
ausgeführt , ja auch nicht meinen , daß dies das aus¬
schließliche Instrument sein soll , sondern nur eine
Ergänzung.

Nun hat sich gerade im Zusammenhang mit der
Diskussion um Umweltsteuern und -abgaben eine
schon angesprochene eher finanztechnische Ver¬
fahrensdebatte entsponnen . Die Einwände gegen
Umweltsteuern sind in der Senatsmitteilung aufge¬
führt . Nun bin ich keine Steuerexpertin , aber ich
wiederhole , was ich eben schon einmal gesagt habe,
daß es uns darum gehen muß , die Möglichkeiten zur
Umsteuerung möglichst breit auszuschöpfen.

(Unruhe bei der SPD)
(B)

Was denn nun?

(Abg . Neujahr [FDP ] : Das war Beifall!
Das kann man aber nicht immer merken !)

Insofern speche ich mich ebenfalls wie meine Par¬
tei auf Bundesebene für ein möglichst breites Bündel
an entsprechenden Maßnahmen aus , bestehend aus
gezielter Besteuerung zentraler umweltbelastender
Tatbestände ebenso wie für eine Reihe von Sonder¬
abgaben , die nach meiner Vorstellung verknüpft
sein sollten — und Sie haben das , Frau Senatorin,
eben angesprochen — mit konkreten Konzepten auf
Landes - und Kommunalebene , und die Mittel müssen
auch den Kommunen dann zufließen . Das ist unsere
Auffassung.

In der Mitteilung des Senats werden bedauerlicher¬
weise darüber hinaus gescheiterte Ansätze von Sei¬
ten der Opposition benannt , ob es nun um den Be¬
reich der Energiesteuer —

(Abg . Jäger [FDP] : Es handelt sich aber
um die Bundestagsopposition !)

richtig ! — ,

(Abg . Jäger [FDP] : Weil es umgekehrt hier
auch so wäre !)

die Einwegabgabe oder nur um die Erhöhung der be¬
stehenden Abwasserabgabe geht.

Ich denke , nach Vorlage des Berichtes ist es noch (C)
einmal deutlich geworden , es mangelt auf Bundese¬
bene nicht an Möglichkeiten , auf diesem Wege um¬
weltpolitisch steuernd tätig zu werden , offensicht¬
lich verliert sich aber der bekundete Wille , ökolo¬
gisch umzusteuern , in der Auseinandersetzung über
die Technik und in tagespolitischen Dringlichkeiten.Ich sehe einmal ab von den Ankündigungen , die ge¬
stern vom Bundesminister gemacht worden sind.

Dies kann uns nicht zufriedenstellen , und wir for¬
dern den Senat auf , sich trotz der bisherigen Erfah¬
rungen weiterhin unvermindert für entsprechende
Umweltsteuern und Umweltabgaben auf Bundesebe¬
ne und im Bundesrat einzusetzen!

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich , meine Damen und Herren , nun¬
mehr zu dem Abschnitt landespolitischer Handlungs¬
bereich kommen ! Deutlich wird , die Möglichkeiten
auf Landesebene sind offenbar mehr als begrenzt.
Steuerrechtliche Ansätze in der Umweltpolitik wer¬
den danach völlig ausgeschlossen.

In der Frage der Getränkeverpackungssteuer , wie
sie ja auch von der Angestelltenkammer vorgeschla¬
gen worden ist , hat es meines Wissen zwar unter¬
schiedliche Rechtsauffassungen gegeben , aber nach
der Verabschiedung der nach unserer Auffassung
völlig unzureichenden Verpackungsverordnung gibtes die gemeinsame Auffassung , daß damit der Bund
die konkurrierende Gesetzgebung ausgeschöpft hat . ^
Damit bleibt , wenn ich es richtig verstanden habe,
nur ein sehr eng gefaßter Handlungsspielraum im
Bereich von Landesabgaben.

Wir begrüßen ausdrücklich , daß es , anders noch
als vor zwei Jahren eingeschätzt , zu konkreten Pla¬
nungen einer Grundwasserabgabe und einer Sonder¬
abfallabgabe seitens des Senats gekommen ist , wobei
die Anregungen , die Herr Bundesminister Töpfer ge¬
geben hat , jetzt schon wieder in Frage stellen , ob
dies eventuell dann tatsächlich möglich sein wird.

Wir halten es ebenfalls für sinnvoll , wie Sie ange¬
sprochen haben , Frau Senatorin , daß es in beiden
Fällen zu einer Abstimmung insbesondere mit Nie¬
dersachsen kommt . Die verabredete Zusammenar¬
beit zwischen den beiden Landesregierungen auch
in diesen Fragen läßt meine Bedenken , daß damit un¬
verhältnismäßige Verzögerungen oder Verhinde¬
rungen für bremische Spielräume entstehen könn¬
ten , in den Hintergrund treten.

Trotz dieses meines Erachtens positiven Ergebnis¬
ses der zwischenzeitlichen Überlegungen will ich
nicht verhehlen , daß bei mir ein Hauch von Unzu¬
friedenheit über die Zahl der dargestellten Hand¬
lungsansätze verblieben ist . Ich hätte mir ge¬wünscht , weitere Ansatzpunkte insbesondere zum
Beispiel im Bereich belastende Abfälle wie zum Bei¬
spiel Kunststoffe zu finden . Die Ankündigung , nun
auch auf Hausmüll auf Bundesebene eine Abgabe zu
erheben , zeigt , wie schwierig das ist.



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 82 . Sitzung am 20 . 2 . 91 5557

(A ) Ein anderes Beispiel ist die von der Fraktion DIE
GRÜNEN damals angesprochene Entsiedelungsab-
gabe , von der ich meine , sie könnte ein Ansatz sein.
Ich räume aber selbstverständlich ein , daß ich in den
beiden genannten Fällen nicht überblicken kann , ob
am Ende nun auch wieder hier eine konkurrierende
Gesetzgebung des Bundes zum Zuge kommt.

Damit möchte ich ausdrücken , daß wir nicht bei
den genannten Beispielen stehenbleiben sollten,
sondern weiterhin bemüht sein müssen , mögliche
Handlungsspielräume auf Landesebene voll auszu¬
schöpfen . Wir werden uns , um die Schlußworte der
damaligen Debatte heute noch einmal zu wiederho¬
len , mit diesem Themenbereich in diesem Hause wei¬
terhin auseinandersetzen müssen . — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident v . d . Schulenburg : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete Niederbremer.

Abg . Niederbremer (CDU) * ) : Herr Präsident , mei¬
ne Damen und Herren ! Wenn man die beiden Diskus¬
sionsbeiträge nimmt , die hier von der Senatorin und
von der Sprecherin der Mehrheitsfraktion gehalten
wurden , dann merkt man natürlich , in welchem Jahr
man sich zur Zeit befindet : Man befindet sich im
Wahlkampfjahr , und da wird kräftig auf den Bund
eingeschlagen.

(Abg . B a r s u h n [SPD ] : Daß Sie das ausge-
(B ) rechnet sagen !)

Dies ist verständlich , und darauf können wir uns
auch einrichten , Frau Senatorin . Nur , Ihre Eingangs¬
bemerkung , der Hinweis , daß der Bund einen Bericht
erstellen wollte und daß der Senat darauf gewartet
hätte , entbindet natürlich nicht den Senat von der
ursprünglichen Verpflichtung , den Bericht im Früh¬
jahr 1990 vorzulegen , und das haben Sie nicht getan.
Das heißt , hier haben Sie eindeutig ein Versäumnis
vorzuweisen , und da hilft es überhaupt nicht , mit
dem Finger auf andere zu zeigen , sondern da sollte
man sich an die eigene Nase fassen und selbst über¬
prüfen , wie man da vorgeht.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe auch Verständnis dafür , daß , wenn der
Bundesumweltminister Vorschläge macht , die nun
zwei Tage vor dieser Debatte hier ins Haus schneien,
man da unruhig reagiert , völlig klar , weil das viel¬
leicht die eigene Debattenstrategie durcheinander¬
bringt . Dies kann ich vollkommen verstehen . Aber
lassen Sie mich eines dazu sagen : Vielleicht wäre es
in der Tat einfacher gewesen , wir hätten das im
Frühjahr 1990 hier im Hause diskutiert.

Bei dieser schwierigen Materie wird es sicherlich
nicht klappen , daß man auf der einen Seite den Bund
auffordert , möglichst viele Umweltabgaben zu erhe¬
ben , dies vielleicht dann noch kritisiert , und auf der

* ) Vom Redner nicht überprüft.

anderen Seite erwartet , daß die Einnahmen alle in (C)
die Länderhaushalte fließen . Diese Doppelstrategie
wird meiner Ansicht nach nicht klappen , sondern
wenn man dies will , muß man dies gemeinsam tra¬
gen , muß gemeinsam also hier auch versuchen , ei¬
nen entsprechenden Weg zu finden.

Ich will auf mehrere Passagen des Berichts einge¬
hen . Wir von der CDU teilen die Auffassung und be¬
grüßen , daß der Senat sie mittlerweile teilt , daß ganz
offensichtlich eine allgemeine Umweltsteuer nicht
einführbar ist , daß also eine allgemeine Steuer , wie
es in dem Bericht heißt , nicht zulässig ist.

Wir begrüßen auch ausdrücklich das Ziel — und
man muß hier noch einmal die Debattenlage sehen,
es war die CDU, die dies wiederholt in diesem Parla¬
ment gefordert hat — , marktwirtschaftliche Instru¬
mente im Umweltschutz einzuführen . Ich habe noch
sehr gut im Ohr , wie dies insbesondere von der SPD-
Mehrheit immer wieder abgewiegelt wurde . Heute
sind Sie erfreulicherweise auch auf diesen Zug ge¬
sprungen . Wir begrüßen Sie dabei und hoffen , daß
Sie schnell mit uns mitfahren , damit Sie nicht wieder
den Anschluß in dieser Frage verpassen!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren , wenn der Senat in sei¬
nem Bericht sagt , daß bei den Geboten und Verboten
ein erhebliches Vollzugsdefizit herrscht — meine
Vorrednerin hat dies auch noch einmal angespro - m ,
chen — , dann muß man natürlich fragen , wer denn
Umweltgesetze , -geböte und -verböte vollzieht . Dies
ist doch auch in erster Linie mit die Landesregierung.
Derselbe Senat , der es auf der einen Seite beklagt,
hat natürlich auf der anderen Seite selbst die Zustän¬
digkeit dafür , und ich finde in dem Bericht leider kei¬
nen Hinweis , wie man denn diese Vollzugsdefizite
abbauen will.

(Abg . Frau Wischer [SPD ] : Das gilt für
alle Bundesländer !)

Natürlich mag das für alle gelten , aber wir disku¬
tieren hier über Bremen , und sonst wird ja immer ge¬
schrien , Bremen vorn ! Hier kann ich überhaupt nicht
feststellen , daß Bremen vorn ist , sondern wenn Sie so
wollen , in vielen Punkten leider hintenan.

Es ist auch schon etwas schlank formuliert , wenn
ich es einmal so vorsichtig ausdrücken darf , wenn
man sagt , die Einhaltung von Grenzwerten würde
bei den Verursachern keine Kosten erzeugen . Die¬
sen Satz muß man sich noch ein bißchen auf der
Zunge zergehen lassen.

Ich frage Sie , Frau Senatorin , wie das denn aussieht
mit der Einhaltung von technischen Grenzwerten
nach der TA Luft oder nach dem Bundes -Immissions¬
schutzgesetz . Hat nicht die Installierung von Rauch¬
gasreinigungen bei den Kraftwerken und Müllver¬
brennungsanlagen Kosten verursacht ? Sind das kei¬
ne Kosten gewesen?
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(A) Ich frage Sie auch , ob es keine Kosten erzeugt,
wenn zum Beispiel eine weitere Verschärfung ein¬
tritt und Sie ganz offensichtlich Ihr Heil jetzt darin
sehen , daß dann eine Verbrennungsanlage geschlos¬
sen werden soll . Entstehen dadurch keine Kosten?

Oder nehmen Sie den Abwasserbereich , wo eben¬
falls weitere Investitionen notwendig sind ! Ich weiß
nicht , wie Sie hier behaupten können , daß die Festle¬
gung von Grenzwerten bei Verursachern keine Ko¬
sten erzeugt . Richtig ist es andersherum , auch da¬
durch werden Kosten erzeugt.

Die Ausführungen des Senatsberichts zu dem Be¬
reich Abgaben , wo sozusagen unterstellt wird , daß
bei Abgaben nicht erreicht wird , daß unmittelbare
Gefahren für Leben und Gesundheit abgewehrt wer¬
den , sind natürlich auch falsch . Selbstverständlich
erreichen auch Abgaben eine Umweltentlastungund tragen dadurch natürlich zur Verminderung von
Gefahren für Leib und Leben bei , wenn ich das ein¬
mal so sagen darf.

Man darf natürlich bei dem einen Bereich nicht
ganz vergessen — ich habe die Grenzwerte gerade
angesprochen — , daß man auch bei noch so scharfen
Grenzwerten letztendlich mit Verdünnungseffekten
rechnen muß , womit natürlich insgesamt die Schad¬
stofffrachten weiter bestehen bleiben.

Dies bedeutet , daß zum Beispiel Lenkungsabgaben
ein Instrumentarium sind , um das Ordnungsrecht zu
ergänzen und flexibler zu handhaben . Sie lassen sich
eben auch in der Tat dort am besten einsetzen , wo

(B ) große Vollzugsdefizite bestehen , wo Vollzugsproble¬
me zu lösen sind . Ich darf eindeutig sagen , die CDU
knüpft an die Erhebung von Lenkungsabgaben ganzbestimmte Kriterien.

Erstens : Wir sind der Auffassung , daß die Len¬
kungsabgaben so bemessen sein müssen , daß der An¬
reiz zur Verringerung von Umweltbelastungen spür¬bar ist.

Zweitens : Mit einer Abgabe soll nach unserer Auf¬
fassung die ordnungsrechtliche Mindestnorm ver¬
bleibende Restverschmutzung der Umwelt mit bela¬
stet werden . Also auf der einen Seite Einhaltung der
Grenzwerte , auf der anderen Seite soll bei Einhal¬
tung der Grenzwerte auch die Restverschmutzungeinen entsprechenden Kostenfaktor darstellen.

Wir sind drittens der Auffassung , daß das Abgabe¬aufkommen nicht mittel - und langfristig für allgemei¬ne Finanzierungsaufgaben der öffentlichen Haushal¬
te eingesetzt werden soll , sondern es soll für Um¬
weltschutzzwecke mit herangezogen werden.

(Frau Senator Lemke - Schulte : Das
war ja immer zweckgebunden !)

Das hoffen wir ja immer , daß das so ist . Wir können
das im einzelnen vielleicht einmal bei der Abwasser¬
abgabe und der Verwendung im Lande Bremen über¬
prüfen , wie weit sie nicht doch letztendlich auch
haushaltsdeckend mit eingesetzt werden.

(Zuruf von Frau Senator Lemke - Schul¬
te)

Nein , Frau Senatorin , da bin ich überhaupt nicht vor - (C)
sichtig , hierüber können wir gern einmal gesondert
diskutieren!

Wir stehen als CDU speziellen Güter - und Produkt¬
abgaben skeptisch gegenüber , und zwar deshalb,
weil sie am Ende einer umweltbelastenden Produk¬
tion stehen und nicht auf die Herstellung entspre¬chender umweltfreundlicher Produkte hinwirken.

Angesichts der großen Umweltprobleme , vor al¬
lem mit der Produktion und mit dem Einsatz zum Bei¬
spiel von Lösungsmitteln , muß allerdings geprüft
werden , ob in diesem Bereich eine Lenkungsabgabe
den Einsatz umweltfreundlicher Ersatzstoffe be¬
schleunigen kann . Eines steht für die CDU fest : Len¬
kungsabgaben müssen dort einsetzen , wo unmittel¬
bar die Umwelt in Anspruch genommen wird , also
zum Beispiel bei den Immissionen , die aus den
Schornsteinen , dem Kanalrohr oder dem Auspuff
kommen . Nur dann haben Unternehmen und Haus¬
halte den richtigen Ansatz , Schadstoffe zu verrin¬
gern.

Der entscheidende Punkt in der Mitteilung des Se¬
nats sind die Ausführungen zur Umweltsteuer . Spä¬
testens wenn man diese Passagen , die hierzu in der
Mitteilung des Senats vorgetragen werden , liest,
sieht man , welche ideologische Haltung hinter die¬
ser ganzen Vorlage steckt.

Der Senat macht in seinen Ausführungen deutlich,daß es ihm bei Umweltsteuern eben nicht darauf an¬
kommt , umweltpolitische Zielsetzungen zu errei - P)
chen , sondern er möchte ganz gern gesellschaftspo¬
litische Ziele damit verfolgen . Ich will hier insbeson¬
dere auf die Ausführungen verweisen , daß Umwelt¬
steuern zur Entlastung bei den Lohn- und Einkom¬
mensteuern herangezogen werden können.

Damit ist ganz eindeutig die Katze aus dem Sack,
denn das , was auf der einen Seite sozusagen dem ei¬
nen belastet werden soll , das will man auf der ande¬
ren Seite umschichten , und dies ist von vornherein
nicht eine umweltpolitische Zielsetzung , sondern ist
eine Zielsetzung , generell das Steuersystem zu än¬
dern . Dann soll man es auch so deutlich sagen und
soll nicht umweltpoltische Gründe verbrämend vor¬
schieben.

Meine Damen und Herren , wir müssen sehen , wer
das Steuersystem ändern will , wer Umweltsteuern
einführen will , wer Lohn - und Einkommensteuern
vielleicht dabei senken will , der soll natürlich auch
deutlich sagen , und dies fehlt leider , Frau KolleginWischer , welche finanzpolitischen Auswirkungendas vielleicht dann auch für das Land Bremen hätte.
Angesichts der Verteilung der Lohn - und Einkom¬
mensteuer wäre es schon interessant , wie man sich
dann solche Steuern vorstellt.

Eines ist völlig klar : Der Hinweis bei Umweltsteu¬
ern auf die Mineralölsteuer zieht natürlich so nicht
und ist hier auch in diesen Ausführungen des Senats
völlig zu kurz gefaßt worden . Die Mineralölsteuer ist
nie aus Umweltschutzgründen eingeführt worden,
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(A ) sondern sie ist zur Finanzierung bestimmter Zwecke
eingesetzt worden und kann deshalb auch nicht her¬
halten sozusagen als Musterbeispiel für eine Um¬
weltsteuer.

Meine Damen und Herren , unser Steuersystem hat
eindeutig das Ziel , für das öffentlich -rechtliche Ge¬
meinwesen Einnahmen zu erzielen . Es ist also kein
Allzweckmittel für die Regelung aller Staatsziele,
und ein allgemeiner ökologischer Umbau des Steuer¬
systems , wie er hier in der Mitteilung des Senats an¬
gesprochen wird , ist unrealistisch , da nach unserer
Auffassung Öko -Steuern langfristig dazu tendieren
müßten , ihre eigene Bemessungsgrundlage auszu¬
höhlen . Das kann doch nur das Ziel sein , denn mit
Öko -Steuern muß ich doch auch irgendwo sozusagen
umgehen können , indem ich mich entsprechend um¬
weltfreundlich verhalte , und damit würde dieses
Steuersystem sich selbst ad absurdum führen.

Meine Damen und Herren , zu dem Bereich Sonder¬
abgaben ist schon einiges gesagt worden . Es ist im
folgenden auch noch eindeutig zur Steuerreform et¬
was gesagt worden in den Ausführungen . Ich kann
dies nur so erklären , daß , als diese Mitteilung des Se¬
nats erstellt wurde , das noch vor dem Bundestags¬
wahltermin war und man noch ein paar andere Aus¬
führungen mit aufnehmen mußte . Ich will auf die
Fragen der Steuerreform jetzt nicht im einzelnen
eingehen.

Was die Frage auch der Energiesteuer angeht , so

roj wird ganz offensichtlich in der Mitteilung des Senats
so getan , als ob dies das Nonplusultra sei . Dieser Auf¬
fassung können wir uns nicht anschließen.

Lassen Sie mich kurz noch auf den landespoliti¬
schen Handlungsbereich eingehen ! Hier ist von den
beiden Damen , die vor mir geredet haben , vehement
darauf hingewiesen worden , welche Versäumnisse
denn der Bund hätte . Dann frage ich Sie , meine Da¬
men , wie Sie denn das erklären , daß es bis heute
schon einige Bundesländer gibt , die zum Beispiel ei¬
ne Sonderabfallabgabe haben , daß es Bundesländer
gibt , die einen Wasserpfennig oder eine Wasserent¬
nahmegebühr einführen , alles Punkte , die Sie hier
noch weiter prüfen!

Wie erklärt es sich , daß Sie selbst viele Gutachten
haben erstellen lassen zum Thema ökologische Müll¬
gebühren , aber selbst sagen , das sei alles so schwie¬
rig , da müßten wir einmal sehen , wie wir das vorein¬
ander bekommen könnten?

Da frage ich Sie noch einmal , wie Sie das denn vor-
einanderbringen wollen ! Dem einen werfen Sie vor,
daß er vielleicht die Dinge gründlich debattiert , dis¬
kutiert und versucht , da entsprechende sachgerech¬
te Vorschläge zu machen , aber dort , wo Sie selbst
Verantwortung tragen , müssen Sie letztendlich auch
eingestehen , daß dies alles nicht so einfach ist.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb , meine Damen und Herren , lassen Sie
mich abschließend feststellen , wir sind uns voll be¬

wußt , daß dies ein sehr schwieriges Thema ist , daß (C)
man hier in der Tat , und das hat die Diskussion um
die sogenannte Getränkeverpackungssteuer ge¬
zeigt , sehr schnell natürlich einen Schritt nach vorn
gehen will , aber wenn man überprüft , wie es sich
denn auswirkt , wie es sich denn umsetzen läßt , fest¬
stellen muß , daß doch eine ganze Reihe von Hinder¬
nissen besteht beziehungsweise in dem konkreten
Fall es sich nicht umsetzen läßt . Wir müssen gemein¬
sam überlegen , wie wir Abgaben , marktwirtschaftli¬
che Instrumente einführen , die bewirken , daß wir
mehr Umweltschutz erreichen , und die genügend
Anreize bieten , Umweltbelastungen zu vermeiden.
— Schönen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident v . d . Schulenburg : Als nächste hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr . Hackstein.

Abg . Frau Dr . Hackstein (DIE GRÜNEN) : Herr Prä¬
sident , meine Damen und Herren ! Debattieren Par¬
teien über Umweltsteuern und -abgaben , treffen wir
oft eine nahezu interfraktionelle Einigkeit in der
Aussage an , daß Öko -Steuern als Lenkungsinstru¬
mente für umweltfreundliches Produzenten - und
Konsumentenverhalten einzufordern sind . Zumin¬
dest gilt das auf der theoretischen Ebene.

Herr Niederbremer , ich habe den Eindruck , daß
Sie sich auf Podiumsdiskussionen , wo wir gemeinsam
waren , sehr viel deutlicher für Öko -Steuern oder 1 '
-Abgaben ausgesprochen haben als heute . Vielleicht
hängt das auch ein bißchen vom Publikum ab , in wel¬
che Richtung man sich äußert.

Wir können in der Mitteilung des Senats den bun¬
despolitischen Kontext durchaus teilen , wir sehen
Öko -Steuern und -Abgaben ohne Frage als eine sinn¬
volle und notwendige Ergänzung zu den leider sehr
halbherzig durchgeführten Umweltschutzmaßnah¬
men an . Jedoch machen generelle Ver - und Gebote
genauso wie die Festsetzung technischer Normen
oder ökologischer Prioritäten in der öffentlichen
Forschungs - und Investitionspolitik Öko -Steuern
nicht überflüssig . Allerdings sehen wir , daß es im
Hinblick auf ökologische Zerstörungen wie die Kli¬
makatastrophe oder die Krisensituation in den neu¬
en Bundesländern gar keine andere Chance gibt , als
alle Register der Gegensteuerung zu ziehen , und
hierzu zählen für uns Sonderabgaben im weitesten
Sinne.

Da möchte ich noch ein paar Worte zu Ihnen sa¬
gen , Herr Niederbremer . Sie sagten , es ist das Wahl¬
kampfjahr , da wird kräftig auf den Bund eingeschla¬
gen . Ich will Sie nicht enttäuschen . Gerade in der
Steuerpolitik läßt die Bundesregierung jeglichen
ökologischen Ansatz vermissen . Ich will nicht noch
einmal das Steuerreformgesetz 1990 ausführen , das
wurde in der Mitteilung des Senats ausführlich ge¬
würdigt , ich möchte aber auf das neue Steuererhö-
hungsverwirrspiel der Bundesregierung hinweisen,
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das nichts Gutes erwarten läßt . Wir können es zur
Zeit jeden Tag in der Zeitung lesen.

Daß uns eine Steuererhöhung ins Haus steht , um
die Kosten der Einheit zu tragen , meine Damen und
Herren , daran haben wir GRÜNEN nie gezweifelt.
Wir empfinden es allerdings als scheinheilig , wenn
wir jetzt ein Unschuldsspiel erleben , in dem so getanwird , als hätte der Bund vor der Wahl im Dezember
nichts von dem hohen Finanzbedarf der neuen Bun¬
desländer gewußt.

Wir GRÜNEN sind zwar bereit , uns der Debatte zu
stellen , ob die Solidarität mit den Menschen in den
neuen Bundesländern eine Steuererhöhung ver¬
langt , allerdings werden wir nicht über eine Lohn¬
steuererhöhung diskutieren , die einzig den kleinen
Mann trifft , sondern dann sollten wir uns bitte fra¬
gen , wie denn die zur Kasse gebeten werden , die an
der Einigung heute so gut verdienen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
Meine Damen und Herren , als kleiner Schlenker:

Ich denke , es besteht auch deshalb ein so hoher Fi¬
nanzbedarf in den neuen Bundesländern , weil sich
die CDU-Politik als unfähig erweist , Betriebe in den
neuen Bundesländern dadurch zu erhalten , daß sie
zur Warenproduktion des regionalen Bedarfs umge¬stellt werden , anstatt sie eingehen zu lassen.

Zurück zur Mitteilung ! Wir finden es unglaublichund indiskutabel , wenn heute darüber gesprochen
wird , Steuererhöhungen zur Mitfinanzierung des
Golfkriegs durchzusetzen . Eines lehrt uns sowohl
diese Debatte als auch die Steuerreform 1990 : Eine
ökologisierung des Steuersystems auf Bundesebene
ist nicht in Sicht . Um so mehr muß es das Interesse
der Länder sein , Sonderabgaben als Steuerungsin¬strument auf Landesebene einzusetzen , um sich hier
ein möglichst großes Stück von dem Kuchen der Ab¬
gaben zu sichern und auf Landesebene ein gewisses
Maß an ökologischer Umsteuerung zu erreichen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
In der Beschreibung des landespolitischen Hand¬

lungsspielraums , Frau Senatorin , vermissen wir vor
allen Dingen einen Punkt , und zwar die Flächenver-
siegelungs - oder Flächenverbrauchsabgabe . Sie be¬
ziehen sich auf die Grundwasserabgabe , die Sonder¬
abfallabgabe und die ökologisierung der Gebühren.
Wir wissen , daß der Senat eine Flächenverbrauchs¬
abgabe auf Landesebene erheben kann , um sie
zweckgebunden zum Erhalt der natürlichen Lebens¬
grundlagen einzusetzen.

Frau Wischer , Sie sagten , Sie seien keine Expertin.
Ich stelle Ihnen gern das Gutachten von Professor
Winter von 1987 zur Verfügung , wenn Sie es noch
nicht kennen , in dem er diesen Handlungsspielraum
untersucht und die Durchführbarkeit aufzeigt.

(Abg . Frau Wischer [SPD ] : Das ist ein Ju¬
rist , dann kommt der nächste !)

Dann hoffen wir allerdings auf Ihre Unterstützung.

Wir denken , daß eine solche Flächenverbrauchs¬
abgabe gerade heute sinnvoll ist , da wir alle auf die
Lösung der drängenden Wohnungsnot hoffen . Wenn
in der Behörde Pläne für neue Stadtteile auf der grü¬
nen Wiese entwickelt werden , dann stellt sich die
Frage der Nutzungsrechte der letzten Grünreserven
dieser Stadt . Wenn Freiflächen heute aufgegeben
werden , müssen wir alle Register ziehen , um eine flä¬
chenschonende Bauweise durchzusetzen.

Das gilt allerdings nicht nur für den Wohnungsbau,
sondern vor allen Dingen für Gewerbe - und Indu-
strieansiedlung . Sie kommen ja aus Hemelingen,
Frau Kollegin . Wie bewerten Sie denn das Gewerbe¬
gebiet dort und das Verhältnis dieser Flachbauten zu
Produktivität und Arbeitsplatzdichte ? Das ist ein
Punkt , wo wir gerade im Lande Bremen ansetzen
sollten.

Es ist sicherlich eine von allen Parteien anerkann¬
te Binsenweisheit , daß unser Boden ein begrenzter
Vermögensbestand ist , und es ist mir unbegreiflich,
daß diese Erkenntnis , die wir ja alle teilen , keinen
oder zu geringen Widerhall in der Alltagspolitik fin¬
det . Wir denken , daß eine Flächenverbrauchsabgabe
nicht nur der Steuerung in Richtung flächensparen¬
des Bauen dient , sie dient genauso Zukunftsinvesti¬
tionen , also dem Erhalt der Natur für zukünftige Ge¬
nerationen . Bereits in der Debatte über Öko -Steuern
im April 1989 wies der Senat diese Flächenver¬
brauchsabgabe weit von sich . Wir bedauern , in die¬
sem Punkt keine Bewegung des Senats zu sehen.

Um das kritisch anzumerken , Frau Senatorin:
Wenn Sie nicht alle Möglichkeiten der Sonderabga¬
ben auf Landesebene zur ökologischen Umsteue¬
rung nutzen , dann klingen Worte vom ökologischen
Umbau und vom Einsatz des Senats für eine ökologi¬sche Ausrichtung des Steuerrechts eher als Ablen¬
kungsmanöver von der eigenen Untätigkeit.

Die Ankündigung des Senats , bei der Sonderabfall¬
abgabe einen Satz von 85 DM pro Tonne zu erheben,
kann ich nur als schlechten Witz bezeichnen . Wenn
dies für eine Tonne Bauschutt erhoben würde , meine
Damen und Herren , die nicht verwertet wird , ob¬
wohl das heute möglich ist , zusätzlich zu den Depo¬
niegebühren , dann wäre dieser Abgabensatz völlig
in Ordnung.

Doch ich erinnere an den Streit um den in Schön¬
berg gelandeten Hausmüll , der Giftmüll aus Haushal¬
ten war . Damals erklärten Sie , Frau Senatorin , der
Senat habe für die Verbrennung in Bramsche bei der
Firma Edelhoff 3500 DM als Verbrennungspreis be¬
zahlt . Wen beeindruckt da eine Abgabe von zusätz¬
lich 85 DM?

Eine solche Abgabenpolitik , meine Damen und
Herren , orientiert sich nicht an ökologischen Folge¬
kosten der Giftmüllbeseitigung , eine solche Abga¬
benpolitik bietet der Industrie Goodwillpreise , die
der Industrie ganz sicher nicht weh tun.

Wir lesen auf Seite drei der Mitteilung des Senats,
daß die Höhe der Abgaben die Effektivität bestimmt
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und die regelmäßige Erhöhung der Abgaben die
technische Innovation erhöht . Das , Frau Senatorin,
lesen Sie sich noch einmal genau durch , und beden¬
ken Sie die Abfallabgabe unter diesem Aspekt!

Ich möchte Sie an dieser Stelle auf das neue Lan-
desabfallabgabengesetz des Landes Baden -Württem¬
berg hinweisen , das in gewissen Punkten ein durch¬
aus nachahmenswertes Beispiel gibt . Dort werden
Sonderabfälle in drei Kategorien aufgeteilt , und
zwar nicht nur steigend nach der Giftigkeit , sondern
genauso nach dem Vermeidungspotential und da¬
nach , wie dieses Vermeidungspotential heute schon
ausgeschöpft wird.

Auch wenn der Abgabensatz von 50 , 100 und 150
DM in derselben Höhe liegt wie Ihr Vorschlag und
von daher nun , ich sage einmal , ausgesprochen ma¬
ger ausfällt , eine Verdoppelung eines solchen Abga¬
bensatzes nach zwei Jahren stringent durchzuzie¬
hen ist sicherlich als Vermeidungsanreiz zu werten.

Auch wenn Herr Töpfer nun eine Abfallabgabe auf
Bundesebene ankündigt , ist das Thema für uns damit
nicht erledigt . Wir erwarten vom Senat , daß er sich
offensiv dafür einsetzt , Sonderabgaben auf Landes¬
ebene einzusetzen , und dieses Recht auch in Bonn
verteidigt . Sie verwiesen bereits auf die Abwasserab¬
gabe , Frau Senatorin , ich glaube , das ist der richtige
Ansatz . Wir halten es für die Aufgabe eines umwelt¬
bewußten Senats , die Spielräume der Sonderabfallab¬
gaben und der Gebühren so weit wie möglich zu nut¬
zen.

Wir erkennen zwar in der Debatte einige Bewe¬
gung , wenn auch nur in gewissen Bereichen , in der
Flächenversiegelungsabgabe leider nicht , doch ich
erinnere nur an die Grundwasserabgabe , vor zwei
Jahren wiesen Sie sie als undurchführbar von sich.
Nun kündigen Sie einen entsprechenden Gesetzent¬
wurf an , und wir werden ihn zu gegebener Zeit dis¬
kutieren.

Wenn ich mir allerdings die breite öffentliche De¬
batte über die ökologisierung der Müllgebühren vor
Augen führe , dann muß ich feststellen , daß Bewe¬
gung nicht unbedingt etwas über Geschwindigkeit
und auch nichts über die Richtung aussagt . Ich erin¬
nere nur an die Klage eines allseits bekannten Re¬
cyclingaktivisten , der gerade gegen die jetzigen
Müllgebühren klagt.

Gerade in diesem Bereich können Sie handeln,
meine Damen und Herren von der SPD und Sie , Frau
Senatorin , und ich denke , wie ernst Sie es mit den
Abgaben als Steuerungsinstrument meinen , werden
wir an den weiteren Debatten im Müllgebührenbe¬
reich messen können . — Danke!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Meine Damen
und Herren , bevor ich dem nächsten Redner das
Wort gebe , möchte ich auf der Zuschauertribüne
den Innensenator von Rostock mit seiner Frau und
zwei Mitarbeitern recht herzlich begrüßen.

(Beifall)

Herr Rudioff , seien Sie uns herzlich willkommen ! (C)
Wir wünschen Ihnen einen guten Verlauf Ihrer Ge¬
spräche hier in Bremen , und wenn Sie zurückkom¬
men in die schöne Hansestadt Rostock , grüßen Sie
bitte Ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger von uns!

(Beifall)

Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Jäger.

Abg . Jäger (FDP) : Herr Präsident , meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren ! Wir haben eingangs der
Debatte von Frau Senatorin Lemke -Schulte gehört,
daß sie vor blindem Aktionismus auf diesem Feld
warnt , und nachdem ich mich zunächst gefragt habe,
wen sie denn meinen könnte , ist mir nach dem Bei¬
trag von Frau Wischer klar geworden , daß das an die
Mehrheitsfraktion gerichtet war,

(Beifall bei der FDP)

weil Frau Wischer sozusagen die Replik auf die Sena¬
torin so verbrämt hat , daß sie mich angesprochen
und mich als Bedenkenträger gekennzeichnet hat.
Dieser Einschätzung , Frau Wischer , will ich nun gern
einige zusätzliche Erläuterungen anfügen , und viel¬
leicht sind Sie dann doch so weit , daß Sie da etwas dif¬
ferenzierter herangehen als nur mit einer Bedenken¬
trägerschaft!

Zunächst einmal vorweg : Wir haben uns vor zwei
Jahren über diesen Punkt unterhalten , und ich habe P)
da für unsere Fraktion ausgeführt , daß das Mittel der
Steuer , um ein bestimmtes Verhalten gegenüber der
Umwelt zu erreichen , ungewöhnlich ist , daß bislang
nach allgemeinem Verständnis Steuern zur Erwirt¬
schaftung aller Summen , die der Staat für seine Auf¬
gaben braucht , gedient haben.

Die Kfz-Steuer ist zwar so nicht gemeint gewesen,
Herr Niederbremer , da haben Sie völlig recht , die
Kfz -Steuer war , wenn Sie so wollen , eine Versiege¬
lungssteuer , keine Entsiegelungssteuer , davon soll¬
ten nämlich Straßen gebaut werden . Aber sie hat
sich , weil sie an eine bestimmte Belastung der Um¬
welt durch den Verbrauch angeknüpft hat bei größe¬
rem Hubraum , ja insofern doch mittelbar als Umwelt¬
schutzsteuer ausgewirkt . Sie war ursprünglich nicht
so gemeint.

Aber , Frau Kollegin Wischer , Sie können doch
vielleicht eines feststellen in der Debatte der letzten
zwei Jahre : Es hat sich bundesweit in der Einschät¬
zung , ob das Mittel der Steuer für die Erzeugung ei¬
nes bestimmten Verhaltens im Umgang mit der Um¬
welt politisch und rechtlich zulässig ist , Bewegung
ergeben . Das sollten Sie doch einmal feststellen , daß
das so ist , auch bei unserer Partei zum Beispiel.

Wir alle haben doch erkannt , daß die immense
Aufgabe , vor der die Gesellschaft insgesamt steht,
nämlich erstens die Umwelt zu erhalten und zwei¬
tens Altlasten zu beseitigen , ein solches Finanz¬
volumen erfordert , daß man eben auch ausgetretene
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(A ) Pfade verlassen muß . Ich glaube , das sollten wir erst
einmal als Eingangspunkt dieser Debatte festhalten.

(Beifall bei der FDP)

Ein Zweites : Die SPD hatte ja damals einen Antrag
vorgelegt und dann noch durch die Ausführungendes Kollegen Töpfer weiter ausgeführt , der von ei¬
nem breiten Handlungsrahmen bremischer Landes¬
politik ausging . Kollege Niederbremer hat für die
CDU sogar noch — ich erinnere mich an eine Depo¬
nieabgabe und dergleichen — zusätzliche Hand¬
lungsspielräume festgestellt.

Vor diesem Hintergrund ist die Einlassung von
Frau Lemke -Schulte doch eher ernüchternd . Das
mag ja bedauerlich sein , aber da muß man sie auch in
Schutz nehmen . Die Rechtslage ist nun einmal nicht
anders , und wir möchten nicht , daß der Senat sich
hier auf irgendeinem rechtlich fragwürdigen Gebiet
betätigt.

(Beifall bei der FDP)

Da hat er in der Vergangenheit schon das eine
oder andere gemacht , was er sich lieber erspart hät¬
te . Also auf gar keinen Fall bremische Alleingänge,
die juristisch nicht tragfähig sind und , meine Damen
und Herren , und das ist , glaube ich , noch entschei¬
dender , die auch nicht geeignet sind , ein größeres
Umweltbewußtsein zu erzeugen ! Man sollte hier
ganz nüchtern herangehen und die Möglichkeiten

(B ) abklopfen , was denn geht , und dann bleibt immer
noch genügend übrig.

Eine dritte Bemerkung zum Inhalt der Mitteilung
des Senats , Frau Senatorin ! Erst einmal fand ich es
gut , daß die gesamte Problematik , um die es sich hier
handelt , zusammenfassend in einer Vorlage darge¬stellt wurde . Wenn man die gelesen hatte , war man
auch — ich bin ja kein Umweltpolitiker — mit dem
Thema vertraut . Das war hilfreich.

Aber die Auseinandersetzung mit den Möglichkei¬ten im Umweltsteuerrecht auf der Bundesebene war
doch recht einseitig . Sie haben sich hier — deshalb
hätte ich etwas häufiger den Beifall der GRÜNEN er¬
wartet bei Ihren Ausführungen — mit parlamentari¬schen Initiativen im Deutschen Bundestag beschäf¬
tigt , die von der SPD -Fraktion oder von den GRÜ¬
NEN eingebracht worden sind . Sie haben die Gegen¬
positionen der Koalitionsfraktionen im Bundestagentweder überhaupt nicht erwähnt oder relativ
locker -flockig abgelehnt , und das , glaube ich , Frau
Lemke -Schulte , wird dem Diskussionsstand da auch
nicht gerecht.

Ich will einmal einen einzigen Punkt herausgrei¬fen , damit deutlich wird , welche Kontroversen es
hier gibt und was man zu berücksichtigen hat . Wir
sagen als FDP, die enorme Belastung der Umwelt
durch Gase in jedweder Form , wobei CO2 die größte
Menge darstellt , sollte man über eine Klimaschutz¬
steuer einzudämmen versuchen . Klimaschutzsteuer
meint etwas mehr , aber man kann auch sagen , im
wesentlichen geht es um C02 -Besteuerung.

Dazu sagen Sie in der Vorlage , das sei alles nicht (C)
geeignet , und kommen dann mit dem Argument,
weil eine solche Steuer natürlich überproportional
die Primärenergien , also die aus der Verbrennung
fossiler Brennstoffe , Kohle beispielsweise , betrifft
und die Kernenergie dabei ausspart , weil die ja nach¬
weislich solche Belastungen in die Umwelt nicht ab¬
gibt , deshalb sei dieses Mittel nicht geeignet.

Aber , meine Damen und Herren , wenn Sie sagen,die größte Belastung , vor der wir gegenwärtig ste¬
hen , ist die Belastung der Atmosphäre , dann muß
man doch auch ohne ideologische Scheuklappen,
was Atomenergie angeht , herangehen und bereit
sein , über eine Maßnahme nachzudenken , die nach¬
weislich dies eindämmen würde.

(Beifall bei der FDP — Präsident D r . K1 i n k
übernimmt wieder den Vorsitz .)

Herr Tiefenbach , ein Zweites ist auch ganz wich¬
tig , die Atomenergiediskussion ist ja nur die eine Sei¬
te der Medaille , die zweite Seite ist natürlich für So¬
zialdemokraten folgende : Eine solche Besteuerungder Emissionen würde dazu führen , daß die deutsche
Steinkohle , die ohnehin nicht weltmarktkonkur¬
renzfähig ist , das wissen wir ja , sie wird ja gestützt
durch den Kohlepfennig , noch mehr belastet würde
und daß sich deshalb auch für einige Regionen in der
Bundesrepublik , insbesondere im Saarland und in
Nordrhein -Westfalen , ganz gravierende Auswirkun¬
gen wirtschaftlicher Art ergeben würden . Aber Sie
müssen wenigstens diese Problematik beim Namen P)
nennen und nicht einfach locker ablehnen , daß das
der geeignete Weg ist.

(Beifall bei der FDP)
Dann will ich mich einmal beschäftigen mit dem,

was nun wirklich der Landesgesetzgeber bezie¬
hungsweise der Gemeindegesetzgeber der beiden
Städte Bremen und Bremerhaven tun kann , nur das
kann ja eigentlich unser Thema sein . Soweit der
Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz Ge¬
brauch macht , ist Bremen über den Bundesrat betei¬
ligt , aber es ist nicht mehr Sache der Bremischen Bür¬
gerschaft . Uns muß in erster Linie interessieren , was
wir dann im eigenen Bereich machen können . Da ist
ganz hilfreich , Frau Senatorin , was Sie an das Ende
des Berichts des Senats als Schlußfolgerung , das sind
sieben Punkte , gesetzt haben . Darin erkennen Sie
die Quintessenz der Diskussion . Ich will das ganzkurz ausführen.

Zu Ziffer 1 sagen Sie , und dem würde ich auch zu¬
stimmen , daß ordnungsrechtliche Instrumente allein
nicht mehr geeignet sind , um ein der Umwelt adä¬
quates Verhalten zu erzeugen , daß daher steuerliche
Instrumente hinzukommen müssen . Hätten Sie dies
als einen Antrag formuliert in dieser Debatte , würde
die FDP-Fraktion dem zustimmen.

(Beifall bei der FDP - Abg . Töpfer [SPD ] :
Wir haben das schon vor zwei Jahren in un¬

serem Antrag gehabt !)
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Nein , Herr Töpfer , wir haben in Ihrem Antrag , das
wissen Sie doch , vier Ziffern zugestimmt ! Aber , Herr
Töpfer , da sehen Sie die Kontinuität unserer Argu¬
mentation . Wir waren auch schon vor zwei Jahren
soweit!

(Beifall bei der FDP)

Der zweite Punkt , die zweite Quintessenz ist , die
Einführung eines derartigen Instrumentenbündels
ist überwiegend Aufgabe des Bundesgesetzgebers,
das Land Bremen wirkt nur im Rahmen der Bundes¬
kompetenz mit . Dies als Antrag vorgelegt fände Zu¬
stimmung bei uns . Dem kann sicher auch jede andere
Fraktion zustimmen.

Dann die Ziffer 3 : Da haben Sie lediglich die Initia¬
tiven der Oppositionsfraktionen im Bundestag ge¬
kennzeichnet . Ich sagte schon , daß das einseitig war,
daß ich mir auch gewünscht hätte in einer Mitteilung
des Senats , die umfassend eine Problematik darstel¬
len soll , daß Sie ein bißchen mehr auf die Fraktionen
von CDU und FDP eingegangen wären . Dies zur Be¬
schlußfassung vorgelegt würden wir nicht mittra¬
gen.

Ziffer 4 ! Nach Auffassung des Senats bestehen kei¬
ne landespolitischen Handlungsmöglichkeiten für
Bremen , gesonderte Umweltsteuern einzuführen.
Richtig , auch das ist korrekt wiedergegeben ! Ich hof¬
fe , daß das auch niemand mehr verlangt , daß auch
Frau Wischer das nun nicht als Bedenkenträger¬
schaft ansieht , wenn man so etwas noch einmal fest¬
stellt.

(Beifall bei der FDP)

Dann kommt fünftens , daß der Senat Handlungsbe¬
darf bei bestimmten Sonder abgaben sieht , und mit
denen will ich mich beschäftigen . Da ist als erstes
auch von Ihnen genannt worden eine Grundwasser¬
abgabe . Frau Senatorin , ich hatte vor der Debatte
schon einmal Sie kurz angesprochen und gebeten,
das doch zu erläutern , dann kann man darauf besser
eingehen . Das haben Sie nicht getan . Dann will ich
auf diesem unzulänglichen Wissensstand mich
gleichwohl damit beschäftigen.

Wenn eine solche Grundwasserabgabe dazu führt,
daß der Kubikmeter Wasser in Bremen noch teurer
wird , als er ohnehin schon ist , dann ist das eine pro¬
blematische Angelegenheit und kann nur dann sinn¬
voll sein , wenn das abgestimmt wird mit den Umland-
gemeinden.

Ein Zweites ! Es soll ja besteuert werden — besteu¬
ert nicht — , mit einer Abgabe belegt werden die Tat¬
sache , daß irgend jemand Grundwasser in Anspruch
nimmt . Wir nehmen ja Grundwasser , jedenfalls was
durch die bremischen Wasserleitungen läuft , in al¬
lererster Linie aus dem Land Niedersachsen in An¬
spruch . Das heißt also , so etwas geht schon gar nicht
anders , als daß es mit Niedersachsen gemeinsam ge¬
macht wird , zumindest mit Niedersachsen.

Wenn wir aber der Meinung sind , daß beispielswei¬
se das Gut Wasser ein so umfassendes Lebensgut ist,
daß es eigentlich überhaupt keine Verschwendung
dessen geben darf , und wenn man noch einbezieht,
daß es unterirdische Wasserströme in tiefen Zonen
gibt , die , was weiß ich , von norwegischen Glet¬
schern bis zur Jever -Brauerei beispielsweise flie¬
ßen —

(Heiterkeit)

es soll so sein , das wurde uns einmal bei der Jever-
Brauerei gesagt , daß deshalb das Wasser da so gut sei
— , dann drängt es sich doch geradezu auf , daß man
auch hier keinen bremischen Alleingang macht , son¬
dern daß man das zumindest auf der nationalen Ebe¬
ne abstimmt.

(Beifall bei der FDP)

Zu Ziffer 6 , zum Gebührenbereich ! Auch das ist ei¬
ne Sache , die Bremen regeln kann . Da schweigt sich
diese Schlußfolgerung des Senats hinsichtlich des¬
sen , was man machen soll , aus , Frau Wischer . Da
wird nur beschrieben , was problematisch ist . Aber es
wird nicht gesagt , was er denn machen will . Das ist ja
bezeichnend , und das kann ich auch begreifen.

Wenn Sie wollen , daß die Belastung der Bürger
durch Abfallgebühren nur orientiert wird an der tat¬
sächlichen Inanspruchnahme — das heißt nur an der
Abfallmenge , die jemand produziert , was ja ein sehr
vernünftiger Ansatz ist , gar nicht zu bestreiten , dar¬
über führen wir seit Jahren Diskussionen — , dann
heißt das aber andererseits , daß die Vorhaltung die¬
ser Dienstleistung für alle Bürger , die einen Fuhr¬
park erfordert , die eine Verbrennungsanlage , so sa¬
gen wir , und anderes erfordert , möglicherweise
nicht gedeckt ist , weil niemand exakt voraussehen
kann , wie groß dieses Gebührenaufkommen sein
wird . Deshalb ist das ein erhebliches Risiko . Das ist
nicht ausreichend dargelegt , das ist nur angedeutet,
aber es ist eine Crux , insbesondere unter Gebühren¬
tatbeständen.

Ein zweiter Punkt , der ist dann wieder niederge¬
legt : Eine solche Abgabe greift überhaupt nicht bei
Großeinrichtungen , weil da die Plastiktüte anonym
hineingeworfen wird . Deshalb gibt es hier keinen
vernünftigen Ansatz . Es wird möglicherweise darauf
hinauslaufen , daß man eine Grundabsicherung
braucht , damit die Grundkosten hereinkommen , und
eine darauf aufgesetzte verbrauchsorientierte Ge¬
bühr.

(Beifall bei der FDP)

Aber wie gesagt , das bleibt noch offen.
Zu 7 beschäftigt sich mit den Stadtwerketarifen.

Das ist mir da auch zu schlank , Frau Senatorin ! Da sa¬
gen Sie , die Bundestarifordnungen lassen lediglich
eine Linearisierung zu , aber sie lassen nicht zu , daß
Gas und Strom nur auf den Verbrauch abgestellt be¬
rechnet werden.
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(A ) Nun haben wir vor wenigen Monaten hier in die¬
sem Hause es als Erfolg angesehen , zumindest unse¬
re Fraktion , daß es uns gelungen ist , diesen Fort¬
schritt des linearen Tarifs hineinzubringen , und
dann mußten die Stadtwerke umstellen.

Da kann ich mich gut an eine Diskussion erinnern.
Die Stadtwerke haben umgestellt und haben diese
Grundgebühr abgesenkt und die Verbrauchsgebühr
erhöht , und da wurde argumentiert — ich schaue
jetzt gar keine Fraktion an , ich glaube , das kam sogar
aus allen Fraktionen — , das sei eine Benachteiligung
der kinderreichen Familie , denn die muß kochen , die
muß die Waschmaschine betreiben , und es sei eine
Begünstigung derjenigen , die sowieso alles nur vom
Feinsten hätten . Dieser Gesichtspunkt , daß das , was
Sie hier politisch beklagen in der Ziffer 7 , von ande¬
ren beklagt wird , weil es unsozial sei , der findet sich
hier überhaupt nicht . Frau Lemke -Schulte , das hätte
aber da hineingehört.

Deshalb mein abschließender Satz , Herr Präsident:
Diese Vorlage des Senats ist eine Darstellung der
Problematik , sie gibt Hinweise darauf , was alles noch
zu lösen ist . Sie enthält keine Lösungsanweisungen,
insofern bleibt sie unzulänglich , aber mehr kann sie
da auch nicht tun , sie weist aber insofern in die rich¬
tige Richtung , Frau Lemke -Schulte , insbesondere für
die Mehrheitsfraktion , als Alleingänge für Bremen,
die nicht durchdacht sind , nach Möglichkeit unter¬
bleiben sollten.

(B ) (Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) nimmt

von der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Bericht des Senats über Maßnahmen gegen
den Pflegenotstand

Mitteilung des Senats vom 8 . Januar 1991
Prucksache 12/1114)

Die Beratung ist eröffnet.
Das Wort hat die Abgeordnete Frau Noack.

Abg . Frau Noack (SPD ) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Die Redundanz ist ja in diesem Par¬
lament des öfteren beklagt worden : Auch dieses
Thema Pflegenotstand hatten wir hier schon mehr¬
fach auf der Tagesordnung . Dennoch ist es gerecht¬
fertigt , anläßlich des Berichts des Senats und auch
gegen Ende der Legislaturperiode , sich noch einmal
zu vergegenwärtigen , wo wir mit unseren Bemühun¬
gen , den Pflegenotstand aufzuhalten , stehen.

Leider ist dieses Thema eben noch lange nicht ad
acta zu legen , obwohl in Bremen die Situation in der
Pflege gegenwärtig noch nicht bedrohlich ist , das
heißt , in den kommunalen Kliniken keine Stations¬

schließungen wegen Personalmangels erfolgt sind (C)
und es auch kaum unbesetzte Stellen gibt . Dennoch
hängt auch hier in Bremen das Damoklesschwert
über uns , und es muß uns in absehbarer Zeit gelin¬
gen , die extremen Belastungen des Personals in bre¬
mischen Kliniken abzubauen.

An den Mißständen , wie wir sie hier im Mai letzten
Jahres debattiert hatten , hat sich wesentlich nichts
geändert , besser gesagt , nichts ändern können , denn
die Grundvoraussetzung für jede Verbesserung in
der Pflege im Krankenhaus ist nicht erfüllt , nämlich
eine bedarfsgerechte Personalbemessung . Auch des¬
halb ist es nötig , hier zum wiederholten Mal über die
Pflege zu diskutieren und Verbesserungen einzufor¬
dern.

Lassen Sie mich einige andere der Probleme nen¬
nen ! Es besteht in der Bundesrepublik eine ungute
Diskrepanz zwischen hochentwickelter medizini¬
scher Versorgung vor allem im technischen Bereich
und einer relativ unterentwickelten Pflege , sowohl
was die Personalbemessung anbetrifft als auch die
Arbeitsorganisation und das Ausbildungswesen.

Setzt man die Zahlen der Pflegekräfte in das Ver¬
hältnis zur Einwohnerzahl , so steht die Bundesrepu¬
blik in der Reihe der Industrieländer an sechzehnter
Stelle , weit unter dem Durchschnitt , und dies bei ei¬
ner ungünstigeren Bevölkerungsstruktur als in den
meisten Ländern . Wir haben hier mehr alte Men¬
schen und weniger junge und müßten demnach ei¬
gentlich mehr Pflegepersonal haben . (D)

Statt dessen sinkt die Attraktivität des Berufs stän¬
dig . Die Pflegekräfte verlassen den Beruf oft schon
nach kurzer Dauer , weil sie körperlich und psy¬chisch den Anforderungen nicht mehr gewachsen
sind . Sie sind unbefriedigt von der Arbeitssituation,
denn statt Patienten so umfassend versorgen zu kön¬
nen , wie es der Regel der Kunst entspräche , müssen
sie unter Zeitdruck Fließbandpflege leisten.

Der Nachwuchs ist in Frage gestellt . Die Angst der
Berufsanfänger vor Fehlhandlungen ist groß . Nach¬
dem sie schon in der Ausbildung erfahren müssen,
welchen Überbelastungen sie ausgesetzt sein wer¬
den — vor allem wegen des Personalmangels — , daß
sie Tätigkeiten ausüben müssen , für die sie noch lan¬
ge nicht qualifiziert sind , treten viele nach ihrer Aus¬
bildung ihren Beruf erst gar nicht an . Auch die Nach¬
frage nach Ausbildungsplätzen geht zurück.

An der völlig unangemessenen Einkommensstruk¬
tur , die Qualifikationskriterien zum Beispiel nicht
berücksichtigt , kann man auch leicht das geringe
Prestige dieses Berufs ablesen . Dies durch gezielte
Werbung aufwerten zu wollen , wie es hier in der
letzten Debatte im Mai letzten Jahres vorgeschlagen
worden ist , kann nicht mehr funktionieren . Hier
müssen grundlegende Änderungen passieren . Ich
will einige aufführen.

Der Beruf in der Krankenpflege muß den Aufga¬ben entsprechend aufgewertet werden . Die Pflegemuß neben dem ärztlichen Dienst ihren eigenen
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Stellenwert erhalten und eines der beiden Stand¬
beine in der Krankenhausversorgung werden.

Frage : Wie ist das zu erreichen ? In erster Linie si¬
cher auch durch eine erhebliche Qualitätssteigerung
in der Berufsausbildung . Hier kann sich die Bundes¬
republik mit vielen anderen westlichen Industrie¬
staaten auch nicht mehr vergleichen . Hochschulab¬
schlüsse in der Krankenpflege sind im Ausland gang
und gäbe , man kann Diplom machen , Promotion,
sich habilitieren und hat viele andere Ausbildungs¬
möglichkeiten.

Wir müssen auch hier in der Bundesrepublik zu ei¬
nem verbindlichen einheitlichen Ausbildungssy¬
stem im Krankenpflegebereich kommen , das von der
Grundausbildung bis zur Universitätsausbildung hin
eine Reihe von Qualifizierungsstufen beinhaltet und
damit berufliche Perspektiven und Aufstiegsmög¬
lichkeiten garantiert.

Eines wird dabei allerdings auch klar : Dies wird
fundiert nur dann geschehen können , wenn der
Staat verstanden hat , daß er sich Pflege im und übri¬
gens auch außerhalb des Krankenhauses zu seiner
ureigensten Sache machen muß . Das heißt auch:
Langfristig wird die Ausbildung in Pflegeberufen
staatliche Aufgabe werden müssen!

Offenbar ist es ja aber leider vorläufig noch nicht
einmal gelungen , die dringendsten überbrückungs-
schritte zur Verbesserung der Fort - und Weiterbil¬
dung zur staatlichen Aufgabe zu machen , denn ob¬
wohl der Bundesrat auf Initiative von Bremen gefor¬
dert hat , daß durch eine Gesetzesänderung im Ar¬
beitsförderungsgesetz die hohen Eigenbeteiligungs-
kosten bei Fort - und Weiterbildungsmaßnahmen
abgebaut werden sollen , ist nichts erfolgt.

In Bremen ist , wie aus dem Bericht hervorgeht , ei¬
ne Reihe der Zwischenschritte bereits vollzogen.
Auch über die Überführung der Ausbildung oder
Teile der Ausbildung in staatliche Hände wird nach¬
gedacht . Die im Bericht angekündigte Fachtagung an
der Universität hat stattgefunden . Ich selbst konnte
mich überzeugen , daß dort eine Reihe wichtiger
Ideen und Gedanken entwickelt wurde . Es gilt jetzt,
diese auszuwerten.

Eine weitere wichtige Voraussetzung muß erfüllt
sein , wenn man mehr Menschen für diesen anstren¬
genden Pflegeberuf mit Schichtdienst und Nachtar¬
beit gewinnen will . Wohnen und Kinderbetreuung
müssen stimmen , zumal Pflege ja nach wie vor ein
Frauenberuf ist und Kinder ja nach wie vor im we¬
sentlichen die Angelegenheit von Müttern ist . Es ist
erfreulich , daß , wie aus dem Bericht des Senats her¬
vorgeht , hier in Bremen unterschiedliche Versuche
unternommen werden , die Kinderbetreuung für das
Pflegepersonal zu verbessern.

Ich persönlich bin allerdings skeptisch , ob man den
Gedanken an Betriebskindergärten so völlig verwer¬
fen sollte , wie es hier im Bericht des Senats getan
wird . Ich habe Zweifel , daß es gelingen kann , die
komplizierten Dienstzeitenregelungen und die Öff¬

nungszeiten der regulären Kindertagesstätten so
aufeinander abzustimmen , daß es für die Mütter —
beziehungsweise die Eltern — eine nennenswerte
Verbesserung gibt . Ich fürchte , früher oder später
wird man sich doch noch Gedanken über Betriebs¬
kindergärten und deren Pflegesatzfähigkeit machen
müssen , auch wenn , und daran gibt es gar keinen
Zweifel , das Prinzip der Wohnortnähe und die Inte¬
gration in den Stadtteil weit wünschenswerter wä¬
ren.

Ich habe noch eine weitere Maßnahme vergessen,
die muß ich hier doch noch vortragen ! Eine der wich¬
tigen Voraussetzungen ist nämlich auch , daß im
Krankenhauswesen die Arbeitszeiten und vor allem
die Arbeitsstrukturen verbessert werden . Auch hier
geschieht in Bremens Krankenhäusern eine ganze
Menge . Die Fünf -Tage -Woche ist weitgehend einge¬
führt.

Die Arbeitsabläufe sollen umstrukturiert werden,
sind zum Teil auch umstrukturiert . An ungefähr ei¬
nem Drittel der Stationen in den kommunalen Kran¬
kenhäusern beginnt der Übergang von der Funk¬
tionspflege zur Bereichspflege , das heißt , weg von
der vorhin geschilderten Fließbandpflege , wo die
Kranken mit vielen verschiedenen Personen kon¬
frontiert sind , die eher den Fall als die Patienten und
Patientinnen behandeln , hin zu einer Betreuung der
Patienten durch einige wenige Personen mit einer
größeren Verantwortlichkeit und selbstorganisier¬
ten Prioritäten . Dies dient nicht nur den Patienten,
sondern hilft auch dem Pflegepersonal , steigert die
Motivation und dadurch wahrscheinlich auch die
Leistung.

Allerdings — und nun komme ich zu meinem gro¬
ßen Aber — , keine der genannten Maßnahmen kann
auf die Dauer greifen , weder kann die Arbeitsstruk¬
tur verbessert werden noch die Dienstpläne ange¬
paßt , noch kann eine Bereichspflege , die sich ernst¬
haft so nennen will , funktionieren , wenn die Grund¬
bedingung nicht stimmt , und dies ist die richtige Per¬
sonalbemessung.

Daß es seit Jahren keine Veränderung der Perso¬
nalanhaltszahlen gegeben hat , obwohl nicht nur die¬
ses Haus , sondern auch die Gesundheitssenatorin im
Bundesrat und der Bundesrat in der Folge , die Ge¬
werkschaft ÖTV und nicht zuletzt die Deutsche
Krankenhausgesellschaft dies wiederholt dringlich
eingefordert haben , daß es diese Anpassung der An¬
haltszahlen nicht gegeben hat , ist ein skandalöses
Versäumnis der Bundesregierung , des damals zu¬
ständigen Bundesministers Blüm.

Die Bundesregierung hat den Hauptanteil der Ver¬
antwortung am Pflegenotstand , der sich ja übrigens
jetzt auch noch auf einem anderen Gebiet fortsetzt,
ich erinnere nur an die chaotische Diskussion um die
Pflegeversicherung.

In der Debatte im Mai 1990 , ist uns von der CDU
und von der FDP damals noch zugemutet worden,
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(A ) daß wir erst das schon absehbare Scheitern der Ver¬
handlungen der Selbstverwaltung abwarten sollten,
ehe wir Forderungen an die Bundesregierung stel¬
len . Inzwischen ist das Erwartete eingetroffen , die
Verhandlungen sind gescheitert , und das Arbeits¬
ministerium Blüm hätte tätig werden müssen , statt
dessen mußte es zugeben , daß die Vorarbeiten für
eine Rechtsverordnung nach Paragraph 19 Absatz 2
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes nicht , wie es
vom Bundesrat rechtzeitig gefordert wurde , geleistet
worden sind . Folge : Wir müssen bis 1992 auf Ergeb¬
nisse warten.

Herr Urban , ich tue das bei Ihnen ungern , Sie wis¬
sen das , aber ich muß Sie daran erinnern , daß auch
Ihre Hoffnung damals , die Sie im Mai geäußert ha¬
ben , daß es Zwischenschritte geben würde , Zwi¬
schenlösungen , für den Herbst hatten Sie die ange¬
kündigt , daß diese Hoffnung getrogen hat . Sie hatten
die Zwischenlösungen angekündigt für den Fall , daß
die Bundesregierung mit einem endgültigen Konzeptfür 1991 noch nicht herüberkommen könnte , inzwi¬
schen sind wir auf 1992 vertröstet.

Nichts ist gekommen bis heute , und ich wäre jafroh , wenn Sie uns heute wenigstens Zwischenlösun¬
gen bis 1992 versprechen könnten . Allerdings , ich
habe da meine Zweifel , und daß 1992 überhaupt
schon etwas nennenswert passiert , das glaube ich
erst , wenn ich es sehe.

Die neue Regierung mit ihren Kompetenzstreitig-
^ keiten im Gesundheitsbereich , der Streit der Koali¬

tion um die Pflegeversicherung und die objektiven
Belastungen , die auf die Finanzierung des Gesund¬
heitswesens zukommen durch die Wiedervereini¬
gung , ich bin skeptisch!

Die Versäumnisse , die es im Ministerium Blüm ge¬
geben hat , werden schwer wieder aufzuholen sein.
Dies ist das unbefriedigende Fazit aus einem guten
Bericht , der Senat hat seine Hausaufgaben gemacht,
nun ist es an der Bundesregierung.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Pautzke.

Abg . Frau Pautzke (FDP ) * ) : Herr Präsident , meine
Herren und Damen ! Nach unserer Debatte im Juni
zum Thema Pflegenotstand , in der wir sehr detail¬
liert und umfangreich auf Ursachen und Symptomehinwiesen , liegt uns nun der Senatsbericht vor , des¬
sen wichtiger Bestandteil eine bremische Bundes¬
ratsinitiative zur Verbesserung der Pflegesituationim Pflegedienst der Krankenhäuser ist.

Als zweites geht es um die aus der Bundesratsent¬
schließung resultierenden Entscheidungs - und Hand¬
lungsschritte , die in bremischer Zuständigkeit lie¬
gen . Weitgehend wurden und werden in der FDP
gleichlautende Auffassungen vertreten.

* ) Von der Rednerin nicht überprüft.

Dringend notwendig sind wirkungsvolle Maßnah - (C)
men zur Verbesserung der Patientenversorgung und
der Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals . Wir
sind uns darüber im klaren , daß vielfältige Aktivitä¬
ten erforderlich sind , um diese Ziele zu erreichen.

Dazu gehört die Attraktivitätssteigerung des Be¬
rufszweiges , womit wir erstens eine Pflegekonzep¬tion meinen , die der Verantwortlichkeit und Eigen¬
ständigkeit des Pflegepersonals und Befriedigungüber das eigene Tun Raum läßt.

Zweitens gehört zur Attraktivitätssteigerung , dem
Pflegepersonal den Wunsch auf Berufstätigkeit , Fa¬
milie und Freizeit und Kinder zu ermögüchen.

Drittens gehört dazu , Bildungs - und Qualifizie¬
rungsmerkmale in verbesserter Vergütung nieder¬
zuschlagen.

Viertens gilt es , dem Pflegepersonal für die Kinder¬
betreuung verläßliche Angebote zu machen.

Fünftens erscheint es uns sinnvoll und überlegens-
wert , interessierten Pflegekräften bei der Wohn¬
raumbeschaffung behilflich zu sein . Wie wir aus Ge¬
sprächen hörten , sind hier Hilfestellungen stark
nachgefragt . Auch eine Planstellenerhöhung würde
zur Humanisierung des Arbeitsplatzes führen und
dadurch mehr Kräfte für die Pflegedienste motivie¬
ren.

Wie wir alle wissen , ist es dringend und vermehrt
wichtig , Berufsrückkehrerinnen mit abgeschlosse¬ner Krankenpflegeausbildung wiederzugewinnen
und Berufsanfänger für diesen Beruf zu motivieren . ^

(Beifall bei der FDP)

Die beschriebenen Maßnahmen sehen wir als
Schritt in die richtige Richtung an . Aber ist es nicht
auch ein Grundfehler , daß die Gesellschaft traditio¬
nell von den in Pflegeberufen arbeitenden Men¬
schen wie selbstverständlich erwartet , daß sie sich
aufopfern und dafür wie in christlicher Nächstenlie¬
be nichts verlangen ? Solche Exotik kann doch wohl
innerhalb unserer Leistungsgesellschaft ernsthaft
nicht erwartet werden.

(Beifall bei der FDP)

Also muß sich hier grundlegend etwas ändern , da¬
mit die gesellschaftliche Bewertung und die damit im
Zusammenhang stehende Vergütungsstruktur den
tatsächlichen Anforderungen der pflegenden Berufe
und deren gesamtgesellschaftlicher Bedeutung ent¬
sprechen.

(Beifall bei der FDP)

Da ist es schon sehr entscheidend , ob die Fünf -Tage-
Woche nur auf dem Papier steht oder normale Reali¬
tät ist und ob und in welcher Regelmäßigkeit die frei¬
en Wochenenden beziehungsweise zusammenhän¬
gende Freizeittage gewährt werden können.

Ich hoffe , offene Türen einzulaufen mit unserer
Forderung nach flexiblen Arbeitszeiten , die sich mit
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einem Arbeitsbeginn zwischen sieben und neun Uhr
als familien - und auch kinderfreundlich sehen lassen
könnten . Ein Großteil der Krankenhauspatienten
würde sicherlich auf das Wecken mitten in der
Nacht verzichten.

Einen wichtigen Anreiz für die Gewinnung von
Pflegekräften sehen wir in vermehrter , guter Kin¬
derbetreuung , und da schließen wir auch den Kran¬
kenhausbetriebskindergarten nicht aus.

Ich persönlich könnte mir angesichts des dringend
zu beseitigenden Pflegenotstandes auch denken , daß
man bei der Vergabe von Kindertagesheimplätzen
Pflegekräfte bevorzugt , um ihnen angesichts dessen,
daß wir Pflegekräfte brauchen , überhaupt die Mög¬
lichkeit zu geben , zu arbeiten.

Ein besonderes Problem liegt zugegebenermaßen
in den seit 1969 geltenden Personalanhaltszahlen.
Für die Neuordnung hatte der Bundesminister für
Arbeit , damals und heute ja auch noch , aber da war
er zuständig , Herr Blüm , seit dem 1 . Juli letzten Jah¬
res die Zuständigkeit.

Im Senatsbericht ist zu lesen , daß man mit einem
Zeitraum von anderthalb bis zwei Jahren eine ent¬
sprechende Verordnung vom Bundesarbeitsminister
erwartet . Herr Blüm bemerkte hierzu in seiner Rede
vor der Ersatzkassentagung im letzten September,
ich zitiere:

„Schon am 2 . Juli 1990 haben mich Beteiligte zur
Handlung gedrängt , die nun neun Jahre erfolglos
über diese Verordnung verhandelt haben . Ich versi¬
chere Ihnen , daß ich " — Blüm — „keine neun Jahre
Zeit brauche , um diesen Schlüssel zügig anzubieten.
Wir arbeiten mit Volldampf an dieser Aufgabe , und
wir sind dabei auf die Mitarbeit der Länder angewie¬
sen .

"
Weiter Zitat : „Von Schlüsseln und Planstellen ist

allerdings noch kein Pfleger bezahlt worden . Der
Streit um Schlüssel - und Planstellen auf dem Papier
ersetzt nicht die konkrete Anstrengung , nicht auf
dem Papier , sondern in der Praxis . Papier ist gedul¬
dig , Papier ersetzt nicht Praxis . 10 000 Planstellen in
den Krankenhäusern sind unbesetzt , sie werden
auch nicht durch einen neuen Stellenschlüssel be¬
setzt .

"

Abschließend forderte er auch die stärkere mate¬
rielle und ideelle Aufwertung des Berufs der Pflege¬
kraft , was auch unserer Intention entspricht.

Seit neuestem ist nun hierfür allerdings die Ge¬
sundheitsministerin Hasselfeldt zuständig . Ich hoffe,
sie hat die gleiche Intention und die nötige Stärke,
sich bei dieser schwierigen Gefechtslage durchzu¬
setzen . Wir werden sehen!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Urban.

Abg . Urban (CDU) : Herr Präsident , meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Ich werde mich nicht

so wie meine Vorrednerin im theoretischen Bereich
tummeln , sondern ich werde mich sehr konzentrie¬
ren , um Bremer Verhältnisse darzustellen und Lö¬
sungsvorschläge aufzuzeigen.

Wer den Bericht liest , kommt doch zu einer sehr
überraschenden Feststellung . Bislang wurde von der
SPD , auch in der Öffentlichkeit , immer und als einzi¬
ger Weg zur Behebung des Pflegenotstandes aus¬
schließlich die Verbesserung der Personalbemes¬
sungszahlen oder -anhaltszahlen gefordert . Was ich
für die CDU in diesem Hause immer gesagt habe,
wird jetzt im Bericht bestätigt , es gilt nämlich , auch
außerhalb der Pflegesatzverhandlung Versäumnisse
auf - und abzuarbeiten , die zur Entlastung des Pflege¬
personals führen und eindeutig in die Kompetenz
der Länder und Kommunen fallen.

Ich kann dem Senat und der SPD den Vorwurf nicht
ersparen , sie tun immer so , daß alle Verbesserungen
im Gesundheitswesen , gleich durch wen sie zu finan¬
zieren sind , immer zum Nulltarif zu haben sind , zu¬
mindest schweigen Sie sich auch in Ihrem Bericht,
Herr Dopatka , darüber aus.

Aber wir müssen uns darüber klar sein , jede Ver¬
besserung bedeutet gleichzeitig Belastung der Versi¬
chertengemeinschaft . Wenn Sie den Altenpflege-
bereich hinzunehmen , ist das mit einer Erhöhung
von ein oder zwei Prozentpunkten in der Kranken¬
versicherung nicht zu haben.

An die Auswirkungen der jetzt beginnenden Tarif¬
verhandlungen , die OTV fordert zehn Prozent , an
die Neuordnung des Manteltarifvertrages und die
Strukturverbesserung für die Bezahlung des Kran¬
kenpflegepersonals habe ich dabei noch gar nicht
gedacht , auch nicht an die 34 Milliarden , die die neu¬
en Bundesländer für ihre Krankenhäuser von der So¬
lidargemeinschaft der Altländer zumindest zum Teil
gestern eingefordert haben.

Seien Sie doch auch so ehrlich und geben wenig¬
stens in nachhinein zu , daß die von Ihnen immer so
arg geschmähte Gesundheitsreform doch erst die Ba¬
sis geschaffen hat , um auch diese Probleme für die
Versicherten erträglich abzufedern!

(Beifall bei der CDU)

Auch die CDU , ich habe das wiederholt von dieser
Stelle aus deutlich gemacht , ist für die Verbesserung
der Personalbemessungszahlen . Wir sind auch für
die Bereichs - oder Funktionspflege . Ich habe das für
die CDU mehrmals ausdrücklich begründet und kom¬
mentiert . Wenn sich die Kassen und die Kranken¬
hausträger seit Jahren nicht einigen können , sollte
die Schuld nicht einem vorerst Dritten zugewiesen
werden . Damit kann sich auch die Gesundheitssena¬
torin nicht aus ihrer Mitverantwortung , ich sage aus¬
drücklich Mitverantwortung , verabschieden . Zumin¬
dest ist die Regelung dieser Frage , auch der Neuord¬
nung von Personalbemessungszahlen , eine Gemein¬
schaftsaktion aller Beteiligten , und die Fachleute
kennen die Regelungen und die Verfahrensabläufe
nach dem Krankenhausneuordnungsgesetz.
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Daß die A -Länder über den Bundesrat eine Be¬
schleunigung und auch materielle Verbesserung an¬
mahnen , wird von uns nicht kritisiert . Liebe Frau No-
ack , ich bedauere es ja auch , daß die Ankündigung,
daß im Herbst 1990 zumindest eine Zwischenlösung
angestrebt worden ist , aufgrund der vielen drängen¬
den , explosionsartig auf die Bundesregierung zuge¬
kommenen Probleme durch die deutsche Einheit
nicht realisiert worden ist . Ich glaube , alle , die sich
mit diesem Problem beschäftigt haben , sollten dafür
Verständnis aufbringen.

Die von Ihnen im Bericht angesprochenen drittmit-
telfinanzierten AFG -Maßnahmen , wir als CDU hat¬
ten ja ausdrücklich danach gefragt , sollten unseres
Erachtens durch Maßnahmen des Europäischen So¬
zialfonds und auch durch die BSHG - 19 -Verträge er¬
gänzt werden.

Den Erfolg dieser Maßnahmen bedingt aber in er¬
ster Linie nicht die Höhe der Finanzzuweisung , son¬
dern in erster Linie der Grad der Organisation , wie
diese Maßnahmen angelegt und gestaltet werden.
Hier scheint doch einiges im argen zu liegen . Auch
gestützt auf Deputationsvorlagen aus den Bereichen
Arbeit und Gesundheit — ich gehöre ja beiden Depu¬
tationen an — stellen wir als Resümee der drittmittel-
finanzierten Maßnahmen folgendes fest:

Erstens , es gibt noch viel zu viele ungeklärte Zu¬
ständigkeiten . Zweitens , die Maßnahmen haben ins¬
gesamt viel zu wenig zur Entlastung des examinier¬
ten Personals von pflegefremden Leistungen beige¬
tragen.

Drittens , Fortbildungs - , Umschulungs - und Berufs¬
fördermaßnahmen haben nur wenig im Bereich der
normalen Krankenpflege bewirkt . Sie fanden vor¬
rangig in Bereichen des abgehobenen Bereichs statt.
Da mußte es schon irgend etwas Besonderes sein bei
der Fortbildung und Umschulung , aber im Bereich
der normalen Krankenpflege hat sehr , sehr wenig
stattgefunden.

Viertens , die Maßnahmen zur Gewinnung von Be-
rufsrückkehrerinnen sind wegen unzulänglicher
Vorbereitungen teilweise gescheitert.

Das hat damit zu tun , fünftens , daß das Problem
Kindergarten und Krankenhaus viel zu spät in An¬
griff genommen worden ist . Ich darf aus dem Bericht
zitieren , da heißt es sicherlich zu Recht : „Gute Kin¬
derbetreuungsangebote sind ein wesentlicher An¬
reiz für Pflegekräfte , nach der Familienphase in den
Krankenberuf zurückzukehren .

" Da läuft für uns
noch viel zu wenig . Wir werden in einem gesonder¬ten Antrag , was die Frage Krankenhaus und Kinder¬
garten anbelangt , noch auf diese Geschichte zurück¬
kommen.

Was ich allerdings nicht verstehen kann , ist , daß in
dem Bericht gesagt wird : „In den Zentralkranken¬
häusern Bremen -Nord und .Links der Weser ' wird
derzeit kein Kinderbetreuungsbedarf gesehen .

" Mir
liegt eine Vorlage des Gesundheitssenators vor , die
ohne den Bedarf von Berufsrückkehrerinnen , son¬

dern von dem bereits dort tätigen Pflegepersonal für
das ZKH Bremen -Nord einen Bedarf von 67 Kinder¬
gartenplätzen angibt und im Bereich des ZKH „Links
der Weser " von zwölf . Wie Sie zu der Feststellung
kommen , daß hier überhaupt kein Bedarf vorliegt,
Herr Senatsdirektor , vermag ich nicht zu sagen . Die
einzige Möglichkeit wäre ja als Erklärung , die haben
inzwischen alle gekündigt.

Dann ist im Bericht das Thema Fachweiterbildung
angesprochen . Auch die CDU ist für jede Form der
Fachweiterbildung und Qualifizierung im Gesund¬
heitswesen , nur darf das nicht zu Lasten des sowieso
schon überstrapazierten Ausfallschlüssels gehen,
und es muß auch sichergestellt werden , daß das nicht
geschieht.

Aber es muß auch sichergestellt werden , daß das
erworbene Wissen durch die Fachweiterbildung in
der Praxis dann auch eigenverantwortlich umgesetzt
werden kann . Es muß auch sichergestellt werden,
daß das Wort „Bildung : Weg zum Aufstieg " für die¬
ses Krankenpflegepersonal keine leere Worthülse
bleibt , sondern durch Struktur - und Hierarchie Ver¬
änderungen in den Krankenhäusern bis hinab zu den
einzelnen Stationen mit Leben erfüllt wird.

(Abg . Frau N o a c k [SPD ] : Aber das bedeu¬
tet auch mehr Personal !)

Da gebe ich Ihnen vollkommen recht , aber darauf
komme ich noch zu sprechen.

Das nächste Thema : Es sind Vergütungsstrukturen
und Arbeitszeiten angesprochen . Da ist in erster Li¬
nie nicht die Politik , sondern da sind die Tarifpart¬
ner , auch der Senat im übertragenen Sinne , als Mit¬
glied der Tarifgemeinschaft gefragt . In der Tendenz
unterstützen wir Verbesserungen , auf die finanziel¬
len Auswirkungen habe ich hingewiesen . Nur darf
es dann anschließend , wie bei der Regelung der Aus¬
wirkungen des Pfortenurteils , keine Erbsenzählerei
geben , wie das zur Zeit an den Bremer Krankenan¬
stalten stattfindet.

(Abg . Frau N o a c k [SPD ] : Wer macht denn
diese Erbsenzählerei ?)

Auch Kleinigkeiten können , wenn sie sich summie¬
ren , zur Demotivation des Krankenpflegepersonals
beitragen.

(Beifall bei der CDU)

Es muß , meine Damen und Herren , auch zu ande¬
ren Arbeitsabläufen im Krankenhausbetrieb selbst
kommen . Starre Formeln gilt es hier noch aufzubre¬
chen . „Götter in Weiß " ist eines dieser Schlagworte,
mit denen wir uns dann einmal auseinandersetzen
müssen . Ich gebe aber auch weiterhin das Stichwort:
frühzeitiges Wecken und Schichtbeginn um sechs
Uhr.

Herr Präsident , jetzt muß ich Sie einmal fragen , ha¬
be ich noch etwa fünf Minuten Redezeit?
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Präsident Dr . Klink : Ziemlich genau!

Abg . Urban (CDU) : Gut , ziemlich genau , eine Mi¬
nute geben Sie mir dazu.

Präsident Dr . Klink : Nach zwei Minuten gebe ich
Ihnen die rote Lampe!

Abg . Urban (CDU) : Danke schön , weil jetzt ein Ab¬
schnitt kommt , den ich gern im Zusammenhang vor¬
getragen hätte!

Wer über Verbesserungen redet — das haben alle
meine Kolleginnen und auch ich in meinem jetzigen
Beitrag deutlich gemacht — , muß aber auch die Aus¬
gangsposition kennen , von der wir diese Verbesse¬
rung einführen wollen . In Deutschland fehlen heute
je nach der Quelle , die man heranzieht , zwischen
40 000 und 90 000 examinierte Kräfte . Bremen ist
davon nicht verschont geblieben , obwohl ich zuge¬
be , daß die Situation in Süddeutschland wesentlich
schwieriger ist . Jeder Verwaltungsdirektor sagt es
uns , die Anzeigen in den Zeitungen beweisen es , erst
am letzten Wochenende konnten Sie das wieder fest¬
stellen , und in jedem Krankenhausbericht steht es zu
lesen , daß jede examinierte Kraft sofort eingestellt
wird.

Der Arbeitsmarkt ist leergefegt , es wird nur noch
abgeworben . Liebe Frau Noack , selbst wenn das
stimmen sollte , ich bezweifele das , daß es kaum un¬
besetzte Planstellen gibt , werden durch die riesige
Fluktuation , die wir im Krankenhausbetrieb haben,
immer neue Löcher aufgerissen , so daß es praktisch
doch zu unbesetzten Planstellen zu bestimmten Zei¬
ten kommt . Das gibt Unruhe ! Diese Fluktuation und
Abwanderung hat gerade in den vergangenen drei,
vier Jahren besorgniserregende Größenordnungen
angenommen . Außerdem klagen die Krankenpflege¬
schulen , darauf ist auch hingewiesen worden , über
den Nachwuchs.

Aber die Gründe sind nicht nur im Materiellen zu
suchen . Hier vollziehen sich auch gesellschaftspoliti¬
sche Entwicklungen , die analysiert und aufgearbei¬
tet werden müssen . In der Berufsbezeichnung stehen
immer noch die Worte Pflege und menschliche Zu¬
neigung an erster Stelle , und das ist nicht nur im ma¬
teriellen Bereich anzusiedeln . Es ist so leicht zu sa¬
gen , bei der heutigen Pflege kommt die Menschlich¬
keit auf beiden Seiten zu kurz , wenn so viele Proble¬
me , wenn Leistungsdruck , wenn Personalausfall,
wenn Apparate -Medizin ausgerechnet im Kranken¬
haus die Gesundheit des Pflegepersonals psychisch
und physisch aufs Spiel setzen.

Es wäre schon ein Segen , wenn es nur gelänge , den
finanziell bereits abgesicherten Personalbemes¬
sungsschlüssel nicht nur als Soll- , sondern auch als
Ist-Zustand zu erreichen . Statistische Durchschnitts¬
werte mit dem gewollten Ergebnis „so schlimm sei da
ja alles nicht "

, „die übertreiben doch nur " tragen nur
zur Verschlimmbesserung der Situation bei . Auch in
Bremen wäre das Pflegepersonal doch schon heil¬
froh , gäbe es in allen 254 bremischen Krankenhaus¬

stationen überall und zu allen Zeiten , einschließlich (C)
Sonn - und Feiertagen , eine durchgehende Vollbeset¬
zung nach dem jetzt gültigen Bettenschlüssel.

Die vereinbarten Ausfallguoten , meine Damen
und Herren , stimmen doch vorn und hinten nicht
mehr . Es sind leider keine Ausnahmen , wenn auf ein¬
zelnen Stationen 100 Prozent Pflegeleistung mit 50
oder 75 Prozent des Personals zu erbringen sind . Da
brauchen auf einer Station doch nur ein oder zwei
examinierte Kräfte auszufallen , und dann haben Sie
diese Situation , daß jede Pflegekraft praktisch eine
doppelte Leistung zu erbringen hat . Die Folge sind
dann Krankmeldungen . Ich habe eine vor mir , wo
dann als Diagnose steht : „psychisch vegetative Er¬
schöpfungszustände " .

Denken Sie auch daran , daß bei baulichen Verän¬
derungen nicht auch noch zusätzliche Reibungsver¬
luste für das Krankenpflegepersonal entstehen ! Wir
haben erst kürzlich bei der Besichtigung des St .-
Jürgen -Krankenhauses — die Mitglieder des Kran¬
kenhausausschusses sind ja dabei gewesen — ein
ziemlich frustrierendes Beispiel gesehen.

Da ist auf einer mit 1,5 Millionen DM jetzt gerade
fertiggestellten renovierten Station folgendes pas¬
siert : Da müssen aus Krankenzimmern , teilweise
noch Fünf - bis Sechsbettzimmern , erst einige Betten
herausgeschoben werden , wenn man einen Patien¬
ten , der in einem anderen Bett liegt , zur Untersu¬
chung bringen will . Da sind die sanitären Einrichtun¬
gen äußerst arbeitsintensiv , und der Transport von P)
Kranken zur Untersuchung durch mehrere nicht au¬
tomatisch gesicherte oder gesteuerte Türen , ob¬
gleich das ja für wenig Geld zu haben ist — ich glau¬
be , eine solche Automatik kostet 3000 DM — , und
über lange Gänge hinweg ist schlicht unproduktiv.

Lassen Sie mich abschließend sagen , solange die
Gesundheitssenatorin diesen Mißständen nicht
energisch oder , ich will auch zu ihrer Ehrenrettung
sagen , nicht energischer entgegentreten wird , so
lange werden Sie selbst die Ausgangsbasis , die wir
dringend nötig haben , um überhaupt zu weiteren
Verbesserungen zu kommen , nicht erreichen.

Um mit dem Thema Anhaltszahlen und Pflegenot¬
stand aufzuhören , mit dem wir angefangen haben,
übernehmen Sie bitte Ihre Verantwortung , wir über¬
nehmen die unsere , und dann bin ich davon über¬
zeugt , daß wir das gesamte Vorhaben zum guten Ab¬
schluß bringen werden!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Franzen.

Abg . Frau Franzen (DIE GRÜNEN) : Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren ! Wir be¬
grüßen es , daß die Senatorin für Gesundheit den
Bundesrat von der Notwendigkeit eines Entschlie¬
ßungsantrags zur Verbesserung der Personalsitua-
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(A ) tion im Pflegedienst der Krankenhäuser überzeugen
konnte und somit endlich erste Schritte zur Behe¬
bung des Pflegenotstandes eingeleitet wurden , die in
die richtige Richtung gehen.

Dennoch wird es wohl noch eine Weile dauern , bis
die beschlossenen Maßnahmen greifen und Arbeits¬
minister Blüm eine Verordnung erlassen wird , die
den Krankenhäusern eine bessere Personalsituation
beschert . Wir hörten es bereits von den sämtlichen
Vorrednern . Entwarnung kann also noch nicht gege¬ben werden . Der Pflegenotstand wird vermutlich zu
einer der größten Herausforderungen dieses Jahr¬
zehnts werden und auch Bremen in absehbarer Zeit
verschärft treffen.

Obwohl die Bundesrepublik eines der reichsten
Länder dieser Erde ist , belegt sie in Sachen Personal¬
ausstattung der Krankenstationen nur den siebzehn¬
ten Platz . Das ist für einen Sozialstaat ein beschä¬
mendes Mißverhältnis . Konkret bedeutet dies , daß
bundesweit immer wieder Stationen geschlossen
werden müssen . Auch dies wurde bereits in diesem
Hause sehr beklagt . Klinikbetten können nicht ge¬nutzt werden , lange Wartezeiten entstehen für Ope¬
rationen , Kranke müssen zu früh entlassen und Not¬
fälle abgewiesen werden.

Die Folgen sind lebensbedrohlich , wenn Notfallpa¬
tienten in weit entfernt liegende Kliniken transpor¬tiert werden müssen und Operationen nicht recht¬
zeitig stattfinden können , weil nicht genügend Pfle-
gepersonal zur Verfügung steht . Wie viele Patienten
diesen bundesweiten Personalkräftemangel bereits
mit dem Leben bezahlt haben , wissen wir nicht , aber
es wäre naiv anzunehmen , daß das bisher nicht ein¬
getreten sei.

Wenn es denn zutrifft , daß die umstrittene Ge¬
sundheitsreform den Kassen bislang tatsächlich er¬
hebliche Einsparungen gebracht hat , dann müssen
wir die Krankenkassen dazu auffordern , diese Gel¬
der zur Behebung des Pflegenotstandes statt zur Bei¬
tragssenkung zu verwenden.

Angesichts dieser Lage begrüßen wir es , daß die
Gesundheitssenatorin auch vor Ort aktiv gewordenist.

(Abg . Gassdorf [CDU] : Die ist gerade
vor Ort !)

Auch vor Ort aktiv geworden ist ! Die Einführung der
Bereichspflege hat in ersten Ansätzen stattgefun¬den , aber auch sie kann nur funktionieren , wenn es
genügend Pflegekräfte auf den Stationen gibt . Sie ist
trotz aller Probleme , die sie mit sich bringt , deshalb
so wichtig , weil sie zur Aufwertung des Pflegeberufs
beiträgt , indem sie vom Pflegepersonal erhöhte Ei¬
genverantwortlichkeit und Selbständigkeit verlangt,
gleichberechtigtes Arbeiten im Team ermöglichtund damit zum Abbau unnötiger und überholter
hierarchischer Krankenhausstrukturen beiträgt.

Im Ergebnis scheint diese Umstrukturierung des
Pflegedienstes vor allem mit erhöhter Arbeitszufrie¬

denheit einherzugehen , die wichtigste Vorausset - (C)
zung , um Menschen in diesem Beruf zu halten und
neue Pflegekräfte hinzugewinnen zu können.

Wir möchten in diesem Zusammenhang anregen,auch in Bremen mehr Pflegeforschung zu betreiben,
damit wir herausfinden , welche Organisation der
Pflege und welche Arbeitszeitmodelle sowohl für die
Patienten als auch für das Personal die meisten Vor¬
teile bieten , welche Arbeitsbelastungen sie mit sich
bringen und wie sie sich auf die Betriebsabläufe aus¬
wirken.

Wie schon in sämtlichen Debatten hier zum Thema
betont wurde , die Krankenpflegeberufe müssen auf¬
gewertet werden und ein eigenes Profil erhalten , das
endlich loskommt vom Bild der aufopferungsvollen
Ordensschwester , vom Florence -Nightingale -Image.

Das Ansehen dieser Berufe wird sich steigern,
wenn ihr Charakter als Gesundheitsfachberufe deut¬
licher hervortritt , auch dies ist bereits angemerkt
worden , weil diese Fachberufe differenziertere Aus¬
bildungsgänge erfordern . Sie müssen von Fachkräf¬
ten bestritten werden , die entsprechende Studien¬
gänge an den Hochschulen absolviert haben . Wir
fordern dies auch.

Der Entschließungsantrag des Bundesrats fordert
hier folgerichtig neue Modellversuche für Studien¬
gänge eines Lehrfachs für Fachberufe im Gesund¬
heitswesen , die an Hochschulen anzusiedeln wären.
Begrüßenswert ist in diesem Zusammenhang , daß in
Bremen das Qualifizierungsangebot ausgebaut wer-
den soll und den kommunalen Kliniken nun auch
Fortbildungsmittel zur Verfügung stehen , wie wir es
dem Bericht der Senatorin entnommen haben.

Offenbar aber scheinen die Wiedereingliederungs¬
maßnahmen noch nicht zu greifen . Hier muß nach¬
geforscht werden , woran dies im einzelnen liegt , ob
zum Beispiel an den ungünstigen Arbeitszeiten im
Pflegeberuf , an mangelnden Kinderbetreuungsmög¬
lichkeiten , unattraktiver Vergütung oder an einem
unzureichenden Angebot an Teilzeitstellen . Wieder¬
eingliederung von Pflegekräften , die diesen Beruf
verlassen haben , scheint mir vordringlich in Anbe¬
tracht der Ausbildungskosten , die in den Sand ge¬setzt sind , wenn der Pflegeberuf im Durchschnitt nur
noch vier Jahre lang ausgeübt wird . Nach Berech¬
nungen der Bundesanstalt für Arbeit ist von den in
den letzten drei Jahren ausgebildeten rund 60 000
Krankenschwestern nur die Hälfte in einem Arbeits¬
verhältnis geblieben . Diese Relation muß man sich
einmal wirklich vor Augen führen.

In Sachen Kinderbetreuungsangebot bewegt sich
etwas , aber eigentlich noch zu wenig . Ob Betriebs¬
kindergärten zumindest teilweise pflegesatzfähigsind , ist noch nicht entschieden . Dennoch sollte man
die Linie Kindergartenplatzangebote verstärkt ver¬
folgen , vor allem in Anbetracht der Unflexibilität,die die Träger von Kinderbetreuungseinrichtungen
hinsichtlich der Öffnungszeiten immer wieder be¬
weisen.
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Das für das Zentralkrankenhaus Bremen -Ost avi¬
sierte Modell krankt daran , daß über die Öffnungs¬
zeiten erst dann verhandelt werden soll , wenn sich
ein Träger der freien Wohlfahrtshilfe gefunden hat.
Erweiterte Öffnungszeiten können aber keinen Ver¬
handlungsgegenstand bilden , sondern sie müssen
Bedingung vor Übernahme der Trägerschaft sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Uns ist unverständlich , warum es nicht gelingt , die
Öffnungszeiten vorhandener Einrichtungen zur Kin¬
derbetreuung auszudehnen . An diesen starren Öff¬
nungszeiten scheitert ja nicht nur die Rückkehr von
Müttern in die Pflegeberufe , sondern auch die Wie¬
dereingliederung in viele andere Erwerbsbereiche.
Andere europäische Länder sind da viel weiter als
wir in der Bundesrepublik.

Wenn es so schwierig ist , die Öffnungszeiten der
Kinderbetreuungseinrichtungen auszudehnen , dann
ist es um so notwendiger , im Krankenhausbereich
Kernarbeitszeiten anzubieten , solche , die mit den
Öffnungszeiten der Kindergärten korrespondieren,
und darüber hinaus die Teilzeitbeschäftigungsmög¬
lichkeiten des Pflegepersonals auszubauen . Anders
wird sich das Problem der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf nicht lösen lassen.

Die Einführung personalgerechter Arbeitszeiten
scheint in Bremen aber aufgrund des generellen Per¬
sonalmangels nicht zu funktionieren . Ich möchte da¬
her auf einen Modellversuch hinweisen , der am städ¬
tischen Krankenhaus Frankfurt -Hoechst seit kurzem
durchgeführt wird . Dort wird ein alternatives Ar¬
beitszeitmodell für den Pflegedienst erprobt , das die
Abschaffung des Wechselschichtdienstes für Pflege¬
kräfte vorsieht . Danach kann sich jede Pflegekraft
wahlweise aussuchen , ob sie Dienst in der Hauptar¬
beitszeit , in der Spätschicht oder Dienst in der Nacht¬
schicht verrichten möchte . Für den Spät - und Nacht¬
dienst sind jeweils Zulagen vorgesehen.

Natürlich kann dieses Modell nur durch zusätzli¬
che Planstellen funktionieren , die der Frankfurter
Magistrat bezuschußt . Eine dauerhafte Finanzierung
ist dort noch nicht gesichert . Ja , es ist ein Problem,
denn die Hauptfinanzierung ist ja eine Regelung auf
Bundesebene , die wir ja mit anstreben . Dennoch,
denke ich , sind solche Modellversuche sinnvoll , um
zu testen , auf welche Weise die Krankenpflegeberu¬
fe an Attraktivität gewinnen können.

Meine Damen und Herren , die Zeit reicht nicht,
um auf alle Maßnahmen einzugehen , die der Senat in
Angriff genommen hat beziehungsweise die noch
ausstehen . Die vollständige Liste läßt sich dem Proto¬
koll der letzten Debatte im Sommer entnehmen.

Eine Maßnahme möchte ich zum Abschluß aller¬
dings noch einmal herausgreifen , auch das haben
meine Vorredner und Vorrednerinnen bereits getan.
Diese Maßnahme ist so wichtig , weil sie auch für Bre¬
men relevant werden wird und der Senat hier noch
keine Aktivitäten erkennen läßt . Ich meine die Hilfe

bei der Wohnraumbeschaffung . Die Wohnungsnot (C)
in Bremen ist aus den bekannten Gründen enorm ge¬
wachsen . Die Mieten sind entsprechend gestiegen.
Ich möchte zu überlegen geben , hier zu einer Be¬
darfsanalyse zu kommen , sie zu erstellen und Lö¬
sungswege zu suchen , damit die guten Ansätze zur
Behebung des Pflegenotstandes in Bremen nicht
letztlich durch die hiesige Wohnungsnot beeinträch¬
tigt werden . — Ich danke Ihnen!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort
Herr Staatsrat Dr . Dopatka.

Staatsrat Dr . Dopatka : Herr Präsident , meine sehr
geehrten Damen und Herren ! Ich will zunächst ein¬
mal eine Anmerkung zu der Entschließung machen,
die an die Mitteilung des Senats angefügt ist und de¬
rentwegen die Bürgerschaft ja auch eigens beschlos¬
sen hatte.

Diese Entschließung des Bundesrats war nur des¬
halb zu erreichen — damit das auch alle verstehen — ,
weil eine kurze Zeit im vergangenen Jahr die SPD-
geführten Länder die Mehrheit im Bundesrat hatten.
Es ist nicht so gewesen , daß die CDU/CSU/FDP-
geführten Länder eine solche Entschließung mitge¬
macht hätten . Das bitte ich zu berücksichtigen,
wenn Sie , insbesondere die Damen und Herren von
der FDP und von der CDU, Beiträge leisten , die noch
weit über das hinausgehen , was hier in der Resolu - (D)
tion steht.

Das zweite , was ich anmerken möchte : Bei den be¬
trieblichen Maßnahmen erleben wir , daß die Kran¬
kenhäuser , übrigens einschließlich der häufig ge¬
scholtenen Personalräte , eine ausgesprochen phan¬
tasiereiche Politik an den Tag legen , um Arbeitsab¬
läufe , um Weckzeiten für Patienten und ähnliches zu
modifizieren.

Insofern eine Anmerkung an den letzten Debatten¬
beitrag : Im Zentralkrankenhaus Bremen -Ost läuft
zur Zeit ein pfiffig genanntes Modell „Total normal " ,
was meint , die Arbeitszeiten sollen im Laufe des
Morgens beginnen und nicht sozusagen in der spä¬
ten Nacht . Das kommt den Patienten zugute , das
kommt dem Personal zugute , und es hilft auch , die
Arbeitszeiten und die Öffnungszeiten von Kinder¬
gärten miteinander in Einklang zu bringen . Das , den¬
ke ich , ist ganz wichtig.

Ich bin nicht der Meinung , daß Kindergärten ge¬
wissermaßen einfach die Uhr danach stellen müssen,
wie denn die Arbeitszeiten sind , sondern ich meine,
man muß durchaus Bedacht nehmen auf die norma¬
len Tagesabläufe von Kindern und darf nicht einfach
einen Automatismus von der Sorte anfangen , wenn
die Schicht beginnt , hat der Kindergarten auf zu
sein , und das Kind muß bereits im Kindergarten sein.

Zur Tarifpolitik ! Die Tarifpolitik — und das , finde
ich , ist ein wichtiger Konsens in diesem Haus — muß
kombiniert sein mit der Qualifikation der jeweiligen
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer . Wir werden
es , das kann ich sagen , auch wenn die Tarifverhand¬
lungen noch laufen , wir werden es wohl erleben , daß
Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Stuttgart einen
Konsens erzielen in der Fortschreibung des letzten
Tarifvertrages , wiewohl seine offizielle Geltungs¬
dauer noch gar nicht abgelaufen ist . Es wird noch in
diesem Jahr zu nachhaltigen tariflichen Verbesse¬
rungen für das Krankenpflegepersonal kommen.
Daran hat nicht zuletzt auch , denke ich , der Bremer
Senat seinen Anteil , denn er hat sich in der Tarifpoli¬
tik erheblich angestrengt , auf eine Verbesserung der
jetzigen Vergütung einzuwirken.

Es ist ja nicht so angenehm , trotzdem muß man es
immer noch einmal wiederholen , und da muß ich voll
anknüpfen an das , was Frau Noack hier ausgeführt
hat : Ohne Anhaltszahlen werden Sie im Kranken¬
haus einen besseren Pflegestandard nicht erreichen
können , und es ist die Bundesregierung , die dies bis¬
her nicht geleistet hat . Wir werden Frau Hasselfeldt,
die neue Bundesgesundheitsministerin , ganz ent¬
scheidend daran messen , ob sie da mehr zuwege
bringt als ihr Vorgänger . Das ist die Nagelprobe und
nicht irgendwelche schlauen Sprüche und auch nicht
Anzeigen und Werbekampagnen , sondern das ist die
Nagelprobe.

Natürlich geht das nicht ohne Bedachtnahme auf
die Krankenversicherungsbeiträge . Wer etwas ande¬
res behauptet , redet an der Sache vorbei . Man kann
nicht beides wollen , stabile Krankenversicherungs¬
beiträge , andere Einsparungen vermeiden , und zu¬
gleich beklagen , daß im Krankenhaus die Pflege hin¬
ten herunterfällt , beides geht nicht . Man muß da Far¬
be bekennen , und wir sind in der Tat der Meinung , es
gibt durchaus noch Sparpotential in der sozialen
Krankenversicherung.

Alle Welt weiß , daß wir europaweit die höchsten
Pharmapreise haben , das muß sicherlich nicht so
sein , und es gibt andererseits den schlichten Um¬
stand , daß die Masse der Krankenhauskosten durch
Personalkosten , durch Pflegepersonal entsteht , und
wer hier eine Verbesserung haben will , und wir hal¬
ten sie für dringend notwendig , der muß dann auch
zu einer solchen kostenwirksamen Maßnahme ja sa¬
gen.

Ein Allerletztes ! Wenn Sie andere Berufsgruppen
nehmen und über deren bildungspolitische Situation
und deren Veränderungswillen einen Bericht schrei¬
ben sollten , so habe ich meine Zweifel , daß Sie dar¬
über einen mehrseitigen Bericht überhaupt zustande
bekämen . Es gibt kaum eine Berufsgruppe , in der
die Aufbruchstimmung , die bildungspolitische Auf¬
bruchstimmung so ausgeprägt ist wie beim Kranken¬
pflegepersonal und in den Gesundheitsfachberufen.
Wir haben es , das Zentralkrankenhaus Bremen -Ost
hat es hinbekommen , Jahr für Jahr eine bundesweit
renommierte Psychiatriepflegetagung durchzufüh¬
ren . Wir haben in diesen Tagen , es ist erwähnt wor¬
den , eine bundesweit beschickte anerkannte wissen¬
schaftspolitische Tagung zu den Pflegeberufen in
Bremen gehabt.

Es gibt einen Bildungswillen und einen Qualifika¬
tionswillen in diesem Bereich , der bewundernswert
ist , und es wird Sache der Politik sein , insbesondere
der Bildungspolitik , aber auch der Gesundheitspoli¬
tik , im Zusammenwirken hieraus mehr zu machen,
als die bisherigen Sackgassenberufe für die Betroffe¬
nen hergeben.

Ich fasse diese Debatte so auf , daß Sie dem folgen
können und daß das Haus insgesamt der Meinung ist:
An dieser Stelle muß gemeinsam mit dem Tarifge¬
schehen weitergearbeitet werden . Wenn das von der
Politik so unterstützt wird , bin ich ganz sicher , daß
wir in absehbarer Zeit das Wort „Sackgassenberuf " ,das Negativimage , jedenfalls in bildungs - und tarif¬
politischer Hinsicht , bei der Krankenpflege über¬
wunden haben werden . — Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) nimmt

von der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Keine Abschiebung von Kurden!
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN

vom 14 . Januar 1991
(Drucksache 12/1117)

Wir verbinden hiermit:

Kurden
Antrag der Fraktion der FDP

vom 11 . Februar 1991
Prucksache 12/1148)

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.
Das Wort hat der Abgeordnete Tiefenbach.

Abg . Tiefenbach (DIE GRÜNEN ) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Man kann heutzutage
kaum noch eine Talk -Show anschalten , ohne daß da
über die Kurden und über Unterdrückung der Kur¬
den durch Saddam Hussein gesprochen wird . Aber
sich das anzuhören und Solidarität in Deutschland
mit ihnen zu üben , sind offenbar zwei völlig unter¬
schiedliche Dinge , sonst brauchten wir hier nicht
heute diese Diskussion.

Es geht um rund 40 Millionen Menschen , genaueZahlen hat man nicht , aber es handelt sich nicht um
eine kleine ethnische Minderheit , sondern um ein
wirklich großes Volk.

(Abg . Jäger [FDP ] : Das größte in der Re¬
gion !)

Das größte in der Region , sagt Herr Jäger , mag sein!
Es ist ein Volk , das nach dem Zerfall des Osmani-
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sehen Reichs bei der Aufteilung der Staaten zu kurz
gekommen ist und deswegen keinen eigenen Staat
abbekommen hat , sondern zerstreut lebt in Syrien,
Irak , Iran und der Türkei.

(Abg . Töpfer [SPD ] : Auch in der UdSSR !)

Auch in der UdSSR , das ist richtig ! In all diesen Län¬
dern sind die Kurden diskriminiert . Sie leisten Wi¬
derstand gegen diese Diskriminierung , und wegen
des Widerstands sind sie dann auch noch besonderen
Unterdrückungen ausgesetzt.

Jetzt , wo eigentlich alle über Saddam Hussein und
dessen Brutalitäten reden , wird auch darüber gere¬
det , daß wohl seine bisher brutalste politische Tat
war , daß er 7000 Kurden allesamt in ihren Dörfern
vergast hat , weil er vermutete , daß sich auch Wider¬
standskämpfer darunter aufhalten , natürlich mit
dem bekannten Giftgas , das mittels deutscher Tech¬
nik hergestellt wurde.

Ich denke , über die Unterdrückung der Kurden im
Irak braucht man nicht viel zu reden , da kann man
schnell Einigkeit erzielen . Wie sieht es nun aber
beim Nato -Partner Türkei aus , wo die Mehrzahl der
bremischen Kurden herkommt?

Wir wissen , daß die türkische Regierung Groß¬
machtträume pflegt . Der niedersächsische Minister¬
präsident Schröder sprach vor kurzem davon , daß
Uzal ein neues Osmanisches Reich errichten will,
und deswegen ist er natürlich auch strikt gegen alle
Bestrebungen nach dem Kurdenstaat . Auch nur eine
Autonomie der Kurden , vergleichbar vielleicht mit
der Autonomie der Basken in Spanien , ist für ihn
schlichtes Teüfelswerk.

Jede Erwähnung des Begriffs Kurdistan ist Tabu¬
bruch . Seit Jahren gibt es den Ausnahmezustand , ist
türkisches Militär in den kurdischen Gebieten statio¬
niert , ich brauche das nicht alles zu wiederholen , es
waren ja auch Abgeordnete aus diesem Hause da
und haben sich davon überzeugt.

Die Situation für die Kurden wird nun nicht besser,
sondern sie wird immer schlechter . Das liegt schlech¬
terdings daran , daß die Türkei natürlich recht früh
gemerkt hat , daß sich die Lage im Nahen Osten zu¬
spitzt und daß der Westen sie als Militärmacht , als
Verbündeten im Nahen Osten braucht , und sie
nimmt deswegen immer weniger Rücksicht auf west¬
liche Kritik an Menschenrechtsverletzungen.

Es gab vor ungefähr einem halben Jahr eine offi¬
zielle Mitteilung der türkischen Regierung an die
Kommission der Europäischen Gemeinschaft . Man
hat mitgeteilt , man werde nun die Europäische Men¬
schenrechtskonvention in den kurdischen Gebieten
in der Türkei nicht länger einhalten . Man hat sie
zwar noch nie eingehalten , aber daß man das nun
ganz offiziell mitgeteilt hat , hat schon eine neue
Qualität.

Es gab übrigens keinerlei Proteste von westlichen
Staaten gegen diese Mitteilung , auch nicht von der
Bundesregierung . Im Gegenteil , wir sehen ja jetzt,

daß die Türkei sogar enorm aufgerüstet wird , alles,
weil man gegen Saddam Hussein ist . Die türkische
Regierung bekommt , ich glaube , für eineinhalb Mil¬
liarden DM Waffen.

Die „taz " meldete am 26 . Januar , daß offenbar die
türkische Regierung jetzt sogar dazu übergegangen
ist , Bomben auf die kurdischen Gebiete im eigenen
Land zu werfen , das hat es bisher nicht gegeben.
Auch die „FAZ " hat das ungefähr um die gleiche Zeit
gemeldet , Bombenangriffe auf kurdische Siedlungen
im Staatsgebiet der Türkei.

Der Grund ist natürlich , daß die türkische Regie¬
rung Angst hat vor einer Erhebung der Kurden im
Irak , falls das Regime Saddam Hussein zusammen¬
bricht , der sich dann die Kurden in der Türkei unter
Umständen anschließen könnten . Deswegen geht
man hin und bombardiert dort Ortschaften , wie es
scheint , um Widerstandsnester zu zerstören.

In dem Zusammenhang muß man , glaube ich , auch
diese Teilliberalisierung sehen , die vor einigen Wo¬
chen gemeldet wurde , daß offenbar nun Schallplat¬
ten und Kassetten mit kurdischer Musik verkauft
werden dürfen in der Türkei . Dieser ganz beschränk¬
te Schritt , in diesem folkloristischen Bereich die kur¬
dische Sprache zuzulassen , ist für mich ein klassi¬
sches Beispiel für Zuckerbrot -und -Peitsche -Politik.
Man will auf der einen Seite ein bißchen den Dampf
aus dem Kessel lassen , auf der anderen Seite gibt es
verstärkte Repression gegen die , die Widerstand lei¬
sten.

Seit dem Kriegsausbruch fliehen immer mehr Men¬
schen aus den Gebieten , in denen sie gewohnt ha¬
ben . Die „ taz " meldet am 22 . 1 . , Diyarbakir sei prak¬
tisch ausgestorben . Das ist die Stadt , wo damals die
Bremer Delegation hingefahren ist , übrigens auch
die Stadt , wo die Bundeswehr jetzt stationiert ist mit
den Alpha Jets . Die „taz " meldet weiter , die Hälfte
der Einwohner der Millionenmetropole Adana hätte
die Stadt verlassen . Die fliehen natürlich alle aus
Angst vor einem Giftgaseinsatz des Irak.

Ich weiß nicht , ob Sie vor ungefähr vier Wochen in
„Buten un binnen " den Bericht gesehen haben über
diesen kleinen Laden im Steintor , der Militärsachen
verkauft . Da wurde berichtet , daß der Laden einen
enormen Verkauf an Giftgasmasken zur Zeit habe,
und es wurde gefragt , wer denn so etwas eigentlich
kaufe . Die Antwort war : Fast alle werden verkauft an
Türken , die die in ihre Heimat schicken , oder , wenn
sie zurückfahren , diese ABC-Masken mitnehmen.

Das sind natürlich die Leute , über die wir jetzt hier
reden , die Kurden , die Angst haben vor Giftgasan¬
griffen , die natürlich von der türkischen Regierung
keine Gasmasken bekommen . Die sind gezwungen,
sich die Schutzmasken auf diese Art und Weise zu
besorgen . Soviel vielleicht zur Beschreibung der Si¬
tuation in Kurdistan!

Wie ist nun die ausländerpolitische Lage hier ? Wir
wissen , daß die kurdischen Flüchtlinge , die in die
Bundesrepublik fliehen , nicht immer aus politischen
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(A ) Gründen verfolgt werden . Es sind nicht alle politi¬
sche Funktionäre , sondern sie fliehen , wie ich vor¬
hin beschrieben habe , zum Teil , weil ihre Dörfer an¬
gegriffen wurden.

Wenn Saddam Hussein ein ganzes Dorf mit Giftgas
vernichtet , und ein Teil der Leute kann noch fliehen,
dann haben diese Menschen nicht ausdrücklich poli¬
tische Motive , und sie haben dann auch keine Chan¬
ce , nach unserem Asylrecht hier Asyl zu bekom¬
men , denn dazu muß man ja die individuelle politi¬
sche Verfolgung nachweisen.

Das hat der Bremer Senat , der in dieser Hinsicht
weitsichtiger war als andere Bundesländer , früher
durchaus auch so erkannt , und er hat deswegen 1987
den bekannten Kurdenerlaß beschlossen , der eben
sagte , auch wenn Kurden kein Asyl bekommen , sol¬
len sie nicht abgeschoben werden . Sie werden gedul¬
det , bekommen das sogenannte kleine Asyl.

Dieser Beschluß wurde nun im wesentlichen aus
juristischen Gründen wegen des Inkrafttretens des
neuen Ausländergesetzes am 1 . Januar zurückge¬
nommen . Das hat zur Folge , daß diejenigen , die bis¬
lang aufgrund dieses Beschlusses in Bremen geduldet
waren , das sind ungefähr 250 , nun in den nächsten
Monaten ausreisen müssen , und das hat weiter zur
Folge , daß neue Flüchtlinge aus Kurdistan , die kein
Asyl bekommen , die früher unter diesen Beschluß
gefallen wären , nun erst gar nicht bleiben dürfen.

Wir stellen deswegen zwei Forderungen . Zunächst
stellen wir die Forderung , daß der Senat alles unter¬
nehmen soll , um die Ausweisung dieser bisher ge¬
schützten Kurden zu vermeiden . Er hat die Möglich¬
keit , auch nach dem neuen Ausländergesetz , für ein
halbes Jahr Ausweisungen auszusetzen , und wir for¬
dern , daß er das auch tut . Die Möglichkeit hat er , er
nutzt sie aber nicht . Ich denke , das ist eigentlich un¬
mittelbar evident , dafür brauche ich keine weitere
Begründung zu geben , diese Gebiete sind extrem ge¬
fährdet.

Das sieht offenbar auch die Bundesregierung so,
sonst würde sie nicht die Bundeswehr in diese Gebie¬
te schicken , eine andere Begründung kann man jadafür nicht geben , und dann sollte es eigentlich eine
Selbstverständlichkeit sein , daß dahin nicht abge¬
schoben wird . Eine entsprechende Anweisung des
Senators gibt es aber bislang nicht.

Nun ist mir bekannt , daß Sie jetzt so einen Mittel¬
weg gehen , Herr Sakuth . Sie sagen , wir geben etwas
längere Ausreisefristen , und wenn die abgelaufensind , und da ist immer noch Krieg , dann verlängern
wir sie noch einmal um ein paar Wochen . Ich meine,
das ist kein Ersatz für diese Möglichkeit , ein halbes
Jahr die Ausweisung auszusetzen . Was Sie machen,
bedeutet , daß die Leute auf gepackten Koffern sitzen
müssen und daß sie bei nächster Gelegenheit , sobald
der Krieg nachläßt , ausgewiesen werden.

Der Niedersächsische Landtag hat sich da tatsäch¬
lich anders verhalten , er hat beschlossen , daß bis

auf weiteres keine Abschiebung von Kurden erfol - (C)
gen soll.

(Abg . Dittbrenner [SPD ] : Nur in Nie¬
dersachsen oder auch noch in anderen Län¬

dern ?)

Im Saarland hat man das für drei Monate beschlos¬
sen , in Niedersachsen ohne Frist Aussetzung der Ab¬
schiebung.

Die zweite Forderung , die wir stellen , ist,_ daß der
Kurdenerlaß , wie er bestand , hier in Bremen wieder
in Kraft gesetzt werden soll . Das ist nur möglich mit
Zustimmung des Bundesinnenministers,

(Vizepräsident v . d . Schulenburg
übernimmt den Vorsitz .)

ich bin aber dafür , daß sich das Land um diese Zu¬
stimmung bemüht.

Ich habe nun vor kurzem in der Zeitung gelesen,
daß sich das Land Niedersachsen anläßlich eines
Treffens der Ausländerreferenten um die Zustim¬
mung bemüht hat , laut „Frankfurter Rundschau"
stand man aber mit diesem Bemühen allein auf wei¬
ter Flur . Das heißt , Bremen hat das nicht unterstützt,
und ich denke , das ist schon ein ganz klarer Bruch in
der bisherigen Ausländerpolitik des Landes . Ich glau¬
be , der Grund für diesen Bruch ist einfach die Nähe
der Bürgerschaftswahl und daß es vielleicht unpopu - (D)
lär ist , sich für die Kurden jetzt einzusetzen.

Lassen Sie mich noch auf einige Gegenargumente
eingehen , die wahrscheinlich gleich kommen wer¬
den ! Ich nehme an , Herr van Nispen , Sie werden sa¬
gen , daß man Kurden ja ruhig ausweisen kann , sie
müßten zwar in die Türkei zurück , brauchten aber
nicht unbedingt in die kurdischen Gebiete zurück,
sie könnten beispielsweise nach Istanbul gehen , und
da wären sie ja dann sicher.

Rein juristisch haben Sie natürlich recht , daß die
Ausweisung nicht heißt , daß sie in die kurdischen
Gebiete der Türkei müssen . Rein juristisch ist das
richtig . In der Regel ist es aber für die Leute unmög¬lich , wirklich in anderen Gebieten der Türkei zu blei¬
ben . Die Kurden sind auf dem Arbeitsmarkt in der
Türkei diskriminiert . Sie haben da eine ähnliche Rol¬
le wie die Türken sie auf dem Arbeitsmarkt in der
Bundesrepublik haben.

Der Unterschied ist aber , daß in der Türkei im Ge¬
gensatz zur Bundesrepublik eine große Wirtschafts¬
krise ist . Es gibt auch kein Sozialsystem , es gibt eine
hohe Arbeitslosigkeit , und das hat zur Folge , daß sie
in der Regel eben doch in die kurdischen Gebiete
müssen , wo sie meines Erachtens wirklich bedroht
sind.

Sie haben dann weiter in Ihrem Antrag geschrie¬
ben , man sollte eine Einzelfallregelung durchführen.
Mir ist wirklich schleierhaft , wie Sie eine Einzelfall¬
regelung machen wollen . Wenn nun einer vor zwei,
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drei Jahren aus Istanbul nach Bremen gekommen ist,
und da steht im Paß „Ausreise aus Istanbul "

, dann
würden Sie vielleicht sagen , der kann ja dann wieder
zurückgehen nach Istanbul . Ja , meinen Sie , die Woh¬
nung , die er da hatte , und der Arbeitsplatz , den er da
hatte , sind freigehalten für ihn ? Das ist doch eine Illu¬
sion!

Bei der Situation , wie sie jetzt in der Türkei ist , sa¬
ge ich voraus , daß den Leuten nichts anderes übrig¬
bleibt , als sich genau in die Krisenregion zu bewe¬
gen , und deswegen bin ich gegen so eine scheinbare
Einzelfallösung , die überhaupt nicht durchführbar
ist , und für den Erhalt der generellen Lösung , wie wir
sie bisher hatten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Von der CDUwird natürlich gleich jetzt wieder das
Standardargument vorgebracht werden : der Drogen¬
handel . Wir konnten ja vor ein paar Tagen im
„Weser -Kurier " lesen , daß die 7000 Kurden , die in
Bremen leben , sogar schon auf dem Arbeitsplatz an¬
gesprochen werden wegen Drogenhandel , daß also
alle jetzt im Verdacht des Drogenhandels stehen.
Das ist natürlich Ihr Verdienst , Herr Borttscheller,
und das von Herrn Kudella . Das haben Sie erreicht
durch diese ständige Propaganda , Kurde gleich Dro¬
genhändler.

(Abg . T e i s e r [CDU] : Heute kommt das
nicht !)

Wir haben uns nie einer Bestrafung dealender Kur¬
den entsprechend den deutschen Gesetzen wider¬
setzt , aber wir haben uns natürlich stets dagegen ge¬
wehrt , daß eine ganze Volksgruppe diskriminiert
wird , weil sich eine Reihe von schwarzen Schafen
unter ihnen befindet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Abschaffung einer ausländerrechtlichen Rege¬
lung , die für alle Kurden gilt , weil man meint , einige
würden sie mißbrauchen , ist natürlich diese klassi¬
sche Art von Sippenhaft . Man muß ganz klar sagen,
es gibt zwar dealende Kurden , das bestreite ich
nicht , aber keine , die unter den Bremer Kurdenerlaß
gefallen sind.

Unser Antrag bezieht sich auf eine Gruppe von
250 Leuten im wesentlichen , die bislang unter den
Kurdenerlaß fielen und nun ausreisen müssen . Ich
habe bei der Ausländerbehörde gefragt , wie viele
von diesen Leuten unter dem Verdacht des Drogen¬
handels stehen . Da wurde mir gesagt , kein einziger
von diesen 250 sei bislang von der Polizei wegen
Drogendelikten aufgegriffen worden.

Um das noch einmal ganz klar und deutlich zu sa¬
gen : Auch wenn es mit Drogen handelnde Kurden
gibt , dann haben die mit dem Kurdenerlaß , wie er in
Bremen bestand und dessen Einsetzung wir wieder
fordern , nichts zu tun ! Deswegen bitte ich Sie , dann

in dieser Diskussion heute auch das Argument Dro - (C)
genhandel nicht zu gebrauchen , wenn es gegen eine
Wiedereinsetzung des Kurdenerlasses geht.

Meine Damen und Herren von der SPD , die Grün¬
de , die 1987 für den Kurdenerlaß sprachen , gelten ei¬
gentlich alle heute noch genauso , und es sind meines
Erachtens neue hinzugekommen.

(Abg . Frau N o a c k [SPD ] : Der Kurdenerlaß
war eine Einzelfallprüfung ! Würden Sie das

bitte einmal zur Kenntnis nehmen !)

Der Erlaß galt für alle abgelehnten Asylbewerber!

(Abg . Frau N o a c k [SPD ] : Nein !)

Gut , dann führen Sie ihn doch so wieder ein , wie er
damals galt , damit sind wir ja schon zufrieden!

Alle Gründe , die damals für diesen Erlaß sprachen,
gelten heute noch genauso , und es sind neue Gründe
dazugekommen . Auch nach dem Golfkrieg wird die
Situation der Kurden schlechter sein als vorher . Es
ist ohne weiteres möglich , daß es zu Grenzkonflik¬
ten kommt , daß es zum Zerfall des Irak kommt , zum
Versuch , einen Kurdenstaat zu gründen , und daß es
zu neuen kriegerischen Auseinandersetzungen in
der Region kommt . Auch wenn das nicht der Fall ist,
werden die Leute , die jetzt geflüchtet sind , wenn sie
zurückkommen in diese Gebiete , geplünderte und
verfallene Häuser vorfinden und eine zerstörte öko¬
nomische Struktur.

Deswegen finde ich es ganz unzulänglich , sich dar¬
auf zurückzuziehen zu sagen , im Moment wird ja ak¬
tuell niemand abgeschoben , im nächsten Monat viel¬
leicht . Ich finde , das löst wirklich nicht deren Proble¬
me.

Der Senat hat 1987 in der Kurdenfrage Mut bewie¬
sen , und er hat eine Vorreiterrolle in der Bundesre¬
publik gespielt . Es ist überhaupt nicht inhaltlich zu
begründen , warum man von dieser damals bezoge¬
nen Solidarität mit den Kurden heute abrückt . Ich se¬
he nur einen einzigen Grund für dieses Verhalten
der SPD -Fraktion , und dieser einzige Grund ist die
AngsWvor einer neuen Drogenhändlerkampagne der
CDU kurz vor der Bürgerschaftswahl.

Insofern , meine Damen und Herren von der SPD,
ist Ihr Verhalten in dieser Frage des Aufgebens der
Solidarität mit den Kurden für mich ein klassisches
Beispiel für Opportunismus.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es ist leider so , daß in der bremischen Ausländer¬
politik zur Zeit die CDU von der Oppositionsbank
den Kurs angibt und daß die liberale Linie der bremi¬
schen Ausländerpolitik , die wir früher einmal hat¬
ten , Vergangenheit ist.

(Beifall bei den GRÜNEN))

Vizepräsident v . d . Schulenburg : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete van Nispen.
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(A ) Abg . v . Nispen (FDP ) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Ich will mich in meinem Redebei¬
trag nicht in Spekulationen ergehen , ich will viel¬
mehr versuchen , eine saubere Analyse abzuliefern.

Die Bürgeschaftsfraktion der FDP, meine Damen
und Herren , hat Ihnen den Antrag aus zwei Gründen
vorgelegt : Erstens wollten wir eine Gegenposition zu
den GRÜNEN beziehen . Wir wollen , Herr Tiefen¬
bach , keine Regelung , die im praktischen Ergebnis
auf eine Neuauflage des Kurdenerlasses hinausläuft.

(Beifall bei der FDP)

Zweitens wollen wir den Senat veranlassen , in die¬
ser schwierigen Diskussion Zahlen und Fakten auf
den Tisch zu legen , damit alle Beteiligten , also auch
dieses Parlament , in die Lage versetzt werden , das
Thema vorurteilsfrei zu diskutieren.

(Beifall bei der FDP)

Für die einen ist jeder Kurde aufgrund der frühe¬
ren und gegenwärtigen Verfolgungssituation — Sie,
Herr Tiefenbach , haben das aus Ihrem Engagement
heraus , was ich sehr respektiere , dargestellt — in den
Herkunftsländern , lassen Sie mich das einmal salopp
formulieren , ein Säulenheiliger . Für die anderen da¬
gegen ist er spätestens seit der Veröffentlichung im
„Stern " vom 24 . Januar , die heute morgen in der Fra¬
gestunde schon eine Rolle gespielt hat , ein Drogen-

(B) dealer.
Das hat ja auch seinen Niederschlag gefunden in

dem Artikel im „Weser -Kurier " vom 19 . Februar , ich
zitiere : „Kurde ist fast ein Schimpfwort geworden,
gleichbedeutend mit Dealer .

" Wir sind der Meinung,daß solche Schwarzweißmalerei , meine Damen und
Herren , nicht weiterhilft.

(Beifall bei der FDP)

Wir müssen aber zur Kenntnis nehmen , daß dieses
Thema , ob es uns gefällt oder nicht , in der Öffent¬
lichkeit heiß diskutiert wird , nicht nur an Stammti¬
schen , sondern in der gesamten Gesellschaf *. Wir
meinen deswegen , daß es Aufgabe des Parlaments
ist , sich dieses Problems anzunehmen , auch wenn es
zugegebenermaßen sehr delikat ist und man eine
Gratwanderung machen muß.

Ich sage aber auch , Herr Tiefenbach , es hilft garnichts , wenn wir als Parlamentarier ein Problem ver¬
drängen wollten , weil wir nicht den Mut haben , die
verschiedenen Facetten des Problems zu beleuch¬
ten.

(Beifall bei der FDP)

Wir sind der Meinung , daß das , was in der Öffentlich¬
keit so problematisch empfunden und heiß diskutiert
wird , auch ins Parlament gehört.

Die GRÜNEN wollen nun zweierlei : zunächst eine
sechsmonatige Aussetzung der Abschiebung und

dann die Umwandlung in einen dauerhaften Ab - (C)
schiebestopp . Sie wollen , wenn ich Sie richtig ver¬
standen habe , Herr Tiefenbach , eine generelle Rege¬
lung ohne jede inhaltliche , regionale , zeitliche oder
persönliche Differenzierung . Das lehnen wir als FDP
ab.

(Beifall bei der FDP)

Wir meinen , daß eine solche generelle Regelung
weder der aktuellen Lage der zehn bis zwölf Millio¬
nen Kurden in der Türkei noch den Besonderheiten
der Situation der kurdischen Minderheit in Bremen
entspricht , und zwar auch nicht vor dem Hinter¬
grund des Golfkrieges.

Drei Gründe werden von den GRÜNEN angeführt:
erstens , die Herkunftsgebiete der Kurden seien wäh¬
rend des Golfkrieges wegen der gemeinsamen Gren¬
ze mit dem Irak potentielles Kriegsgebiet , zweitens
die wirtschaftlichen Nöte aufgrund des Embargos ge¬
genüber dem Irak , drittens die Menschenrechtsver¬
letzung seitens der türkischen Regierung.

Wir gehen davon aus , daß der Golfkrieg in jedem
Fall eine befristete Angelegenheit sein wird . Wir
hoffen sicherlich alle miteinander , daß die neuerli¬
che Friedensinitiative der sowjetischen Regierung
im Ergebnis von Erfolg gekrönt sein wird . Wir mei¬
nen , daß damit zwei wesentliche Gründe der GRÜ¬
NEN entfallen . Es werden sich über kurz oder lang
wieder die alten Verhältnisse auch in den Grenzre¬
gionen herstellen . pj

Zu Ihrem dritten Argument : Es soll und kann über¬
haupt nicht geleugnet werden , daß es Menschen¬
rechtsverletzungen seitens der türkischen Regie¬
rung gegeben hat . Die hat es nicht nur in der Türkei
gegeben , die hat es auch im Iran gegeben , die hat es
im Irak gegeben , und , Sie haben es auch schon ge¬
nannt , der scheußlichste Angriff ist von dem Dikta¬
tor Hussein mit dem Giftgaseinsatz begangen wor¬
den gegen die kurdische Minderheit seines eigenen
Volkes.

Aber , meine Damen und Herren , es gibt auch An¬
zeichen für ein Umdenken in der Türkei . Aus der
„Zeit " vom 8 . Februar ist zu entnehmen , daß die tür¬
kische Staatsregierung nunmehr bereit ist , die Kur¬
den offiziell als Volksgruppe zur Kenntnis zu neh¬
men.

Ein Beispiel dafür , das ist zumindest meine Inter¬
pretation , ist , daß die Verwendung der kurdischen
Sprache nicht mehr verboten ist . Ich denke , daß die
türkische Staatsregierung auf diesem Weg weiter¬
schreiten wird , aber das ist natürlich zugegebener¬
maßen Spekulation.

Sie haben das Ganze minimalisiert , indem Sie von
einer Teilliberalisierung gesprochen haben . Ich mei¬
ne , daß es aber müßig ist , da noch weiter zu spekulie¬
ren , weil es andere tragende Erwägungen gibt . Eine
solche Erwägung sehen wir in der Rechtsprechung
der Verwaltungsgerichte in der Bundesrepublik zu
der Frage , ob und inwieweit es eine Gruppenverfol¬
gung für Kurden in der Türkei gibt.
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Ich darf Ihnen , Herr Tiefenbach , mit der Genehmi¬
gung des Herrn Präsidenten einmal zitieren aus ei¬
nem Beschluß des Verwaltungsgerichts Bremen , das
ja nun wahrhaftig nicht dem Verdacht ausgesetzt
werden kann , ausländerfeindlich oder gar rechtsla¬
stig zu sein:

„Dem Antragsteller droht in der Türkei nicht al¬
lein wegen seiner Zugehörigkeit zur Volksgruppe
der Kurden Gefahr für Leben oder Freiheit . Ob das in
den angestammten kurdischen Siedlungsgebieten in
der Osttürkei zur Zeit der Fall ist — in der Rechtspre¬
chung der Verwaltungsgerichte ist eine Gruppen¬
verfolgung der Kurden bisher einhellig verneint
worden — , kann dahinstehen , da der Antragsteller
jedenfalls in anderen Gebieten der Türkei als Kurde
ohne Gefahr für Leib oder Freiheit leben kann .

"

Das , Herr Tiefenbach , bedeutet doch im Klartext,
daß sowohl im Hinblick auf die alte Rechtslage als
auch im Hinblick auf die neue Rechtslage individuel¬
le Abschiebungshindernisse — das ist jetzt der Para¬
graph 51 , Sie haben vorhin den Paragraphen 14 aus
dem alten Recht zitiert — nicht bestehen

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN ] :
Aber das ist unrealistisch , Herr van Nispen !)

beziehungsweise nicht notwendigerweise bestehen.
Auch das , Herr Tiefenbach , spricht meines Erach¬
tens eindeutig gegen die von Ihnen verlangte Pau¬
schalregelung.

(Beifall bei der FDP)

Wie sieht nun das Problem aus Bremer Sicht aus?
Nach der Bundestagswahl und vor der Hessenwahl
war im „Weser -Kurier " von einem bemerkenswer¬
ten Interview zu lesen , Überschrift „Keine Koalition
mit der verschlissenen SPD "

, ein Gespräch des
„Weser -Kurier " mit Frau Hackstein , Frau Bernba¬
cher und Herrn Thomas . Ich darf auch daraus zitie¬
ren:

„Wir können nicht oder immer nur Solidaritäts¬
adressen für Ausländer absenden wie unser innen¬
politischer Sprecher Paul Tiefenbach , sagt der Kolle¬
ge Martin Thomas . Für Christine Bernbacher muß
auch einmal Tacheles geredet werden gegen Silve¬
sterrandalierer auf der Sielwallkreuzung oder dea¬
lende Kurden .

"

(Beifall bei der FDP und bei der CDU — Abg.
H o 11 w e g [CDU] : Recht haben sie !)

Meine Damen und Herren , wo Herr Thomas und
Frau Bernbacher recht haben , haben sie recht!

Wenn wir denn nun einmal beherzigen wollen , daß
Tacheles geredet werden muß , dann muß man auch
folgendes zur Kenntnis nehmen : Am Freitag vergan¬
gener Woche hat die Innendeputation von dem Lei¬
ter des Drogenkommissariats , Herrn Haase , einen
mündlichen Situationsbericht bekommen über die
Entwicklung der Drogenkriminalität in Bremen . Die¬

ser Bericht , meine Damen und Herren , war wahrhaft (C)
erschreckend . Er machte deutlich , daß wir uns inmit¬
ten einer dramatischen Entwicklung befinden , einer
Entwicklung , die nicht nach Sonntagsreden , sondern
nach Taten ruft.

Einer der bedauerlichen Aspekte der sich explo¬
sionsartig ausbreitenden Drogenkriminalität — ich
will Ihnen hier Zahlen ersparen , ich kann sie aber
gern nennen , wenn Sie es denn wollen — ist der hohe
Anteil von Ausländern im allgemeinen und von
Asylbewerbern im besonderen . Dieser Anteil ist in
den letzten Jahren von Jahr zu Jahr höher gewor¬
den , und er beträgt zum Beispiel beim spezifischen
Delikt des Drogenhandels im Jahre 1990 in Bremen
45 Prozent.

Das sind Fakten , die haben weder CDU noch FDP
oder Sozialdemokraten erfunden , das sind Fakten,
die uns von der Polizei , die dieses Geschäft widerwil¬
lig , aber doch einigermaßen nüchtern betreibt , un¬
terbreitet werden.

Neben Kolumbianern , Schwarzafrikanern , Libane¬
sen und Polen haben es dabei Kurden zu trauriger
Berühmtheit gebracht . Ich sagte Kurden , ich sage
nicht alle Kurden . Der Heroinhandel sei fest in kurdi¬
scher Hand , wußte Herr Haase zu berichten . Auch
das , meine Damen und Herren , ist zu beachten , wenn
man sich für ein generelles Bleiberecht einer be¬
stimmten Minderheit ausspricht.

(Beifall bei der FDP)
(D)

Wir von der FDP wollen eben nicht , daß über die
von den GRÜNEN verlangte allgemeine Regelung,
so sehr sie auch moralisch und ethisch motiviert sein
mag , gut gemeint sein mag , auch kurdische Drogen¬
händler in den Genuß eines Bleiberechts kommen.

(Beifall bei der FDP)

Ich sage all denjenigen , die mich gleich kritisieren
werden , das liegt auch nicht im Interesse der kurdi¬
schen Mehrheit , die hier in Bremen wohnt.

(Beifall bei der FDP)

Ich betone noch einmal , was ich schon einmal ge¬
sagt habe : Für unser Verständnis gehören ausländi¬
sche Drogendealer , ob sie nun Kurden oder Libane¬
sen oder wer auch immer seien , genauso ins Gefäng¬
nis wie deutsche Drogenhändler . Da stimmen Sie mir
noch zu ! Aber ich sage Ihnen genauso , daß auch die
Möglichkeit besteht und diese Möglichkeit auch ge¬
nutzt werden muß , daß sie anschließend , soweit es
um Ausländer geht , abgeschoben werden.

Wenn wir nun feststellen , meine Damen und Her¬
ren , daß deutsche Behörden mehr und mehr dazu
übergehen , ohne rechtskräftige Verurteilung Dro¬
genhändler abzuschieben , dann muß man einmal ge¬
nau untersuchen , woran das liegt . Das liegt nämlich
daran , daß angesichts einer äußerst komplizierten
Gesetzeslage und angesichts einer außerordentli-
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chen Qualität und Quantität des professionellen Dro¬
genhandels mittlerweile deutsche Behörden und
deutsche Gerichte sich gar nicht mehr anders zu hel¬
fen wissen als abzuschieben . Das , meine Damen und
Herren , ist Fakt.

Ich habe den Eindruck , bezogen auf die Bremer Si¬
tuation , daß die Polizei sich redlich bemüht mit den
ihr möglichen Mitteln . Ich habe allerdings auch den
Eindruck , daß manche Teile der Justiz , Herr Dr . Paw-
lik , die Dimension und die Dynamik der Drogenkri¬
minalität noch nicht voll erkannt haben . Da gibt es
ein erhebliches Vollzugsdefizit,

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Sie
nehmen Herrn Borttscheller die ganze Rede

weg !)

und wir werden möglicherweise auch gezwungensein , Gesetze zu ändern.
Zusammengefaßt definiere ich die Position der

FDP-Bürgerschaftsfraktion wie folgt : Die FDP lehnt
einen dauerhaften Abschiebestopp wie auch jede an¬
dere generelle Regelung zugunsten von Kurden ab.
Dabei gehen wir davon aus , daß aus humanitären
Gründen während des Golfkrieges keine Abschie¬
bungen in Kriegsgebiete erfolgen.

Die FDP verlangt Einzelfallentscheidungen , die der
besonderen Situation des jeweils betroffenen An¬
tragstellers Rechnung tragen . Dabei ist zu berück¬
sichtigen , daß eine allgemeine Gruppenverfolgung
von Kurden in der Türkei nicht besteht und Kurden
auch außerhalb ihrer angestammten Herkunftsge¬biete in der Türkei frei von Bedrohung und Verfol¬
gung leben können.

(Beifall bei der FDP)

Ganz kurz noch zu Ziffer 2 unseres Antrages ! Wir
möchten , daß der Senat zu diesem Thema Zahlen
und Fakten auf den Tisch legt . Wir sind es leid , daß
bei allen Bemühungen wir keine präzisen Informa¬
tionen bekommen , sondern häufig mit vagen Erklä¬
rungen abgespeist werden . Ich sage Ihnen , es reicht
mir auch nicht , wenn in der Presse Schätzwerte oder
Interpretationen oder individuelle Bewertungen zu
lesen sind , diese genügen unseren Aufklärungsan¬
sprüchen nicht!

(Beifall bei der FDP)
Wir meinen , daß Senat und Parlament verpflichtetsind , ihren Beitrag zur Versachlichung der Diskus¬

sion zu leisten . Wenn der Senat meinen sollte , das ei¬
ne oder andere Datum mit einem vertretbaren Ar¬
beitsaufwand nicht liefern zu können , so gehörtauch das , meine Damen und Herren , zu einer Er¬
kenntnis einer solchen Debatte . Wir meinen , daß je¬der , der um eine sachliche Beurteilung bemüht ist,ein Interesse haben müßte an einem solchen von uns
verlangten Bericht . — Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident v . d . Schulenburg : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete Bergen.

Abg . Bergen (CDU) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Herr van Nispen , Sie haben sicherlich
bemerkt , daß meine Fraktion des öfteren geklopfthat . Wir schließen uns Ihren Ausführungen voll an,und Sie haben unsere Unterstützung.

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Jetzt ist
der Bart ab !)

Sie finden also unseren vollen Beifall.
Herr von Tiefenbach -- .

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Nur
Tiefenbach ! - Abg . Metz [CDU ] : Pro¬

fessor !)

Herr Tiefenbach , mit welchen Spekulationen Sie ar¬
beiten , das ist schon wirklich ungeheuerlich ! Erstens
ist festzustellen , in der Türkei ist kein Krieg , und
zweitens ist festzustellen — möglicherweise habe ich
das nicht gelesen — ,

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Al¬
so muß die Bundeswehr zurück !)

ich habe nirgends gelesen und nirgends gehört , daß
die Türkei im eigenen Land Dörfer mit Bomben be¬
legt.

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Lesen Sie
doch einmal die Zeitung !)

Lassen Sie mich zu Beginn meiner Ausführungenauf den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN eingehen!Ich werde jeden Absatz durcharbeiten.
Im ersten Absatz ist bereits falsch , daß Kurden

eben nicht nach Kurdistan abgeschoben werden,
sondern in die Türkei . Kurden sind türkische Staats¬
angehörige , es sei denn , sie kommen aus anderen
Ländern.

Im zweiten Absatz beklagt die Fraktion DIE GRÜ¬
NEN , daß die Bundesrepublik Deutschland 18 Jagd¬
flugzeuge in die Türkei geschickt hat . Meine persön¬liche Meinung ist : Wäre die Bundesrepublik
Deutschland bedroht , hätte uns die Türkei höchst¬
wahrscheinlich mehr geholfen , als wir jetzt der Tür¬
kei helfen.

(Beifall bei der CDU)

Im dritten Absatz beklagen die GRÜNEN, daß die
türkische Regierung hart gegen die Opposition vor¬
geht . Tatsache ist , daß weder Teile der Menschen¬
rechtskonvention außer Kraft gesetzt wurden —

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] :
Herr Kollege , welche Zeitung lesen Sie denn?

Ich bin erstaunt !)
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sie sind noch nicht außer Kraft gesetzt , das ist auch
eine Spekulation — , noch ist bekannt , daß gegen die
kurdischen Organisationen besonders verschärft
vorgegangen wird . Tatsache ist vielmehr , daß die
kurdische Sprache zugelassen wird , und richtig ist
auch , daß die türkische Regierung in der letzten Zeit
Zugeständnisse gemacht hat , um einer kurdisch kul¬
turellen Lebensweise innerhalb der Türkei Rech¬
nung zu tragen . Allerdings muß gesagt werden , die
türkische Regierung befindet sich hier in dem richti¬
gen Ansatz , und dies muß fortgeführt werden.

In Absatz vier beklagt die Fraktion DIE GRÜNEN,
daß die Türkei wirtschaftliche Einbußen hätte . Das
stimmt , das ist richtig , und wenn Sie sich erinnern,
am vergangenen Montag hat die Bundesregierung
150 Millionen DM der Türkei zur Verfügung gestellt,
um die wirtschaftlichen Ausfälle aufgrund des Wirt¬
schaftsembargos gegen den Irak zu lindern . Damit
entfällt also in Absatz vier Ihre Begründung.

Im letzten Absatz , meine Damen und Herren,
selbst wenn man der Intention der ersten vier Teile
Ihres Antrags folgen würde , halten wir die politische
Schlußfolgerung Ihres Antrags für nicht hinnehm¬
bar . Wer aus einer vorübergehenden — und das hat
Herr van Nispen gesagt , es kann ja nur vorüberge¬
hend sein — politischen Situation , die sich mögli¬
cherweise in den nächsten Tagen oder in den näch¬
sten Wochen ändert , ein endgültiges Bleiberecht für
alle Kurden herleiten will , dem kann man wirklich
nur unterstellen , Herr Tiefenbach , daß die Begrün¬
dung des Antrags mehr als vordergründig ist.

Da waren Ihre Kollegen aufgrund eines Antrags im
Bayerischen Landtag schon ein bißchen pfiffiger,
denn im Bayerischen Landtag haben Ihre Kollegen
den Antrag eingebracht : „Keine Abschiebung von
Asylberwerberinnen und -bewerbern aus den
Kriegsgebieten am Golf "

. Diesen Antrag abzuleh¬
nen , das wäre allerdings schwergefallen . Sie machen
natürlich etwas anderes und nehmen als Überschrift
„Keine Abschiebung von Kurden "

, Schluß , Aus , En¬
de , dann machen Sie vier Absätze , und das war es
dann für Sie.

Was die Fraktion DIE GRÜNEN mit dem Antrag er¬
reichen will , ist nichts anderes als die Wiedereinfüh¬
rung des sogenannten Kurdenerlasses . Sie wissen
aber auch , daß das rechtlich gar nicht mehr möglich
ist . Das geht nur mit Zustimmung der Bundesregie¬
rung . Sie werden sich also nicht wundern , wenn wir
Ihren Antrag ablehnen.

Dem Antrag der FDP stimmen wir zu . Allerdings
halten wir die Anmerkungen in Absatz eins , wonach
Ausländergruppen — das scheint ein bißchen unklar
zu sein — nicht generell abgeschoben werden sollen,
für überflüssig , weil das ja auch nicht der Fall ist.

(Abg . Jäger [FDP] : Dann ist es auch nicht
schädlich !)

Ja , gut , schädlich ist es auch nicht , man kann es hin¬
einschreiben . Wir machen ja Ihren Antrag mit und

lassen nichts streichen und machen auch keine An - (C)
derungen . Wir halten es für unbedingt erforderlich,
daß Einzelentscheidungen getroffen werden.

Dem zweiten Teil des Antrags stimmen wir auch
zu , weil wir im überwiegenden Teil davon ausgehen
müssen , daß die gewünschten Erhebungen , die Sie
verlangen , der Senatsverwaltung vorliegen . Sollte
dies nicht der Fall sein , müßte sich der Senat aller¬
dings fragen lassen , auf welchen Grundlagen er den
sogenannten Kurdenerlaß angewandt hatte.

Meine Damen und Herren , für die CDU-Fraktion
stelle ich abschließend fest : Aus Gründen der
Rechtsstaatlichkeit und zur Gewährleistung einer
einheitlichen Vorgehensweise in den Bundesländern
sind wir dafür , daß entsprechend dem neuen Auslän¬
dergesetz eine zeitlich begrenzte Abschiebungsaus¬
setzung geprüft wird , um diese dann einzelfallbezo¬
gen notfalls in Bremen anzuwenden . — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident v . d . Schulenburg : Als nächste hat
das Wort die Abgeordnete Frau Noack.

Abg . Frau Noack (SPD ) : Herr Präsident , meine Da¬
men , meine Heren ! Der Krieg am Golf hat wirklich
auf tragische Weise ins Blickfeld gerückt , was die
Weltöffentlichkeit lange Zeit nicht wahrnehmen
wollte . 1988 hat Saddam Hussein versucht , die Kur¬
den im Norden des Irak mit Giftgas auszurotten.
Jetzt erst erscheinen die Bilder davon regelmäßig in (D)
den Medien . Jetzt erst wird auch deutlich und immer
wiederholt , daß die Kurden vielfältigen Verfolgun¬
gen ausgesetzt sind in den Staaten , in denen sie le¬
ben.

Nur offenbar in diesem Haus gibt es einige , die es
immer noch nicht ganz verstanden haben , wenn ich
mir Herrn Bergen so anhöre . Dabei kann sich dieses
Haus immerhin rühmen , mehrfach über die Proble¬
me der Kurden debattiert und die Entsendung einer
Delegation in die Ostgebiete der Türkei befürwortet
zu haben.

(Beifall bei der SPD)

Was die Delegation von dort zurückgebracht hat,
ist aber leider auch nur noch am Rande zur Kenntnis
genommen worden . Auf traurige Weise wird es jetzt
wieder populär . Die Lage der Kurden hat sich seit
dem Besuch der Delegation nicht verbessert , im Ge¬
genteil , sie hat sich erheblich verschlechtert . Nach
wie vor leben die Flüchtlinge vor Saddams Giftgas,
deren Lager wir damals besucht haben , in diesen tür¬
kischen Lagern , wo sie nur ein Minimum an Bewe¬
gungsfreiheit und Versorgung haben.

Es ist Ihnen zum Beispiel immer verwehrt worden,
ihre Kinder zu unterrichten , es durfte dort kein
Schulunterricht stattfinden . Viele Kleinkinder und
alte Leute sind an Hunger und Seuchen gestorben.
Den Flüchtlingen ist von der Türkei nie der Flücht¬
lingsstatus zuerkannt worden , und folglich sind dort
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(A ) die internationalen Hilfsorganisationen nicht tätig
geworden . Auch der Hohe Flüchtlingsrat der UNO
hat die Versuche aufgegeben , in diesen Lagern tätig
zu werden.

Schon seit längerem gelten in der Osttürkei Not¬
standsgesetze und Militärrecht . Wer das in Frage
zieht , den möchte ich doch einmal bitten , die ein¬
schlägige Presse zu lesen . Wenn Ihnen die „ taz"
nicht gefällt , ich schlage Ihnen vor die „Züricher
Neue Zeitung "

, die „Frankfurter Rundschau " und
den „ Guardian Weekly "

, da haben Sie eine gute In¬
formation.

(Beifall bei der SPD)

Die kurdische Bevölkerung hat zunehmend unter
den Übergriffen des Militärs zu leiden , die unter dem
Vorwand , man suche Mitglieder der PKK, der kurdi¬
schen Guerilla , und mit dem Hinweis auf möglicher¬
weise bevorstehende Kriegshandlungen dort die Be¬
völkerung drangsalieren . Die Menschen werden de¬
portiert , Dörfer werden dem Erdboden gleichge¬macht , und davon gibt es Bilder , die können Sie zur
Kenntnis nehmen . Das ist nicht nur das eine oder das
andere Dorf , sondern das sind viele Dörfer . Die Gär¬
ten werden verwüstet , die Olivenhaine werden an¬
gebrannt , und das Vieh , so wenig nur da ist , wird ge¬
schlachtet , den Menschen wird jegliche Lebens¬
grundlage dort genommen.

(B) (Präsident Dr . Klink übernimmt wieder
den Vorsitz .)

Die Menschenrechte sind von der Regierung für
diese Gebiete außer Kraft gesetzt . Dies ist am 23 . Au¬
gust des letzten Jahres von der türkischen Regie¬
rung dem Europarat mitgeteilt worden . Wer es nicht
glaubt , möge dort doch bitte einmal nachfragen.

(Beifall bei der SPD)

Auch die Nachricht , daß es neuerdings erlaubt sei,
die kurdische Sprache dort zu sprechen , hat sich als
trügerisch erwiesen . Ich muß ja sagen , in mir ist auch
etwas Hoffnung entstanden , als ich das gelesen ha¬
be . Wenn man aber die türkischen Zeitungen liest,
kann man ziemlich schnell feststellen , gesprochen
werden darf die Sprache zwar — das wird sie aber so¬
wieso , denn viele Menschen können dort überhaupt
kein Türkisch , sondern nur Kurdisch sprechen — , of¬
fiziell , zum Beispiel in der Schule oder vor Gericht,ist sie aber nach wie vor verboten , und auch
Druckerzeugnisse in kurdischer Sprache sind nicht
erlaubt.

Der Krieg am Golf verschärft diese Situation . Das
kann man auch daran ablesen , daß neuerdings
Rechtsanwälte und Mitglieder von Menschenrechts¬
organisationen sowie Journalisten in den kurdi¬
schen Gebieten an ihrer Arbeit systematisch gehin¬dert , bedroht und oft eingesperrt werden . Wir haben
also gegenwärtig mehr Grund denn je , die kurdi¬

schen Flüchtlinge vor Abschiebung zu schützen , da (C)
gebe ich Herrn Tiefenbach ganz recht.

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Da
bin ich aber gespannt , wie Sie die Kurve be¬

kommen wollen !)

Aber dies allerdings , Herr Tiefenbach , kann keine
Bremer Einzelveranstaltung sein , dies muß Allge¬
meingut der Bundesrepublik werden , so wie es zum
Beispiel auch in Frankreich ist , wo Kontingentflücht¬
linge aus den kurdischen Lagern aufgenommen wor¬
den sind.

(Abg . Jäger [FDP] : Das ist doch inkonse¬
quent , Frau Noack ! Sie sprechen nur für den

Antrag !)

Wofür spreche ich?

(Abg . Jäger [FDP] : Sie sprechen nur für
die Richtigkeit des Antrags !)

Das ist nicht richtig . Warten Sie doch bitte einmal
meine Ausführungen ab!

Wir erwarten deshalb vom Senat , daß er sich den
Bemühungen von Schleswig -Holstein anschließt und
das Auswärtige Amt zu einer Stellungnahme über
die Situation der Kurden veranlaßt , um für die
Flüchtlinge aus den kurdischen Gebieten eine Kri¬
sengebietsregelung auf Bundesebene zu erreichen . (D)
Ich frage mich , wo der Senator Sakuth sich eigentlich
befindet — er ist da , gut , wunderbar ! — , denn ich
würde ihn doch bitten , dies zur Kenntnis zu nehmen!

Die gegenwärtige Argumentation des Bundesin¬
nenministeriums , eine Abschiebung von Kurden ge¬
schehe ja nicht in die Ostgebiete , ist formal richtig,
aber sie ist dennoch fragwürdig , denn in der Tat ist
es so , daß Menschen , die aus den Ostgebieten der
Türkei kommen , im Westen keinerlei Lebensgrund¬
lage haben und deshalb zu ihren Familien in den
Osten zurückkehren müßten . Deshalb bitte ich den
Innensenator auch , dies in die Diskussion auf Bun¬
desebene mit einzubringen . Fluchtmöglichkeiten in¬
nerhalb der Türkei sind für Kurden nur sehr be¬
grenzt gegeben.

Im übrigen gehen wir selbstverständlich davon
aus , daß die Erklärung aus dem Hause des Innensena¬
tors , daß zur Zeit wegen des Krieges keine Flüchtlin¬
ge in den Nahmen Osten abgeschoben werden , gilt,
solange der Krieg dort währt , Einzelfallprüfungen
und Ausnahmen bei Drogenhändlern vorausgesetzt.

Ich komme nun zu den vorliegenden Anträgen.
Zunächst zu den GRÜNEN ! Ihren Antrag halten wir
für etwas leichtfertig , Herr Tiefenbach , das muß ich
wirklich sagen . Sie wollen den Senat auf einen zeit¬
lich begrenzten Abschiebestopp generell für die
Kurden festlegen und beachten weder , was danach
geschehen soll , wenn Bonn nicht reagiert , noch be¬
rücksichtigen Sie , daß es jetzt im Golfkonflikt natür¬
lich auch eine Reihe von Flüchtlingen aus anderen
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(A ) Gebieten des Nahen Ostens geben könnte , die vor¬
läufig nicht unter die Krisengebietsregelung fallen,
die aber dennoch den Schutz brauchen . Sie haben im
Augenblick nur die 217 Kurden erwähnt , die im Rah¬
men des Kurdenerlasses geduldet worden sind . Was
ist eigentlich mit anderen , die hier vielleicht auch
noch sind?

Den Kurden helfen Sie damit wenig , wenn Sie für
begrenzte Zeit so einen globalen Antrag stellen , vor
allem , wo ja deutlich gesagt worden ist , gegenwärtig
wird nicht abgeschoben . Dafür rufen Sie mit Ihrer
Forderung , das konnten Sie ja nun sehen , all diejeni¬
gen auf den Plan , die Bremen als Paradies für Wirt¬
schaftsasylanten und Drogenhändler darstellen wol¬
len , wie Sie es heute vormittag in der Fragestunde
auch schon erleben konnten.

Leider , Herr van Nispen , sind auch Sie voll auf die¬
sen Zug aufgesprungen , ich hätte das von Ihnen in
dieser Form nicht erwartet . Wir haben ja hier viel¬
fach über das Problem des Drogenhandels auch
durch Kurden gesprochen . Die Frage ist , warum man
dieses Thema jetzt in Zusammenhang mit der heuti¬
gen Diskussion wieder so intensivieren muß.

Dem wollen wir nicht Vorschub leisten mit so ei¬
nem Beschluß , Herr Tiefenbach . Sie haben ja gese¬
hen , wie gründlich der Kurdenerlaß mißverstanden
worden ist . Ich versuche jetzt nicht , noch einmal
hier darzulegen , was er eigentlich beinhaltete . Ich
behaupte , er ist nicht nur gründlich , sondern auch

,pi mit Absicht mißverstanden worden , um es leichter
zu machen , Bremen als Einfallstor für die kurdische
Völkerwanderung darzustellen.

Dem wollen wir , wie gesagt , nicht Vorschub lei¬
sten , denn damit ist leider genug Porzellan zerschla¬
gen worden . Die Vorurteile sind erfolgreich ge¬
schürt worden , und die Ablehnung gegenüber Asyl¬
bewerbern ist in der Bevölkerung leider gewachsen,
das müßten auch Sie feststellen können , Herr Tiefen¬
bach , wenn Sie einmal in die Gebiete gehen , wo
Asylbewerber untergebracht sind.

Wir halten deshalb wirklich wenig von proklama-
torischen Anträgen , die an der Sache wenig ändern.
Wir meinen , die Flüchtlingspolitik muß behutsam ge¬
macht werden und setzen deshalb auf eine sorgfälti¬
ge Prüfung in jedem Einzelfall.

(Beifall bei der SPD)

Ihren Antrag halten wir für wenig hilfreich und leh¬
nen ihn ab.

Nun zum Antrag der FDP! Uns ist die Sinnhaftig-
keit des Antrags an einigen Stellen nicht ganz deut¬
lich geworden , Herr van Nispen.

(Abg . Jäger [FDP] : So ist das uns mit
Ihrem Beitrag gegangen !)

Das tut mir leid , vielleicht könnten wir das im Dialog
noch einmal vertiefen . Ich nehme an , Herr Jäger , das
liegt unter anderem daran , daß Sie nach wie vor die¬

sen Kurdenerlaß völlig anders interpretieren als ich , (C)
aber auch Sie müßten von Herrn van Nispen doch
den Wortlaut bekommen haben . Da ging es immer
nur um eine Einzelfallprüfung , und diese haben wir
für sinnvoll gehalten im Zusammenhang mit Kurden.
Inzwischen , das sagte ich ja ganz deutlich , wird es
aber auch andere Flüchtlinge aus dem Nahen Osten
angehen wegen der Kriegshandlungen dort.

Herr van Nispen , in Punkt eins Ihres Antrags for¬
dern Sie für die FDP Fraktion etwas , was gängige Pra¬
xis ist , das brauchen wir nicht zu beschließen , näm¬
lich die Einzelfallprüfung.

Allerdings haben wir nicht verstanden , was Sie da¬
mit meinen , über Kurden und andere Ausländer¬
gruppen solle nicht generell entschieden werden.
Soll das etwa heißen , daß in Zukunft die Krisenge¬
bietsregelung aufgehoben werden soll ? Das ist un¬
klar formuliert , so wollen und können wir dem nicht
zustimmen . Die Aufhebung der Krisengebietsrege¬
lung wäre ja auch wirklich ein Rückschritt hinter die
Möglichkeiten des Ausländergesetzes.

Zu Punkt zwei ! Es ist wieder zur Bestätigung des¬
sen geworden , was ich befürchtet habe . Durch den
Vorstoß der GRÜNEN ist genau das ausgelöst wor¬
den , was wir zum wiederholten Male hier diskutiert
haben : Die Kurden werden nur in Verbindung mit
Drogenhandel gebracht , so als gäbe es über Kurden
nichts weiter zu vermelden . Das ist für uns nicht ak¬
zeptabel.

(D)
Auch in Ihrer Rede , Herr van Nispen , haben Sie

den größeren Teil wieder auf die Kurden und Dro¬
genhandel verwendet und die wirklich brennenden
Probleme dort in der Region außer acht gelassen . Da¬
bei ist Ihnen aber hoffentlich jetzt auch klar , welches
die wirklichen Probleme sind . Spät genug zwar , aber
ich kann sehr erfreut feststellen , daß im „Weser-
Kurier " gestern ein ausführlicher Artikel über die Si¬
tuation stand.

(Abg . v . Nispen [FDP] : Und deswegen
brauchen wir uns nicht mehr damit zu be¬

schäftigen !)

Schon wegen dieses unglücklichen Tenors Ihres
Antrags in Punkt zwei wollen wir dem auch nicht zu¬
stimmen . Im übrigen ist dieser Punkt nach unserer
Meinung auch ziemlich unpraktikabel , zum Beispiel
fragen Sie nach der Zahl der Kurden in Bremen und
nach der Aufschlüsselung ihrer Grunddaten . Diese
Ermittlung wäre mit einem unendlichen Aufwand
verbunden , weil die hier lebenden Ausländer nach
Staatsangehörigkeit und nicht nach Volkszugehörig¬
keit erfaßt werden . Etwas anderes wäre natürlich
auch nicht angemessen.

übrigens ist es selbst bei Asylverfahren so , daß
dort oft gar nicht zur Kenntnis kommt , ob jemand
Kurde ist oder nicht . Dies wäre eine Fleißarbeit der
Ausländerbehörde , die Sie da verlangen , die für
mich sinnlos ist.
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(A) Wollen Sie vielleicht eine Frage stellen?

(Abg . Jäger [FDP] : Nein , nein , ich habe
den Kollegen van Nispen gebeten , das in sei¬

nen Beitrag aufzunehmen !)

Welchen Wert soll es außerdem für Sie haben zu
wissen , inwiefern sich die geschätzten zirka 6000 bis
7000 kurdischen Arbeitnehmer hier in Bremen von
anderen Iranern , Türken , Libanesen oder Irakern
unterscheiden?

Wir meinen , der Erkenntniswert dessen , was Sie
möglicherweise durch Ihren Berichtsantrag erfah¬
ren , steht in keinem Verhältnis zu dem Aufwand,
den Sie von der Ausländerbehörde verlangen , und
Sie wissen ja selbst , wie problematisch es ist , die be¬
grenzten Kapazitäten der Ausländerbehörde mit sol¬
chen zusätzlichen Ansinnen zu belasten.

Sie selbst fordern doch auch immer , daß die Aus¬
länderbehörde ihre Kapazitäten voll für die zügige
Abwicklung von Asylverfahren verwendet . Ange¬sichts dessen können wir die Beschäftigungstherapie
für diese Behörde durch so einen Berichtsantrag
nicht billigen . Ich denke , Informationen sind genugda , um hier auch solide handeln zu können . Ihren
Antrag müssen wir leider ablehnen . — Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren , ich^ schlage Ihnen vor , daß wir diesen Punkt noch heute
abschließen . Ich bitte , daß man sich mit den Wortbei¬
trägen auf die fortgeschrittene Zeit einstellt.

Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Alter¬
mann.

Abg . Altermann (DVU) : Herr Präsident , meine
sehr verehrten Damen , meine Herren ! Sie wissen al¬
le , daß hier wieder einmal versucht werden soll , ein
Bundesgesetz zu umgehen . Normalerweise gehört
ein solcher Antrag von Ihnen , meine Damen und
Herren von den GRÜNEN , vor den Bundestag nach
Bonn und nicht hierher . Es dürfte Ihnen hinreichend
bekannt sein , Bundesrecht geht vor Länderrecht.

Hier wäre noch die Frage offen , ob Sie auch über¬
führte Rauschgifthändler in Ihren Abschiebestopp
einbeziehen oder ausklammern wollen . Für mich
sind das nämlich Mörder , gleich ob Kurden oder ir¬
gendwelche anderen.

Vor allem vermisse ich einen befristeten Abschie¬
bestopp bis nach Beendigung des Golfkrieges , das
wäre noch menschlich . Sie aber wollen einen dauer¬
haften Abschiebestopp der abgelehnten Asylber-
werber , also damit ein bestehendes Gesetz umge¬hen . Allein aus diesem Grunde müßte die Bürger¬schaft diesen Antrag im allgemeinen ablehnen . —
Ich bedanke mich!

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort
Herr Senator Sakuth.

Senator für Inneres Sakuth : Herr Präsident , meine (C)Damen und Herren ! Vorausgeschickt : Ich freue mich
eigentlich , daß wir heute in der Lage waren , eine so
sachliche Debatte bisher dazu zu führen . Ich möchte
meinen Teil dazu beitragen.

über die Lage der Kurden ist in vielen Publika¬
tionsorganen schon sehr viel berichtet worden . Es
gibt unterschiedliche Einschätzungen , und es spielt
manchmal auch eine Rolle , welche Quellen man
nutzt , um zu seiner eigenen Bewertung zu kommen.

Ich will aber eines hier deutlich machen : Aus der
Sicht des Innenressorts muß ich leider feststellen,
daß gerade auch aus der Gruppe dieser Menschen im
polizeilichen Bereich eine relativ große Auffälligkeitzu verzeichnen ist , das haben wir — richtigerweise
ist das hier eingeführt worden — in der Deputation
auch dargestellt.

Mit den uns zur Verfügung stehenden staatlichen
Maßnahmen wird versucht , im Zusammenwirken
von polizeilichen Maßnahmen , Maßnahmen der
Staatsanwaltschaft und der Ausländerbehörde alle
ausländerrechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen.
Insofern , denke ich , bedarf es dazu heute keiner ge¬
sonderten Aufforderung , dies ist die gängige Praxis.

Die Asylverfahren , die zum Teil hier auch in Form
von Petitionen noch einmal geprüft werden — das
werden alle Mitglieder des Petitionsausschusses be¬
stätigen — , haben eben gerade bei dieser Personen¬
gruppe häufig einen negativen Ausgang.

Man hat in der Vergangenheit hier in Bremen aus p)humanitären Gründen ein Aufenthaltsrecht im Zuge
einer Einzelfallprüfung gewährt . Das ist verkürzt
immer als der sogenannte Kurdenerlaß bezeichnet
worden . Der Senat hat am 22 . November entschie¬
den , daß diese Regelung vor dem Hintergrund des
neuen Ausländergesetzes nicht fortbestehen soll
und von daher auch keine Duldungen verlängert
werden.

An dieser Entscheidung , um das auch sehr deutlich
zu sagen , nämlich der Aufhebung einer bremischen
Sonderregelung , hat sich nichts geändert , und dazu
sehe ich persönlich auch keine Veranlassung.

(Beifall bei der SPD - Abg . Tiefenbach
[DIE GRÜNEN] : Warum das denn nicht ? Das

erklären Sie jetzt doch einmal !)

Das Problem , um das es hier geht , bezieht sich
nicht nur auf Angehörige einer Volksgruppe , son¬
dern bezieht sich regional sicherlich auf viel mehr
Menschen , die dort leben . Wir sind zur Zeit bemüht,
mit dem Bundesinnenminister und mit dem Außen¬
minister zu einheitlichen Kriterien zu kommen , wie
eigentlich die Lage dort zu beurteilen ist.

Wir können uns bei dieser Frage sicherlich auch
nicht darauf stützen , daß es sich je nach Standpunkt
Beschreibungen gibt , sondern wir sind eben daran
interessiert , das auch mit den Bundesbehörden ein¬
vernehmlich festzustellen . Sie wissen alle , das ist
kurz genannt worden , die Regelungen über Krisen-
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(A) gebiete sind nur noch im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium des Innern festzulegen . Zur Zeit
finden diese Abstimmungsgespräche statt , die Ergeb¬
nisse liegen derzeit aber noch nicht vor.

Ich sage sehr deutlich , ich bin dafür , diese Ergeb¬
nisse abzuwarten , damit wir hier nicht einen eigen¬
ständigen Bremer Weg gehen , sondern einen Weg,
der auch dem entspricht , was andere Länder tun . Ich
meine , damit sind wir besser beraten , als unter dem
Eindruck einer solchen Diskussion zu sagen , wir wer¬
den hier einen vollkommen neuen Weg finden.

Bremen nimmt derzeit wie die anderen Bundeslän¬
der , und darauf kommt es ja in der Sache an , Herr
Abgeordneter Tiefenbach , auf die besondere Situa¬
tion angesichts des Golfkrieges Rücksicht , und zwar
mit folgendem Verfahren : Sofern eine Ausreise¬
pflicht für Menschen aus der Golfregion — die Beto¬
nung liegt auf Golfregion — besteht , werden die Aus¬
reisefristen verlängert . Das ist , glaube ich , das , was
man aus humanitären Gründen in jedem Fall ange¬
sichts der Situation in diesem Gebiet auch machen
kann . Das ist genau der Ausgangspunkt , wo niemand
erst überzeugt werden muß , sondern es ist gängige
bremische Praxis.

(Beifall bei der SPD)

Aber ich will auch eines deutlich sagen : Für die
Menschen , die zum Beispiel nachgewiesenermaßen
Drogenhandel betreiben oder bei denen eine Beteili-

(B) gung hier festgestellt worden ist , gilt diese Regelung
nicht . Ich wollte es der Vollständigkeit halber nur
noch einmal sagen , nicht daß nachher in der Legen¬
denbildung gesagt wird , das ist hier nicht entspre¬
chend bewertet worden.

Ich habe eben schon gesagt , die Einzelfallentschei¬
dung ist zur Zeit gängige bremische Praxis . Ich hoffe,
daß wir gemeinsam mit den anderen Innenministe¬
rien und dem Bundesministerium des Innern dazu
kommen , einvernehmliche Festlegungen für den Be¬
griff der Krisengebiete zu schaffen und daß dies ein
Weg sein wird , wie wir eine von humanitären Ge¬
sichtspunkten geprägte Ausländer - und Asylpolitik
betreiben können . Ich würde das Parlament darum
bitten , den Senat bei der schwierigen Abstimmung in
diesem Sinne zu unterstützen . — Recht herzlichen
Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tiefenbach.

Abg . Tiefenbach piE GRÜNEN) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Ja , die Frage , ob die türki¬
sche Regierung wirklich türkische Gebiete bombar¬
diert , ich habe mich hier auf eine Meldung in der
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung " berufen , wo es
eben unter Berufung auf kurdische Quellen heißt,
„daß auch Ziele in Nordwest -Kurdistan , damit mei¬
nen die kurdischen Nationalisten türkisches Staats¬

gebiet , angegriffen würden , Bomben seien auf den (C)
Kudi -Berg bei Sisre niedergegangen , auch aus den
Provinzen Van und Hackari seien Bombardierungen
gemeldet worden .

"

Also , Herr Bergen , wenn Sie darüber so überrascht
sind , daß so etwas da passiert , dann liegt das mehr an
Ihrer Uninformiertheit als daran , daß ich hier völlig
indiskutable Dinge vortrage . Ich kann Ihnen den Zei¬
tungsartikel gern überlassen.

(Beifall bei den GRÜNEN — Abg . T e i s e r
[CDU] : Das ist doch etwas anderes , als wenn

Dörfer bombardiert werden !)

Ich glaube nicht , daß sie die Bomben einfach auf
Wiesen geworfen haben.

(Abg . T e i s e r [CDU] : Aber Sie wissen
genau , was von den Türken in den Bergen
vermutet wird ! Stellungen kurdischer Wider¬

standskämpfer !)

Stellungen von Widerstandskämpfern , ganz genau,
und wie Guerillas das so an sich haben , verbergen sie
sich häufig in der Zivilbevölkerung , und darauf wird
bei den Bombardierungen keinerlei Rücksicht ge¬
nommen , Herr Teiser!

Herr van Nispen , ich war ein bißchen überrascht,
daß Sie jetzt die Rolle von Herrn Borttscheller über¬
nommen haben beim Thema Drogen . Ich behaupte
gar nicht , jeder Kurde sei ein Heiliger , wie das hier (D)
unterstellt wurde , natürlich gibt es Drogenhändler
unter den Kurden . Das einzige , was ich behaupte , ist,
daß man unterscheiden muß zwischen Leuten , die
ihr Asylverfahren vor sich haben , und denen , die ab¬
gelehnte Asylbewerber sind.

Was wir politisch hier gefordert haben , bezieht
sich ausschließlich auf abgelehnte Asylbewerber,
und das war auch die bisherige Regelung des Senats.
Diejenigen , die von der Polizei wegen Drogenhan¬
dels aufgegriffen wurden , waren ausschließlich Leu¬
te , die entweder illegal hier waren oder noch im
Asylverfahren standen . Deswegen finde ich es pole¬
misch , wenn Sie die Dinge immer durcheinanderwer¬
fen und so tun , als ob man irgend etwas im Drogen¬
handel ändern könnte , wenn man die abgelehnten
Asylbewerber sofort ausweisen würde.

Natürlich kann man sagen , es kann ja sein , daß
auch unter denen Drogenhändler sind . Gut , da muß
man überlegen , wie man damit verfährt . Ich habe
immer gesagt , daß ich dafür bin , das deutsche Straf¬
recht auf sie anzuwenden . Sie sagen , sie müssen
auch ausgewiesen werden . Darüber kann man disku¬
tieren , aber es ist kein Argument , so eine generelle
Lösung abzulehnen , finde ich.

Herr Sakuth , mir ist Ihr Standpunkt irgendwie
nicht klar geworden und auch nicht der von Frau
Noack . Frau Noack , Sie haben gesagt , Sie finden eine
bundesweite Regelung gut , und Sie fordern den Se¬
nat auf , bei der Bundesregierung aktiv zu werden.
Herr Sakuth hat gesagt , der Beschluß , so wie er steht,
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(A ) Abschaffung des Kurdenerlasses , soll so bleiben . Das
ist für mich ein Widerspruch.

Sie haben dann weiter gesagt , Sie wollen eine bun¬
deseinheitliche Regelung finden . In der Vergangen¬
heit war das anders . Da hat Bremen sich bemüht,
auch einen Sonderweg zu gehen , und inhaltlich , fin¬
de ich , ist das nach wie vor begründet . Ich fordere
nichts weiter , als daß Sie die beschränkten Möglich¬
keiten des Ausländergesetzes , die jetzt noch gege¬
ben sind , auch ausnutzen . Wenn Sie das nicht tun,
dann ist das ein Bruch mit der bisherigen Ausländer¬
politik.

Was unsere andere Forderung anbelangt , zumin¬
dest jetzt einmal für ein halbes Jahr die Abschiebungauszusetzen , habe ich hier kein einziges Argument
gehört , das dagegen spricht . Gut , die Ausreisefristen
werden verlängert , aber das heißt , daß die Leute
ständig in der Unruhe leben , ob sie nicht in der näch¬
sten Woche abgeschoben werden . Warum nicht für
ein halbes Jahr erst einmal die Abschiebung aus¬
setzen , um zu sehen , was sich da weiter entwickelt,
ob der Krieg dann wirklich zu Ende ist und was dann
für Auseinandersetzungen da laufen ? Da ist bislang
kein einziges Argument vorgetragen worden , wa¬
rum das nicht zu machen sein sollte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete van Nispen.

(B)
Abg . v . Nispen (FDP ) : Herr Präsident , meine Da¬

men und Herren ! Frau Noack , Sie haben gesagt , die
Sinnhaftigkeit unseres -- .

(Abg . H e 111 i n g [SPD ] : Morgen weiter¬
machen !)

Ja , wenn Sie nach Hause wollen , gehen Sie bitte
nach Hause ! Ich habe nichts dagegen . Ich möchte
doch noch einmal auf Frau Noack antworten . Das ist,
glaube ich , mein gutes Recht.

(Abg . Frau v . Schönfeldt [FDP] :
Ruhe !)

Frau Noack , Sie haben gesagt , Ihnen sei die Sinn¬
haftigkeit unseres Antrages nicht klar . Ich muß Ih¬
nen sagen , uns war die Sinnhaftigkeit Ihres Beitrages
auch nicht ganz klar , und zwar des Gesamtbeitrages.Ich meine , Sie haben in einer Weise herumlaviert,
daß keinem mehr so richtig klar sein kann , was die
SPD -Fraktion eigentlich will.

(Beifall bei der FDP)

Wenn ich den Innensenator , auch SPD , richtig ver¬
standen habe , hat der mich im Grunde genommenvoll bestätigt . Das ist auch kein Wunder , weil wir , die
wir in der Innendeputation sitzen , doch zu einer gan¬zen Reihe gemeinsamer Erkenntnisse kommen.

Ich konzediere Ihnen gern , auch übrigens Herrn (C)
Tiefenbach , das habe ich ja versucht , deutlich zu ma¬
chen , daß Sie noch immer unter dem Eindruck des
Elends stehen , das Sie offenbar in der Türkei , bezo¬
gen auf die Minderheit der Kurden , unmittelbar vor
Ort haben sehen können . Das will ich Ihnen gern
konzedieren . Vielleicht wäre ich das auch so be¬
troffen gewesen wie Sie , wenn ich mir das hätte
anschauen können . Das ist auch ganz unbestritten.
Das habe ich doch in meiner Rede auch gesagt , daß
es zu massiven Menschenrechtsverletzungen gegen¬über dieser kurdischen Minderheit auch von seiten
der türkischen Regierung gekommen ist . Nur , es
hilft doch nicht , immer nur auf die eine Seite zu star¬
ren und die andere Seite völlig auszublenden.

(Beifall bei der FDP)
Ich glaube , daß bei Ihnen wirklich ein mächtiges

Verdrängungspotential am Werke ist . Sie können
doch überhaupt nicht bestreiten , was Herr Haase in
der Innendeputation dargestellt hat . Sie können
doch nicht bestreiten , was im „Stern " nachzulesen
ist . Soll ich Ihnen den „Stern " -Artikel vorlesen ? Das
wissen wir doch seit Monaten!

Wenn wir im Parlament über diese Minderheit ei¬
ner Minderheit reden , dann müssen wir meines Er¬
achtens beide Seiten sehen , und wir müssen uns ein¬
mal gemeinsam überlegen , wie wir mit diesem Pro¬
blem zu Rande kommen . Wenn Sie dann noch sagen,und das finde ich das Abenteuerlichste , Sie wollten
gar nicht wissen , wie es im einzelnen mit den Daten P)
und Fakten bezogen auf die Kurden bestellt sei , da
habe ja schon etwas im „Weser -Kurier " gestanden,
dann kann ich nur sagen , da hört es bei mir wirklich
mit dem Verständnis auf.

(Beifall bei der FDP)
Also , sollen wir denn mittlerweile als Parlament

uns damit zufrieden geben , was in irgendwelchen
Publikationsoganen , bei aller Wertschätzung des
„Weser -Kuriers "

, steht ? Das kann doch wohl nicht
wahr sein.

Wenn Sie sagen , wir können da manche Daten garnicht liefern , weil das ein viel zu hoher Arbeitsauf¬
wand wäre , dann darf ich doch einmal daran erin¬
nern , wir haben vor kurzem , glaube ich , hier auf Ini¬
tiative der Damen dieses Parlaments , das respektiereich sehr , beschlossen , einen Bericht zur Situation der
ausländischen Frau anzufordern . Wenn Sie sich ein¬
mal vergegenwärtigen , wieviel Leute wieviel Mo¬
nate daran arbeiten müssen , teilweise mit sich über¬
schneidenden Fragestellungen , dann kann ich mich
eigentlich nur wundern.

(Beifall bei der FDP)
Das bedeutet doch im Klartext , daß Sie völlig un¬

schlüssig argumentieren . Mir fehlt da das Verständ¬
nis . Ich nehme mit Bedauern zur Kenntnis , daß Sie
bestimmte Fakten schlicht und ergreifend verdrän¬
gen wollen.
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(A ) Ich sage Ihnen nur eines : Wahlkampf oder nicht,
ich habe versucht , hier einen Beitrag zu leisten , ganz
abgehoben von jeglicher Wahlkampfpolemik . Das
Thema wird Sie auch als SPD -Fraktion einholen . Das
sage ich Ihnen jetzt schon voraus . Es ist doch gerade¬
zu abenteuerlich , daß wir im Parlament uns weigern,
ein Thema zu diskutieren , das die Leute in der Stadt
und im Land umtreibt!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Noack.

Abg . Frau Noack (SPD ) : Herr van Nispen , ich weiß
nicht , warum man hier eigentlich nicht in der Konti¬
nuität vorangegangener Debatten diskutieren kann.
Dieses Problem Kurden und Drogenhändler wollen
wir überhaupt nicht unter den Tisch fegen . Nur ist
im Laufe des letzten Jahres dieses Thema auch von
uns hier so explizit und so häufig diskutiert worden,
daß in der Bevölkerung der Eindruck entstanden ist,
Kurden gleich Drogenhändler . Daß man nun ver¬
sucht , hier in einer wichtigen Debatte anläßlich die¬
ser neuerlichen Repressionen den Kurden gegen¬
über im Zusammenhang mit dem Golfkrieg nun ein¬
mal die andere Seite schwergewichtig zu behandeln,
das können Sie doch nicht für falsch halten.

Insofern kann ich nur noch einmal wiederholen , es
hat mir leid getan , daß diese Debatte nun auch wider
so stark auf den Drogenhandel hinausgelaufen ist.
Ich denke wirklich nicht , daß wir da irgend etwas
unter den Tisch gefegt haben , und Sie wissen auch
selbst , das können Sie in meinen Reden nachlesen,
daß ich immer sehr hartes Vorgehen gegen die Dro¬
genhändler , auch die kurdischen , gefordert habe.
Dies zum einen!

Zum anderen zu den Zahlen ! Es mögen ja durchaus
von Ihnen auch sinnvolle Dinge abgefragt worden
sein oder werden sollen . Nur , so , wie Sie Ihren An¬
trag hier formuliert haben , erwarten Sie , daß Daten
über diese rund 7000 Kurden , die man , wie gesagt,
hier in Bremen nur geschätzt hat , erhoben werden,
ausländische Arbeitnehmer , die sich von anderen
ausländischen Arbeitnehmern überhaupt nicht un¬
terscheiden . Ich kann wirklich nicht verstehen , wie
Sie dies fordern können , wenn Sie bedenken , daß bis¬
her nirgends festgehalten ist , ob das Kurden sind
oder nicht . Ich will das Parlament nicht noch länger

aufhalten , aber vielleicht sollten wir dies auch ein - (C)
mal im persönlichen Dialog vertiefen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Meine Damen und Herren , wir kommen zur Ab¬

stimmung.
Ich rufe als erstes den Antrag der Fraktion DIE

GRÜNEN mit der Drucksachen -Nummer 12/1117
auf.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür DIE GRÜNEN)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD , CDU, FDP und Abg . Alter¬
mann [DVU])

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) lehnt die¬

sen Antrag ab.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An¬

trag der Fraktion der FDP mit der Drucksachen-
Nummer 12/1148.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
möchte , den bitte ich um das Handzeichen ! pj

(Dafür CDU und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD , DIE GRÜNEN und Abg.
Alt er mann [DVU])

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , daß die Bürgerschaft (Landtag ) auch

diesen Antrag ablehnt.
Meine Damen und Herren , ich schlage Ihnen vor,

daß wir heute die Sitzung beenden und morgen um
9 .45 Uhr die Sitzung der Bürgerschaft (Landtag ) fort¬
setzen.

Ich schließe die Sitzung der Bürgerschaft (Land¬
tag ) . Ich wünsche allen einen guten Heimweg.

(Schluß der Sitzung 18 . 15 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfrage aus
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)

vom 20. Februar 1991

Anfrage 16: Verbot der politischen Betätigung für
Araber

Ich frage den Senat:
1 . Was bezweckt der Senat mit der Vernehmung

von Palästinensern , und nach welchen Kriterien
werden die zu vernehmenden Personen ausgewählt?

2 . Gemäß § 37 des Ausländergesetzes untersagte
die Ausländerbehörde in Berlin mehreren Arabern
die politische Betätigung und verbot ihnen , die Stadt
zu verlassen , da man im Zusammenhang mit dem

Golfkrieg Anschläge befürchtet ; erwägt der Bremer
Senat ähnliche Schritte?

3 . Ist es — wie in Berlin — im Zusammenhang mit
der Situation am Golf zu aufenthaltsbeendenden
Maßnahmen gekommen , oder erwägt der Senat
solche?

Tiefenbach piE GRÜNEN)

Antwort des Senats:
Zu 1 . : Dem Bundeskriminalamt liegen Erkennt¬

nisse vor , daß Anschläge durch Angehörige ver¬
schiedenster terroristischer Gruppierungen , insbe¬
sondere aus dem nah - und mittelöstlichen Bereich,
aufgrund der Unterstützung der Alliierten im Golf¬
krieg gegen Personen und Einrichtungen in der Bun¬
desrepublik erfolgen sollen.

Dies hat dazu geführt , daß ein bestimmter Perso¬
nenkreis zu einem Gespräch gebeten wurde.

Zu 2 . und 3 . : Nein.

I Druck : Hans Krohn , Bremen
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